Gemeindevertretung der Gemeinde Calden

BEKANNTMACHUNG

zur 21. Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Calden
am Donnerstag, den 16.11.2023 um 19:30 Uhr,
in den groRen Sitzungssaal des Rathauses Calden

Tagesordnung

offentliche Sitzung

1. Sachstandsmitteilung zum Antrag der SPD-Fraktion zur halbstiindigen (FA-3/2023)
Verdichtung der Buslinie 100 vom 25.04.2023 (Beschluss der
Gemeindevertretung vom 25.06.2023).

Antrag der SPD-Fraktion zur ErschlieBung von Packstationen in Calden (FA-2/2023)
Wahl eines stellvertretenden Ortsgerichtsvorstehers sowie zwei weiterer (VL-149/2023)
Schoffen fir den Ortsgerichtsbezirk Calden Il

4, Wahl einer Schiedsperson flir den Schiedsamtsbezirk Calden (alle (VL-150/2023)
Ortsteile)

5. Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden (VL-144/2023)
hier: Vorlage eines Finanzberichts nach § 28 GemHVO
BERK Ansparlésung (VL-142/2023)
Beteiligung an der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH; (VL-148/2023)
Kapitalerhéhung

8. Erneuerung der ,Wilhelmsthaler Stral3e” (Kreisstrale 46) — Ortsdurchfahrt  (VL-143/2023)
Calden
hier: Beratung und Beschlussfassung tber die Ausflihrungsplanung

9. Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden (VL-147/2023)

hier: Beratung und Beschlussfassung zum Jahresabschluss 2021
10. Friedhofsangelegenheiten

10.1 Ubernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung fiir die Ortsteile (VL-153/2023)
Calden, Meimbressen, Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten
hier: Beratung und Beschlussfassung uber die Friedhofsordnung



10.2 Ubernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung fiir die Ortsteile
Calden, Meimbressen, Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten
hier: Beratung- und Beschlussfassung lber die
Friedhofsgebihrenordnung

11.  Mitteilungen vom Gemeindevorstand

Calden, 30.10.2023

gez.
Andreas Reichhardt
Vorsitzender der Gemeindevertretung

Bekanntmachung zur 21. Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Calden

(VL-154/2023)
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Gemeinde Calden

GESAMTE NIEDERSCHRIFT

der 21. Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Calden
am Donnerstag, dem 16.11.2023 von 19:30 Uhr bis 20:50 Uhr,
in dem grofden Sitzungssaal des Rathauses Calden

17.11.2023

Anwesenheiten

Vorsitz:
Andreas Reichhardt (SPD)

(Anwesenheitsliste entfernt)



Tagesordnung

offentliche Sitzung

10.
10.1

10.2

11.

Block A

Sachstandsmitteilung zum Antrag der SPD-Fraktion zur halbstiindigen
Verdichtung der Buslinie 100 vom 25.04.2023 (Beschluss der
Gemeindevertretung vom 25.06.2023).

Antrag der SPD-Fraktion zur ErschlieBung von Packstationen in Calden

Wahl eines stellvertretenden Ortsgerichtsvorstehers sowie zwei weiterer
Schoffen fir den Ortsgerichtsbezirk Calden Il

Wahl einer Schiedsperson flir den Schiedsamtsbezirk Calden (alle
Ortsteile)

Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden
hier: Vorlage eines Finanzberichts nach § 28 GemHVO

BERK Ansparlésung

Beteiligung an der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH;
Kapitalerhéhung

Erneuerung der ,Wilhelmsthaler Stral3e” (Kreisstrale 46) — Ortsdurchfahrt
Calden
hier: Beratung und Beschlussfassung Uber die Ausfiihrungsplanung

Block B

Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden
hier: Beratung und Beschlussfassung zum Jahresabschluss 2021

Friedhofsangelegenheiten

Ubernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung fiir die Ortsteile
Calden, Meimbressen, Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten
hier: Beratung und Beschlussfassung Uber die Friedhofsordnung

Ubernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung fiir die Ortsteile
Calden, Meimbressen, Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten

hier: Beratung- und Beschlussfassung uber die
Friedhofsgeblhrenordnung

Mitteilungen des Gemeindevorstandes

Niederschrift der 21. Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Calden

(FA-3/2023)

(FA-2/2023)
(VL-149/2023)
(VL-150/2023)

(VL-144/2023)

(VL-142/2023)
(VL-148/2023)

(VL-143/2023)

(VL-147/2023)

(VL-153/2023)

(VL-154/2023)
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Sitzungsverlauf

Der Vorsitzende der Gemeindevertretung Andreas Reichhardt eroffnet die Sitzung der
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden um 19:30 Uhr und stellt fest, dass die Einladung form-
und fristgerecht erfolgt und die Gemeindevertretung beschlussfahig ist.

Herr Reichhardt begrufRt den Gemeindevorstand mit Blrgermeister Herrn Maik Mackewitz und
Schriftfihrer Herrn Steffen Temme sowie insbesondere Frau Neu von der HNA und die anwesenden
Blrger.

Vor Einstieg in die Tagesordnung fragt Herr Reichhardt die Gemeindevertretung, ob es Anderungen
zur Tagesordnung gibt. Anderungen liegen nicht vor.

Es herrscht Einvernehmen in der Gemeindevertretung, die Tagesordnung in folgende Blocke
aufzuteilen:

Block A: TOP 1 -8
Block B: TOP 9 - 11

offentliche Sitzung
Block A

1. Sachstandsmitteilung zum Antrag der SPD-Fraktion zur FA-3/2023
halbstiindigen Verdichtung der Buslinie 100 vom 25.04.2023
(Beschluss der Gemeindevertretung vom 25.06.2023).

Beschluss:

Die Gemeindevertretung nimmt die Rickmeldungen des NVV zum Antrag der SPD-Fraktion sowie
die geplanten Anpassungen zum Fahrplanwechsel am 10.12.2023 in der Gemeinde Calden zur
Kenntnis.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig

2, Antrag der SPD-Fraktion zur ErschlieBung von Packstationen in FA-2/2023
Calden

Beschluss:
Die Gemeindevertretung beauftragt den Gemeindevorstand zu prifen, wo die ErschlieBung von
(DHL-) Packstationen in der Gemeinde Calden mdglich ist.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig
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3. Wabhl eines stellvertretenden Ortsgerichtsvorstehers sowie zwei VL-149/2023
weiterer Schoffen fur den Ortsgerichtsbezirk Calden Il

Beschluss:
Die Gemeindevertretung schlagt dem Prasidenten des Amtsgerichts Kassel folgende Personen als
Ortsgerichtsschoffe fur den Ortsgerichtsbezirk Calden Il zur Ernennung vor:

1. Herr Friedhelm Dilcher, als stellv. Ortsgerichtsvorsteher und Ortsgerichtsschoffe
2. Herr Dittmar Fricke, Ortsgerichtsschoffe
3. Herr Christian Wehner, Ortsgerichtsschoffe

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig

4. Wabhl einer Schiedsperson fiir den Schiedsamtsbezirk Calden (alle VL-150/2023
Ortsteile)

Beschluss:

Die Gemeindevertretung wahlt Herrn Manfred Nemeth zum Schiedsmann fir den
Schiedsamtsbezirk Calden (alle Ortsteile) und schlagt ihn dem Amtsgericht Kassel zur Bestatigung
VOr.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig

5. Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden VL-144/2023
hier: Vorlage eines Finanzberichts nach § 28 GemHVO

Die Gemeindevertretung nimmt den vom Gemeindevorstand vorgelegten Finanzbericht zum
31.07.2023 zur Kenntnis.

6. BERK Ansparlésung VL-142/2023

Beschluss:
Die Gemeinde Calden ist als Gesellschafterin an der Energie Region Kassel Beteiligungs- GmbH &
Co. KG mit Sitz in Kassel (nachfolgend ,BERK") beteiligt.

Die Gemeinde Calden wird als Gesellschafterin keine Korperschaftsteuer-Betrage aus der BERK
entnehmen, das heil’t sich von der BERK auszahlen lassen. Dies gilt zunachst fir alle Steuerbetrage
bis einschlieRlich Veranlagungsjahr 2030 und umfasst auch den Solidaritdtszuschlag auf die
Korperschaftssteuer. Die Steuerbetrage sollen in der BERK verbleiben, um dort einen Kapitalpuffer
anzusparen.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig

7. Beteiligung an der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH;  VL-148/2023
Kapitalerhohung

Beschluss:

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Calden stimmt der Erhdhung des Stammkapitals von
100.000 EUR auf 200.000 EUR durch Anderung des Gesellschaftsvertrages und der Anpassung
des Konsortialvertrages der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH sowie dem Verzicht
auf den Erwerb neuer Geschéaftsanteile zu. Der Anpassung des Konsortialvertrages auch zu den
weiter dargestellten Themen wird zugestimmt.

Niederschrift der 21. Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 4 von 6



Der Blrgermeister der Gemeinde Calden bzw. sein gesetzlicher Vertreter werden ermachtigt und
beauftragt, den Anteilserwerb umzusetzen und zur Umsetzung des Beschlusses einen Beauftragten
gemal Anlage B unter Befreiung von § 181 BGB zu bevollméchtigen, die notwendigen Beschlisse
zur Anderung des Gesellschaftsvertrages der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH zur
Erhéhung des Stammkapitals und zum Verzicht auf den Erwerb neuer Anteile an der KEAM zu
fassen und alle weiteren Schritte zur Umsetzung einschlieRlich einer Anpassung des
Konsortialvertrages auch zu weiteren Themen in die Wege zu leiten.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig

8. Erneuerung der ,,Wilhelmsthaler StraBe* (KreisstralBe 46) — VL-143/2023
Ortsdurchfahrt Calden
hier: Beratung und Beschlussfassung liber die Ausfiihrungsplanung

Beschluss:

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Calden beschlie3t, fir die in gemeindlicher Baulast
stehenden Flachen die als Anlage beigefligte Ausfiihrungsplanung zur grundhaften Erneuerung der
~Wilhelmsthaler Stral’e und beauftragt den Gemeindevorstand, die baulichen Leistungen in der
dargelegten Form auszuschreiben und zu vergeben.

Abstimmungsergebnis:

Einstimmig
Block B
9. Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden VL-147/2023

hier: Beratung und Beschlussfassung zum Jahresabschluss 2021

Beschluss:

Die Gemeindevertretung beschlie3t auf der Grundlage des § 114 HGO den von der Revision des
Landkreises Kassel gepruften Jahresabschluss 2021 und erteilt gleichzeitig dem Gemeindevorstand
die Entlastung fiir dieses Haushaltsjahr.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig

10. Friedhofsangelegenheiten

10.1 Ubernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung fiir die Ortsteile =~ VL-153/2023
Calden, Meimbressen, Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten
hier: Beratung und Beschlussfassung uiber die Friedhofsordnung

Beschluss:

Die Gemeindevertretung beschlieBt, die Friedhofsordnung und damit die Ubernahme der
Angelegenheiten des Friedhofs- und Bestattungswesens zum 01.01.2024 in der vorlegten Form. Die
Friedhofsordnung tritt zum 01.01.2024 in Kraft.

Der Gemeindevorstand wird damit beauftragt, die erforderlichen Vertrage mit den betroffenen
Kirchenvorstanden auszufertigen und im Vorgriff auf den angepassten Stellenplan 2024 die
Personalgewinnung fur die Schaffung einer Friedhofsverwaltung einzuleiten. Als Ansprechpartner
fur die Gestaltung und Entwicklung der Friedhofe sind die Ortsbeirate vor Ort anzuhdren.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig
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10.2 Ubernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung fiir die Ortsteile ~ VL-154/2023
Calden, Meimbressen, Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten
hier: Beratung- und Beschlussfassung uiber die
Friedhofsgebiihrenordnung

Beschluss:
Die Gemeindevertretung beschlielt, die Friedhofsgebiihrenordnung zum 01.01.2024 in der
vorgelegten Form. Die Friedhofsgeblihrenordnung tritt am 01.01.2024 in Kraft.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig

11. Mitteilungen des Gemeindevorstandes

Die Mitteilungen des Gemeindevorstandes liegen dem Protokoll in der Anlage bei.

gez. Andreas Reichhardt gez. Steffen Temme
Vorsitzender der Gemeindevertretung Schriftfihrer
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Fraktionsantrag

- Offentlich -

FA-3/2023
Fachbereich Finanzen, Personal,

Ordnungswesen

Federfihrendes Amt | Fachbereichsleiter Il Gemeinde Calden
Antragsteller SPD-Fraktion
Datum 24.10.2023
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 zur Kenntnis
Aus;chuss fur Nachhaltigkeit, Infrastruktur und 08.11.2023 zur Kenntnis
Soziales
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 zur Kenntnis

Sachstandsmitteilung zum Antrag der SPD-Fraktion zur halbstiindigen Verdichtung der Buslinie
100 vom 25.04.2023 (Beschluss der Gemeindevertretung vom 25.06.2023).

Sachdarstellung:

Nach dem Antrag der SPD-Fraktion vom 25.04.2023 hat die Gemeindevertretung in ihrer Sitzung
am 25.06.2023 folgenden Beschluss gefasst:

.Der Gemeindevorstand wird beauftragt, bis zum nédchsten Fahrplanwechsel zielfliihrende
Gesprédche zum NVV aufzunehmen, um eine halbstiindige Verdichtung der Buslinie 100 in den
StoRzeiten zu erreichen sowie eine erneute Uberpriifung einer Anbindung der Linie 47 an die RT 1
am Bahnhof Espenau zu erwirken®.

1. Halbstiindige Verdichtung der Buslinie 100 in den StoRzeiten
Der NVV hat die Besetzung der Busse auf der Linie 100 morgens in der Hauptverkehrszeit
Uberpruft und folgendes mitgeteilt:

»Seit tber fiinf Jahren haben die vom NVV beauftragten Linienbusse ein automatisches Fahrgast-
Zahlsystem (AFZS) eingebaut. Die Ergebnisse deuten nicht auf eine Uberfiillung hin, eine
Auswertung vor den Sommerferien zeigte bei den Bussen, die morgens gegen 7 Uhr und 8 Uhr
von Calden nach Kassel fahren, eine Besetzung von 40-50 Fahrgédsten. Demnach sind sie zwar
gut ausgelastet, dennoch finden in den eingesetzten Gelenkbussen alle Fahrgéste einen Sitzplatz.

Was eine mégliche grundsétzliche Ausweitung der Taktung auf der Linie 100 hin zu einem
halbstiindlichen Angebot betrifft, so miissen hierzu erst die finanziellen Mittel zur Verfiigung
gestellt werden. In Calden halten neben der stiindlich verkehrenden Buslinie 100 noch die
halbstiindlich angebotene Linie 47 nach Vellmar-Nord (Anschluss Tramlinie 1 nach Kassel) sowie
die im Stundentakt verkehrende Linie 46 nach Flirstenwald (Anschluss RT1 nach Kassel)*.



2.Uberpriifung einer Anbindung der Linie 47 an die RT1 am Bahnhof Espenau
Der NVV hat eine Anbindung der Linie 47 an die RT1 am Bahnhof Espenau Uberprift und
folgendes mitgeteilt:

.Der Fahrplan der Buslinie 47 ist auf Anschliisse aus dem Ortsteil Hohenkirchen zur RegioTram
ausgerichtet. Der Ortsteil Schéferberg hat bereits einen direkten Anschluss nach Kassel mit der
Buslinie 100. Leider lassen sich nicht gleichzeitig auch Anschliisse von Calden kommend an die
RT1 einrichten, dazu mlisste die Buslinie 47 im Viertelstundentakt fahren. Doch bietet die Linie 47
an der Endhaltestelle Vellmar-Nord einen direkten Anschluss an die Tramlinie 1, von der aus viele
zentrale Bereiche Vellmars und der Stadt Kassel gut erreichbar sind.

3. Anpassungen zum Fahrplanwechsel am 10.12.2023 in der Gemeinde Calden

Der NVV hat mitgeteilt, dass es zum bevorstehenden Fahrplanwechsel am 10.12.2023 mehrere
Anpassungen im Gebiet der Gemeinde Calden geben wird, die mit einer weiteren
Angebotsverbesserung fiir die Fahrgaste einhergehen sollen. Folgende Anpassungen sind
vorgesehen:

- Ostlich des Terminals wird eine neue Haltestelle ,,Am Tower“ eingerichtet, die die Linie
47 montags-freitags halbstiindlich bedienen wird.

- Die Fahrzeiten der Linie 47 werden auf Teilabschnitten angepasst, um eine bessere
Plinktlichkeit und sicherere Anschliisse in Vellmar-Nord gewahrleisten zu kénnen.

- Am Terminal werden sich Anschliisse zwischen den Buslinien 46 und 47 ergeben, so
dass sich die Verbindungen zwischen den Caldener Ortsteilen verbessern werden.

- An Samstagen, Sonn- und Feiertagen werden dazu die Abfahrzeiten aller Linien
verschoben.

Finanzielle Auswirkungen:

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung nimmt die Riickmeldungen des NVV zum Antrag der SPD-Fraktion sowie
die geplanten Anpassungen zum Fahrplanwechsel am 10.12.2023 in der Gemeinde Calden zur
Kenntnis.
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Fraktionsantrag

- Offentlich -

FA-2/2023
Fachbereich Finanzen, Personal,

Ordnungswesen

Federfihrendes Amt | Fachbereichsleiter | Gemeinde Calden
Antragsteller SPD-Fraktion
Datum 24.10.2023
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschlielend
Aus:schuss fur Nachhaltigkeit, Infrastruktur und 08.11.2023 vorberatend
Soziales
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschlieRend

Antrag der SPD-Fraktion zur Erschliefung von Packstationen in Calden

Sachdarstellung:

Die SPD-Fraktion bittet darum, folgenden Antrag auf die Tagesordnung der nachsten
Gemeindevertretersitzung und des nachsten ANIS zu setzen.

Begriindung:

Am 11.09.2023 veréffentlichte die Gemeinde Uber die Calden-App die Mitteilung, dass die
Deutsche Post beabsichtige die eigenbetriebene Filiale (555; Am Wasser 4) in eine Partner-Filiale
umzuwandeln. Diese Partner-Filiale wurde nun zum 10.10.2023 in der Breslauer Straf3e 2 in
Calden eroffnet.

Die neue Partner-Filiale hat von Montag bis Donnerstag jeweils von 12:00 bis 16:00 Uhr, am
Freitag von 12:00 bis 17:00 Uhr und an Samstagen von 10:00 bis 12:00 Uhr ged6ffnet. Diese
Offnungszeiten stellen sogar eine Verschlechterung zu den ehemaligen, schon sehr
ausbaufahigen, Offnungszeiten dar, denn bisher 6ffnete die Filiale am Wasser zumindest jeweils
Vor- und Nachmittags und von Dienstag bis Freitag bis 17:00 Uhr.

Besondern vollzeitberufstatige Biirgerinnen und Blrger werden bei den neuen Offnungszeiten
aulier Acht gelassen. Abhilfe kénnte durch DHL-Packstationen geschaffen werden, welche 24
Stunden am Tag aufgesucht werden kénnen. Pakete kdnnen hier einfach und unkompliziert
empfangen und versendet werden.

Eine Packstation kann grundsatzlich auf den Grundstlicken von Gewerbetreibenden, 6ffentlichen
Einrichtungen, Kommunen und Privatpersonen errichtet werden. Seitens der DHL wird dem
Grundstuckseigentimer ein kostenfreies Komplettpaket angeboten. Synergieeffekte fur
Unternehmer kdnnen beispielsweise mehr Besucher auf dem Unternehmensgrundstiick und damit
auch mehr potentielle Kunden sein. Auch die Gemeinde konnte hier aktiv werden und die meist
zentral gelegenen Bushaltestellen durch entsprechende Packstationen aufwerten.

Weiterhin kann eine Packstation ein zusatzliches 6kologisches Angebot schaffen, denn die
Gemeindestraflten kdnnten durch weniger teil unnétige Zustellversuche entlastet werden.

Gelungene Beispiele fir Packstationen stehen bereits in den Nachbarkommunen Espenau (am
Rewe) und Vellmar (am Lidl und am Aldi).



Finanzielle Auswirkungen:

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung beauftragt den Gemeindevorstand zu prufen, wo die ErschlieBung von
(DHL-) Packstationen in der Gemeinde Calden mdglich ist.

Anlage(n):
1. Antrag_SPD_Fraktion
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SPD Fraktion Calden

c/o Jens Dieter Horn

Neue Stralle 6

34379 Calden,

Tel.: 0178-2694777

E-mail: jensdieterhor@gmail.com

/| Gemeinde Calden

/ 18, Ukt. 2023 Calden, 18.10.2023
I I [

An den Vorsitzenden der Ciﬂener Gemeindeverirefung
Herrn Andreas Reichhardt

Hollandische Strafle 35

34379 Calden

f
/

ErschlieBung von Packstationen in Calden
Sehr geehrter Herr Reichhardt,

die SPD-Fraktion bittet darum, folgenden Antrag auf die Tagesordnung der néchsten Ge-
meindevertretersitzung und des néchsten ANIS zu setzen.

Antrag
Die Gemeindevertretung mdge beschliefen:

Der Gemeindevorstand wird beauftragt zu priifen, wo die ErschlieBung von (DHL-) Pack-
stationen in der Gemeinde Calden mdglich ist.

Begriindung

Am 11.09.2023 veréffentlichte die Gemeinde (iber die Calden-App die Mitteilung, dass die
Deutsche Post beabsichtige die eigenbetriebene Filiale (555; Am Wasser 4) in eine Part-
ner-Filiale umzuwandeln. Diese Partner-Filiale wurde nun zum 10.10.2023 in der Breslauer
Stralle 2 in Calden erdffnet.

Die neue Partner-Filiale hat von Montag bis Donnerstag jeweils von 12:00 bis 16:00 Uhr,
am Freitag von 12:00 bis 17:00 Uhr und an Samstagen von 10:00 bis 12:00 Uhr gedffnet.
Diese Offnungszeiten stellen sogar eine Verschlechterung zu den ehemaligen, schon sehr
ausbaufshigen, Offnungszeiten dar, denn bisher 6ffnete die Filiale am Wasser zumindest
jeweils Vor- und Nachmittags und von Dienstag bis Freitag bis 17:00 Uhr.

Besonders vollzeitberufstatige Blrgerinnen und Biirger werden bei den neuen Offnungs-
zeiten aulBer Acht gelassen. Abhilfe kénnte durch DHL-Packstationen geschaffen werden,
welche 24 Stunden am Tag aufgesucht werden konnen. Pakete kénnen hier einfach und
unkompliziert empfangen und versendet werden.

Eine Packstation kann grundsétzlich auf den Grundstiicken von Gewerbetreibenden, 6f-
fentlichen Einrichtungen, Kommunen und Privatpersonen errichtet werden. Seitens der
DHL wird dem Grundstiickseigentimer ein kostenfreies Komplettpaket angeboten. Syner-
gieeffekte fir Unternehmer kénnten beispielsweise mehr Besucher auf dem Unterneh-
mensgrundstiick und damit auch mehr potentielle Kunden sein. Auch die Gemeinde kénnte
hier aktiv werden und die meist zentral gelegenen Bushaltestellen durch entsprechende
Packstationen aufwerten.



SPD Fraktion Calden

* c/o Jens Dieter Horn

Neue Strafe 6

34379 Calden,

Tel.: 0178-2694777

E-mail: jensdieterhorn@gmail.com

Weiterhin kann eine Packstation ein zusétzliches 6kologisches Angebot schaffen, denn die
Gemeindestralen kénnten durch weniger teils unnétige Zustellversuche entlastet werden.

Gelungene Beispiele fur Packstationen stehen bereits in den Nachbarkommunen Espenau
(am Rewe) und Vellmar (am Lidl und am Aldi).

Mit freundlichen GriiRen

ens Diéter Horn
- Fraktionsvorsitzender -



Beschlussvorlage
- Offentlich -
VL-149/2023

Fachbereich Qremien und
Offentlichkeitsarbeit,
Blrgerservice
Federfihrendes Amt | Fachbereichsleiter |

Gemeinde Calden

Datum 24.10.2023

Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschlieRend
Haupt- und Finanzausschuss 13.11.2023 vorberatend
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschlieRend

Wahl eines stellvertretenden Ortsgerichtsvorstehers sowie zwei weiterer Schoffen flir den
Ortsgerichtsbezirk Calden Il

Sachdarstellung:

Der Ortsgerichtsschoffe und stellv. Ortsgerichtsvorsteher vom Ortsgerichtsbezirk Calden I, Herr
Peter Keuneke, hat dem Amtsgericht Kassel schriftlich mitgeteilt, dass er sein Amt zum
nachstmaglichen Zeitpunkt niederlegen méchte.

Der derzeitige Ortsgerichtsvorsteher des Ortsgerichtsbezirk Calden Il, Herr Reiner Tolle, hat der
Verwaltung mitgeteilt, dass es des Ofteren zu personellen Ausfallen kommt und Termine nicht
zeitgerecht wahrgenommen werden kdénnen. Herr Tolle hat deshalb darum gebeten, die Anzahl der
Schoffen zu erhéhen.

Das Amtsgericht Kassel hat mit Beschluss vom 07.09.2023, auf Antrag der Gemeinde Calden,
entschieden, die Anzahl der Ortsgerichtsschoffen flir das Ortsgericht Calden Il voriibergehend
gem. § 4 Abs. 1 Satz 2 Ortsgerichtsgesetz (OGG) um drei weitere Mitglieder zu erhdhen.

Die Erhohung gilt so lange, bis das Ortsgericht Calden Il wieder die gesetzliche Anzahl an
Ortsgerichtsmitgliedern erreicht hat.

Das Amtsgericht Kassel hat daher darum gebeten, die Wahl von drei neuen Ortsgerichtsschoffen
in die Wege zu leiten.

Folgende Personen stehen fur eine Wahl zur Verfugung und werden vorgeschlagen:

1. Herr Friedhelm Dilcher als stellv. Ortsgerichtsvorsteher und Ortsgerichtsschoffe
2. Herr Dittmar Fricke, Ortsgerichtsschoffe
3. Herr Christian Wehner, Ortsgerichtsschoffe

Die Ortsgerichtsmitglieder werden gem. § 7 OGG auf Vorschlag der Gemeindevertretung vom
Prasidenten des Amtsgerichts Kassel ernannt.

Die Gemeindevertretung hat die Person(en) vorzuschlagen. Bei der Wahl miissen mehr als die
Halfte der Stimmen der gesetzlichen Zahl der Gemeindevertreter auf die Person entfallen. Die
Abstimmung erfolgt schriftlich und geheim. Wenn niemand widerspricht, kann durch Zuruf oder
Handaufheben abgestimmt werden.



Finanzielle Auswirkungen:

Beschlussvorschlaqg:

Die Gemeindevertretung schlagt dem Prasidenten des Amtsgerichts Kassel folgende Personen als
Ortsgerichtsschoffe flr den Ortsgerichtsbezirk Calden Il zur Ernennung vor:

1. Herr Friedhelm Dilcher, als stellv. Ortsgerichtsvorsteher und Ortsgerichtsschoffe

2. Herr Dittmar Fricke, Ortsgerichtsschoffe
3. Herr Christian Wehner, Ortsgerichtsschoffe

Der Burgermeister
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Beschlussvorlage
- Offentlich -

VL-150/2023
Fachbereich Gremien und
Offentlichkeitsarbeit,
Blrgerservice
FederfuUhrendes Amt | Fachbereichsleiter |

Gemeinde Calden

Datum 24.10.2023

Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschlieRend
Haupt- und Finanzausschuss 13.11.2023 vorberatend
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschlieRend

Wahl einer Schiedsperson flir den Schiedsamtsbezirk Calden (alle Ortsteile)

Sachdarstellung:

Die Amtszeit des aktuellen Schiedsmanns, Herr Michael Miller, flr den Schiedsamtsbezirk Calden
(alle Ortsteile) lauft am 05.12.2023 ab. Das Amtsgericht Kassel hat die Gemeinde damit
beauftragt, eine neue Schiedsperson zu wahlen.

Die Gemeindevertretung wird gebeten, gem. § 4 Hessisches Schiedsamtsgesetz (HSchAG) eine
Schiedsperson fur die Dauer von 5 Jahren zu wahlen. Die Person muss das 30. Lebensjahr
vollendet haben und darf nicht alter als 75 Jahre sein. Sie muss die Fahigkeit zur Bekleidung
offentlicher Amter besitzen.

Gemal Schiedsamtsgesetz wurde die bevorstehende Wahl in Verbindung mit dem Hinweis darauf,
dass sich interessierte Personen zur Wahl stellen kénnen, in der Blrgerzeitung der Gemeinde
Calden bekannt gemacht und auch in der Orts-App veroffentlicht.

Insgesamt sind drei Bewerbungen eingegangen, wovon eine Bewerbung wieder zurickgenommen
wurde. Mit den zwei verbliebenden Bewerbern wird der Gemeindevorstand abschlieffend noch
Gesprache fuhren, um u.a. die personlichen Voraussetzungen nach § 3 HSchAG zu prifen.

Ein namentlicher Beschlussvorschlag wird vor der Sitzung des Ausschusses bekannt gegeben. Fir
die Wahl ist die Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Gemeindevertretung erforderlich.

Finanzielle Auswirkungen:

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung wahlt Frau/Herrn ................... zur/zum Schiedsfrau/Schiedsmann flr
den Schiedsamtsbezirk Calden (alle Ortsteile) und schlagt sie/ihn dem Amtsgericht Kassel zur
Bestatigung vor.

Der Burgermeister



Beschlussvorlage
- Offentlich -

VL-144/2023

Fachbereich FB Il - Fachbereich
Finanzmanagement

Federfihrendes Amt | Fachbereichsleiter Il Gemeinde Calden
Datum 24.10.2023

Beratungsfolge Termin Beratungsaktion

Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 zur Kenntnis

Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden
hier: Vorlage eines Finanzberichts nach § 28 GemHVO

Sachdarstellung:

Gemall § 28 Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO)ist die Gemeindevertretung
mehrmals jahrlich Uber den Stand des Haushaltsvollzugs zu unterrichten.

Nach den geltenden Hinweisen zu dieser gesetzlichen Bestimmung ist die Anzahl der jahrlichen
Berichte von den ortlichen Verhaltnissen abhangig. Der Gemeindevorstand hat der Gemeinde-
vertretung mehrmals, d.h. also mindestens zweimal im Haushaltsjahr, einen Bericht vorzulegen. Die
Berichte sind so zeitgerecht vorzulegen, dass die Gemeindevertretung noch Malnahmen mit
finanziellen Auswirkungen auf das laufende Haushaltsjahr beschlielen kann. Nach einer
Berichterstattung im Zusammenhang mit den Haushaltsberatungen 2023 erfolgt nun ein weiterer
Finanz- bericht zum 31.07.2023.

Finanzielle Auswirkungen:

Kdénnen aus den Ergebnissen und Erkenntnissen des Berichts erwachsen.

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung nimmt den vom Gemeindevorstand vorgelegten Finanzbericht zum
31.07.2023 zur Kenntnis.

Der Burgermeister



Beschlussvorlage
- Offentlich -
VL-142/2023
Fachbereich Finanzen, Personal,
Ordnungswesen
Federfuhrendes Amt | Fachbereichsleiter |I Gemeinde Calden
Datum 24.10.2023
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschlielRend
Haupt- und Finanzausschuss 13.11.2023 vorberatend
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschlielend
BERK Ansparlésung

Sachdarstellung:

1. Zur Energie Region Kassel Beteiligungs- GmbH & Co. KG (,,BERK")

Die BERK wurde im Jahr 2012 gegrindet. Die Kommanditeinlagen bzw. Anteile am
Festkapital der BERK werden von 17 Kommunen aus dem Landkreis Kassel gehalten. Die
Beteiligungsverhaltnisse sind in der Anlage 1 aufgefthrt.

2. EAM-Beteiligung und Rechnerische Koérperschaftsteuer

Im Jahr 2020 hat sich die BERK an der EAM GmbH & Co. KG mit Sitz in Kassel (,EAM")
beteiligt; vgl. Beschluss der Gemeindevertretung Calden vom 25.06.2020. Die EAM steht
an der Spitze der EAM-Gruppe, einer Gruppe regionaler Energieversorgungsunternehmen.
Alle EAM-Anteile befinden sich in kommunaler Hand.

Die BERK erhalt von der EAM neben einer jahrlichen Gewinnbeteiligung eine sog.
Rechnerische Kérperschaftsteuer ausgezahlt. Die Rechnerische Korperschaftsteuer wird
durch die Gewinne der EAM-Gruppe ausgeldst, fallt aber erst bei den Korperschaften
,2oberhalb® der EAM (den Gesellschaftern) an, da es sich bei der EAM um eine
Personengesellschaft und keine Kérperschaft handelt.

Da die BERK ebenfalls eine Personengesellschaft ist, werden letztlich erst die BERK-
Gesellschafter, also die 17 Kommunen, mit der Kdrperschaftsteuer auf die EAM-Gewinne
veranlagt. Ob diese Korperschaftsteuer auf Ebene der Kommune tatsachlich mit diesem
oder mit einem geringeren Betrag anfallt, richtet sich aber nach den Gegebenheiten der
einzelnen Kommune.



3. Bankdarlehen der BERK, vor allem die Nachrangdarlehen

Im Zuge des Erwerbs von 51% der ortlichen Stromnetze nahm die BERK ab 2014 mehrere
Bankdarlehen auf. Der betragsmalig grofdte Teil dieser Darlehen, die sogenannten
Nachrangdarlehen, wurden durch Bulrgschaften der 17 Gesellschafter-Kommunen
besichert. Die Nachrangdarlehen und die Burgschaften wurden im Zusammenhang mit der
EAM-Beteiligung in 2020 neu abgeschlossen; vgl. oben genannter Beschluss der
Gemeindevertretung Calden vom 25.06.2020. Die Burgschaftsbetrage mit Stand 2020 sind
ebenfalls in der Anlage 1 aufgefihrt.

Die Gesamtheit der Bankdarlehen der BERK und der ungefahre Planverlauf der Restvaluten
ist in der Anlage 2 dargestellt. Die rote Kurve steht fur die Summe der schon erwahnten
Nachrangdarlehen. Diese haben eine Verzinsung von 1,25% p.a.; dieser Zinssatz ist fest
bis zum 30.09.2030.

4. Ansparlosung

Seit dem Jahr 2022 sind die Kreditzinsen am Kapitalmarkt erheblich gestiegen. Ein
Zinsanstieg bei den Nachrangdarlehen ab Oktober 2030 in einer solchen GréRenordnung
wuirde die BERK erheblich belasten.

Die Geschaftsfuhrer der BERK, die Herren Burgermeister Fred Dettmar (Reinhardshagen)
und Michael Platzer (Schauenburg), haben dazu einen Ldsungsvorschlag erarbeitet. Er
sieht vor, dass die 17 Gesellschafter-Kommunen die Rechnerische Korperschaftsteuer nicht
aus der BERK entnehmen, sondern dort zur Starkung der Kapitalbasis stehen lassen. Die
zusatzlichen Bankguthaben sollen dabei nicht in etwaige Sondertilgungen fliel3en, sondern
zumindest bis 2030 einen Kapitalpuffer auf einem Sonderkonto der BERK aufbauen
(,LAnsparlbésung®).

Das so angesparte Guthaben koénnte auch zugunsten der kreditgebenden Banken
verpfandet werden. Je nach Umfang der Rechnerischen Koérperschaftsteuer, deren Hohe
jahrlich schwankt, konnte die BERK bis zum Jahr 2030 insgesamt einen Betrag bis etwa 1
Mio. € ansparen. Der betragsmalige Anteil der einzelnen Kommune an der Rechnerischen
Korperschaftsteuer ergibt sich aus der Beteiligungsquote gemal
Anlage 1.

Anmerkungen:

a) Bisher haben die 17 Gesellschafter-Kommunen noch keine Rechnerische
Korperschaftsteuer aus der BERK entnommen. Es wurden auch keine steuerlichen
Gewinne ausgewiesen, fur die auf Kommunen-Ebene eine Korperschaftsteuer angefallen
ware.

b) Eine Anpassung der kommunalen Birgschaften ist nicht erforderlich.
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5. Auffassung der kreditgebenden Banken und der Kommunalaufsicht

Die kreditgebenden Banken vertreten die Auffassung, dass die Rechnerische
Korperschaftsteuer gar nicht von den Kommunen aus der BERK entnommen werden darf.
Nach dieser Ansicht steht die Rechnerische Korperschaftsteuer also ohnehin nicht zur
Disposition der Kommunen. Die BERK-Geschaftsfuhrung halt diese Auffassung fur fraglich.

Allerdings beflrwortet auch die Bankenseite die oben skizzierte Ansparldsung, d.h. das
Ansparen der Steuerbetrage auf einem Sonderkonto der BERK, weil dies die Spielraume
der BERK unstrittig deutlich erhdhen wirde.

Der Landkreis Kassel als Kommunalaufsicht hat sich dieser Ansicht angeschlossen. Er halt
die Ansparlésung aufsichtsrechtlich nicht flir genehmigungspflichtig, hat aber die
Empfehlung ausgesprochen, dass die entsprechenden Gemeindevertretungen noch Uber
diese beschlielen (Anlage 3).

Finanzielle Auswirkungen:

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung fasst folgenden Beschluss:

Die Gemeinde Calden ist als Gesellschafterin an der Energie Region Kassel Beteiligungs- GmbH
& Co. KG mit Sitz in Kassel (nachfolgend ,BERK®) beteiligt.

Die Gemeinde Calden wird als Gesellschafterin keine Kérperschaftsteuer-Betrage aus der BERK
entnehmen, das heifdt sich von der BERK auszahlen lassen. Dies gilt zunachst fiir alle
Steuerbetrage bis einschliellich Veranlagungsjahr 2030 und umfasst auch den
Solidaritdtszuschlag auf die Kérperschaftssteuer. Die Steuerbetrage sollen in der BERK
verbleiben, um dort einen Kapitalpuffer anzusparen.

Anlage(n):
1. Anlage 1

2. Anlage 2
3. Anlage 3

Der Burgermeister
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Anlage 1

Gesamte

Komman- Beteili- Burgschaft 2020

diteinlage in gungsquote (far Darlehen +

Kommune BERK  (gerundet) Zinsen)
Ahnatal 2.484,00 € 6,427% 734.274,39 €
Baunatal 4.122,00 € 10,665% 1.218.469,83 €
Calden 2.667,60 € 6,902% 788.546,85 €
Espenau 1.695,60 € 4,387% 501.222,08 €
Fuldabrick 2.120,40 € 5,486% 626.793,65 €
Fuldatal 3.456,00 € 8,942% 1.021.599,15 €
Grebenstein 1.756,80 € 4, 545% 519.312,90 €
Helsa 1.879,20 € 4,862% 555.494,54 €
Immenhausen 2.059,20 € 5,328% 608.702,83 €
Lohfelden 3.150,00 € 8,150% 931.145,06 €
Naumburg 250,00 € 0,647% 73.900,41 €
Wesertal 1.274,40 € 3,297% 376.714,69 €
Reinhardshagen 1.576,80 € 4,080% 466.104,61 €
Schauenburg 2.400,00 € 6,210% 709.443,86 €
Sohrewald 1.454,40 € 3,763% 429.922,98 €
Vellmar 3.819,60 € 9,883% 1.129.079,90 €
Zierenberg 2.484,00 € 6,427% 734.274,39 €
Summe 38.650,00 € 100,000% 11.425.002,12 €
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Anlage 2
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Anlage 3

Der Landrat des Landkreises Kassel I ——— HESSEN
-Kommunalaufsicht/Wahlen- ; EING GEN |
;,, 11 1A . !
5 11 JAN. 2023 i
]
! i
[ ] ]
! Standarr Kassei f’
Der Landrat des Landkreises Kassel - Postfach 10 24 20 - 34024 Kassel Aktenzeichen 34.1
. . Bearbeiter/in  Frau Blickmann
Energie Region Kassel Durchwahl  (0561) 1003 1816
Beteiligungs-GmbH & Co. KG Far:j1 | ((1056_1') 1:03 ;813 IR
Monteverdistraﬁe 2 ﬁl-r Zaelichen anieia-bueckmann@landkreiskassel.de
34131 Kassel Ihre Nachricht 16. Dezember 2022
EAM GmbH & Co. KG Datum 05. Januar 2023

Eing. ]1 JAN 2023

UL | Sekretariat Strategie/Einkauf

Anfrage der Energie Region Kassel Beteiligungs-GmbH & Co. KG hinsichtlich
Ansparlésungen fiir steigende Zinsbelastungen

Sehr geehrter Herr Dettmar, sehr geehrter Herr Platzer,
sehr geehrte Damen und Herren,

ich nehme Bezug auf lhre Anfrage vom 16. Dezember 2022 und das zuvor in unserem Haus
gefluhrte Gesprach vom 25. November 2022.

Nach Erorterung lhrer Anfrage durch die Kommunalaufsicht des Landkreises Kassel und unter
Einbeziehung der Oberen Aufsichtsbehdrde beim Regierungsprasidium Kassel (namentlich
Herrn Tampe) handelt es sich bei den geplanten Anderungen zum Kreditvertrag nicht um ein
genehmigungspflichtiges Geschéft, da die Birgschaften, die gegebenenfalls eine
Genehmigungspflicht ausldsen wiirden, nicht angetastet werden sollen.

Insofern teilen ich Ihnen hiermit mit, dass das geplante Vorhaben zur Kenntnis genommen wurde
und bitte nach Abschluss des Vorhabens um Vorlage der Anderungen zum Kreditvertrag.

Ich weise allerdings darauf hin, dass die beteiligten Kommunen durch die zustandigen Gremien
einen Beschluss fir das Vorhaben fassen sollten, da es sich bei dem geplanten Vorhaben nicht
um ein laufendes Geschéft der Verwaltung und um einen Eingriff in das Budgetrecht der
Vertretungskdrperschaft  handelt. Dies gilt im Besonderen fir die beteiligte
Schutzschirmgemeinde.

Sollten sich noch weitere Fragen ergeben, stehe ich lhnen gerne zur Verfligung.

Mit freundlichen GriRen
Im Auftrag

{ab‘\(@& \NANANN

Blckmann
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Beschlussvorlage
- Offentlich -

VL-148/2023
Fachbereich Gremien und
Offentlichkeitsarbeit,
Blrgerservice
FederfuUhrendes Amt | Fachbereichsleiter |

Gemeinde Calden

Datum 24.10.2023

Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschlieRend
Haupt- und Finanzausschuss 13.11.2023 vorberatend
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschlieRend

Beteiligung an der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH; Kapitalerh6hung

Sachdarstellung:

Die Gemeinde Calden plant, einer Kapitalerh6hung bei der KEAM Kommunale Energie aus der
Mitte GmbH (nachfolgend ,KEAM®) zuzustimmen, ohne weitere Anteile zu erwerben.

Hintergrund:

Hintergrund der KEAM ist, dass die EAM-Gruppe als regionaler Energieversorger interessierten
Kommunen, kommunalen Einrichtungen und Landkreisen in ihrem Geschaftsgebiet die Mdglichkeit
bieten méchte durch eine Beteiligung an der Gesellschaft, effizient und unkompliziert Strom und
Erdgas fir ihre eigenen Liegenschaften zu beschaffen.

Neben der Gemeinde Calden sind noch weitere 156 kommunale Gesellschafter und die

EAM Beteiligungen GmbH (nachfolgend ,EAMB*) an der KEAM beteiligt. Gegenwartig kbnnen
keine weiteren kommunalen Gesellschafter an der KEAM beteiligt werden, da EAMB keine Anteile
mehr veraulR3ern kann. Die Aufnahme neuer kommunale Gesellschafter soll durch eine
Kapitalerhdhung ermdglicht werden.

Umsetzung:

Mit einer Satzungsanderung soll das Stammkapital der KEAM von 100.000 Anteilen auf 200.000
erhdht werden. Samtliche kommunalen Gesellschafter sollen auf ihr Recht zum Bezug der neuen
Geschéftsanteile verzichten und allein EAMB soll die neuen Anteile Gbernehmen.

Auch wenn sich die Beteiligung der Kommune durch den Verzicht auf den Erwerb weiterer Anteil
reduzieren wird, ist dies irrelevant. Der Zweck der Beteiligung der Kommune, Uber die KEAM ohne
ein Vergabeverfahren Energie zu beschaffen, wird durch die Kapitalerh6hung und den Erwerb der
neuen Anteile durch die EAMB nicht beriihrt. Da EAMB zudem grundsatzlich kein Stimmrecht als
Gesellschafter hat, ist die Erh6hung der Beteiligung auch in Bezug auf die Stimmrechte
kommunalen Gesellschafter irrelevant.

Die Beteiligung der EAMB an der KEAM wird sich durch die beabsichtigte Kapitalerhdhung von
16,5 % auf 58,25 % erhohen. Im Nachgang kann EAMB Anteile an neue kommunale Gesellschafter
veraulRern. Die Konditionen werden sich nicht von den Konditionen unterscheiden, zu denen die
Kommune die Beteiligung urspringlich erworben hat.



Weitere Details sind dem als Anlage F beigefiigten Informationsmemorandum sowie der
einsehbaren Beschlussvorlage (Anlage A, dort TOP 2 Ziffer 1) zu enthehmen.

Dokumente:
Als weitere Dokumente sind
e die Beschlussvorlagen und Erlduterungen der KEAM als Anlage A
e die Mustervollmacht der KEAM als Anlage B
e der Gesellschaftsvertrag der KEAM als Anlage C und
e der Konsortialvertrag der KEAM als Anlage D

in der Verwaltung der Gemeinde Calden im Rahmen der uUblichen Geschéftszeiten jederzeit
einsehbar und werden bei Bedarf zur Verfugung gestellt.

Kommunalrecht:

Die Beteiligung ist kommunalrechtlich zulassig: Mit der Beteiligung wird ein offentlicher Zweck,
namlich die Energieversorgung der kommunalen Liegenschaften und Anlagen verfolgt. Auch nach
der Kapitalerhdhung steht die Beteiligungshohe, die sich an der Einwohnerzahl orientiert, in
angemessenem Verhaltnis zur Leistungsfahigkeit der Gebietskérperschaft.

Da sich durch den Verzicht auf den Bezug neuer Anteile die bisherige Beteiligungshohe
verwassert, bzw. reduziert, soll vorsorglich eine Zustimmung der kommunalen Gremien eingeholt
werden

Durchfiihrung der Kapitalerh6hung:

Zur Erhéhung des Stammekapitals ist eine Anderung des Gesellschaftsvertrages erforderlich. Ein
entsprechender Gesellschafterbeschluss ist notariell zu beurkunden. Notarkosten fallen bei der
Kommune nicht an. Der gesetzliche Vertreter der Gebietskorperschaft wird zur Umsetzung dieser
MafRnahme ermachtigt. Darliber hinaus wird er erméachtigt, eine Vollmacht gemaf Anlage B zu
erteilen.

Anzeige:
Die Beteiligung wird der zustandigen Aufsichtsbehérde nach Beschlussfassung angezeigt.

Hinweis:
Anlasslich der Kapitalerhdhung erfolgen weitere in der Beschlussvorlage (Anlage A) dargestellten

Anpassungen am Konsortialvertrag, die nicht beschluss- und anzeigepflichtig sind. Dennoch sollen
diese Themen kurz erlautert werden, um ein vollstandiges Bild zu gewahrleisten:

¢ Fir die KEAM besteht ein Risiko, dass einzelne Gesellschafter Energieliefervertrage kiindigen
und die schon beschaffte Energiemengen mit einem Verlust fir die KEAM und mittelbar fur die
Ubrigen Gesellschafter veraufiern musste. Fir die Jahre 2024 und 2025 wurde dieses Risiko
durch Erklarungen der Gesellschafter zur Laufzeit der Energieliefervertrage ausgeschlossen, auf
deren Basis die Beschaffung erfolgte. Zukinftig soll der Zeitraum der Energiebeschaffung mit
den verbindlichen Laufzeiten der Energieliefervertrage und des Konsortialvertrages der KEAM
einheitlich auf drei Jahre angeglichen werden. Fir weitere Details wird auf die Beschlussvorlage
(Anlage A, dort TOP 2 Ziffer 2.) verwiesen.
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¢ Im Konsortialvertrag sollen zudem die Beitrittsmoglichkeit fir Kommunen des Landkreises
Altenkirchen erweitert werden, die Regelungen zur Erbringung von Dienstleistungen zwischen
EAM und KEAM aktualisiert werden und formale Anpassungen erfolgen. Insoweit wird auf die
Beschlussvorlage (Anlage A dort TOP 2 Ziffer 3) verwiesen.

Finanzielle Auswirkungen:

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Calden stimmt der Erhéhung des Stammkapitals von
100.000 EUR auf 200.000 EUR durch Anderung des Gesellschaftsvertrages und der Anpassung
des Konsortialvertrages der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH sowie dem Verzicht
auf den Erwerb neuer Geschéftsanteile zu. Der Anpassung des Konsortialvertrages auch zu den
weiter dargestellten Themen wird zugestimmt.

Der Birgermeister der Gemeinde Calden bzw. sein gesetzlicher Vertreter werden ermachtigt und
beauftragt, den Anteilserwerb umzusetzen und zur Umsetzung des Beschlusses einen
Beauftragten gemaR Anlage B unter Befreiung von § 181 BGB zu bevollmachtigen, die
notwendigen Beschlisse zur Anderung des Gesellschaftsvertrages der KEAM Kommunale
Energie aus der Mitte GmbH zur Erhéhung des Stammkapitals und zum Verzicht auf den Erwerb
neuer Anteile an der KEAM zu fassen und alle weiteren Schritte zur Umsetzung einschliellich
einer Anpassung des Konsortialvertrages auch zu weiteren Themen in die Wege zu leiten.

Anlage(n):

1. Anlage_A_Beschlussvorlagen und Erlduterungen
2. Anlage_F_KEAM_Infomemo

Der Blrgermeister
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Anlage A

Beschlussvorlagen und Erldauterungen

TOP 1 Beschlussfassung zur Anderung des Gesellschaftsvertrages

TOP 2 Beschlussfassung zur Anderung des Konsortialvertrages
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Anlage A
Beschlussvorlagen und Erlduterungen

TOP 1 Beschlussfassung zur Anderung des Gesellschaftsvertrages

Die Gesellschafter der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH sollen den Gesell-
schaftsvertrag andern. Es wird folgender Beschluss vorgeschlagen:

Vorschlag zur Beschlussfassung:

Im Gesellschaftsvertrag wird § 3 "Stammkapital und Geschdftsanteile" wie Folgt
neu gefasst:

§3
Stammkapital und Geschdftsanteile
Das Stammkapital der Gesellschaft betrdgt EUR 200.000,00; es ist eingeteilt in
200.000 Geschdftsanteile zu je EUR 1.

Begriindung:

In der Gesellschafterversammlung der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH
(nachfolgend KEAM) am 22.06.2023 wurde bereits ein grundlegender Beschluss zu einer Ka-
pitalerhéhung bei der Gesellschaft gefasst, damit sich zukinftig wieder weitere kommunale
Gesellschafter an der Gesellschaft beteiligen kénnen. Nachfolgend wird der zugrundlie-
gende Sachverhalt nochmals dargestellt:

Die KEAM wurde als eine Gesellschaft zur Energiebeschaffung und -belieferung fiir Kommu-
nen und Landkreise gegriindet, um zukinftig effizient und unkompliziert Strom und Erdgas
fir an der KEAM beteiligte Stadte, Gemeinden und Landkreise gebiindelt zu beschaffen.

Nachdem die Gesellschaft im Sommer 2017 allein von der EAM Beteiligung GmbH gegrin-
detwurde, beteiligten sichin einer 1. Beteiligungsrunde im Juni 2017 zunachst 2 kommunale
Gesellschafter, die 0,75 % der Anteile Gibernahmen. Rund 5 Jahre spdter waren mit der 25.
Beteiligungsrunde an der Gesellschaft im November 2022 bereits 157 kommunale Gesell-
schafter beteiligt, die insgesamt 83,5 % ibernommen haben. Zu diesem Zeitpunkt hatte sich
der Anteil der EAM Beteiligung GmbH auf 16,5 % verringert. Aktuell kdnnen keine weiteren
kommunalen Gesellschafter aufgenommen werden, obwohl weiterhin Interessenten vor-
handen sind. Da sich das Geschaftsmodell der KEAM auch in den letzten Monaten der Ener-
giekrise als robust bewahrt hat, ist damit zu rechnen, dass weitere kommunale Gesellschaf-
ter beabsichtigen der Gesellschaft beizutreten.

Um dies zu ermdglichen, soll eine Kapitalerhohung bei der KEAM erfolgen. EAM Beteili-
gung GmbH soll samtliche neuen Geschdftsanteile ibernehmen. Die Gesellschaft wurde
2017 mit einem Stammkapital von EUR 100.000 (bei 100.000 Geschaftsanteilen) und einer
Kapitalriicklage von EUR 200.000 durch die EAM Beteiligungen GmbH gegriindet. Zu einem
Kaufpreis von EUR 3 pro Geschéftsanteil wurden die kommunalen Gesellschafter beteiligt.
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Anlage A
Beschlussvorlagen und Erlduterungen

Im Rahmen der Kapitalerhohung soll das Stammkapital von EUR 100.000 um weitere
EUR 100.000 auf EUR 200.000 erhéht werden (bei 200.000 Geschaftsanteilen). Zudem soll
eine weitere Einlage in die Kapitalriicklage von EUR 200.000 erfolgen. Sowohl das Stammka-
pital als auch die weitere Einlage sollen allein von der EAM Beteiligung GmbH erbracht wer-
den. Auch zukinftig kénnen die neuen Geschaftsanteile damit zu einem Kaufpreis von EUR 3
pro Geschaftsanteil an weitere kommunalen Gesellschafter verdufRert werden. Bisherige Ge-
sellschafter und neue Gesellschafter werden somit gleich behandelt.

Damit EAM Beteiligungen GmbH sdamtliche neuen Geschdftsanteile erwerben kann, miissen
die bisherigen 157 kommunalen Gesellschafter auf ihre Rechte zum Bezug neuer Geschafts-
anteile im Rahmen der Kapitalerhéhung verzichten. Die Beteiligung der bisherigen kommu-
nalen Gesellschafter verwassert sich wie folgt:

Kommunaler Gesellschafter | Beteiligung | Beteiligung nach
bisher Kapitalerh6hung
Kleine Kommune
. 0,25 % 0,125 %
(bis 4.800 EW)
MittelgroRe Kommune
. 0,5% 0,25 %
(bis 8.200 EW)
GrofRe Kommune
0,75 % 0,375 %
(ab 8201 EW)
Landkreise und 0,25 % bis 0,125 % bis
Kommunale Einrichtungen 1,50 % 0,750 %

Die Beteiligungshohe der kommunalen Gesellschafter an der KEAM ist an sich irrelevant.
Wichtig ist lediglich, dass die kommunalen Gesellschafter iberhaupt beteiligt sind, um tber
die KEAM ohne ein Vergabeverfahren Energie beschaffen zu kénnen.

Der Anteil der EAM Beteiligungen GmbH wiirde sich -bei einem unterstellten Verzicht auf
das Bezugsrecht durch die kommunalen Gesellschafter- wie folgt erhéhen:

Gesellschafter Beteiligung | Beteiligung nach
bisher Kapitalerhéhung |
EAM Beteiligungen GmbH 16,5 % 58,25 %

Da die EAM Beteiligungen GmbH entsprechend Ziffer 8.3 (b) i des Gesellschaftsvertrages
grundsatzlich ohnehin kein Stimmrecht als Gesellschafter hat, ist die Erhohung der Beteili-
gung sowohl fiir die EAM Beteiligungen GmbH als auch die kommunalen Gesellschafter irre-
levant.

Lediglich wenn der Kernbereich der KEAM betroffen wére (z.B. anldsslich einer Anderung
des Gesellschaftsvertrages, einer Verschmelzung etc.) hitte die EAM Beteiligungen GmbH
entsprechend Ziffer 8.3 (b) ii maximal 20 % der Stimmen. Insoweit wirkt sich die Erh6hung
der Beteiligung bei der EAM Beteiligungen GmbH nur marginal aus.
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Beschlussvorlagen und Erlduterungen

Somit ist festzuhalten, dass sich zwar die Beteiligungshéhe in Folge einer Kapitalerhéhung
mit Ausschluss der Bezugsrechte dndern wiirde, dies aber letztlich keine praktische Auswir-
kung auf die kommunalen Gesellschafter hatte. Die EAM Beteiligungen GmbH ware indes
wieder in der Lage, weitere kommunale Gesellschafter aufzunehmen. Mittelbar kommt dies
allen kommunalen Gesellschaftern der KEAM zu Gute.

Um die Kapitalerhhung durchzufihren, ist folgende Anpassung der ziffer 3 des Gesellschafts-
vertrages erforderlich:

§3
Stammkapital und Geschdftsanteile

3-1—Das Stammkapital der Gesellschaft betrdgt EUR 2100.000,00; es ist eingeteilt in
2100.000 Geschdftsanteile zu je EUR 1.

[Anderung ist hervorgehoben]

Weitere Anderungen am Gesellschaftsvertrag erfolgen nicht. Die erwdhnte Einlage von
EUR 200.000 in die Gesellschaft wird in Ziffer 2.5 des Konsortialvertrages abgebildet. Als
Anlage C wird die Endfassung des Gesellschaftsvertrages beigefiigt.

Zustandigkeit:
Entsprechend Ziffer 6.2 (a) des Gesellschaftsvertrages der KEAM Kommunale Energie aus

der Mitte GmbH beschlieRt die Gesellschafterversammlung iiber Anderungen der Satzung
mit einer Mehrheit von 85 % der abgegebenen Stimmen. Der EAM Beteiligungen GmbH
steht bei dieser Beschlussfassung gemal3 Ziffer 8.3 (b) ii der Satzung ein Stimmrecht im Um-
fang von maximal 20 % aller Stimmen zu.
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Beschlussvorlagen und Erlduterungen

TOP 2 Beschlussfassung zur Anderung des Konsortialvertrages

Die Gesellschafter der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH sollen dem Abschluss
des gednderten Konsortialvertrages zustimmen. Es wird folgender Beschluss vorgeschla-
gen:

Vorschlag zur Beschlussfassung:

Dem Abschluss des als Anlage D beiliegenden Konsortialvertrages wird zuge-
stimmt.

Begriindung:

In der Gesellschafterversammlung der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH
(nachfolgend KEAM) am 22.06.2023 wurde bereits ein grundlegender Beschluss zu einer An-
derung des Konsortialvertrages gefasst. Nachfolgend wird der zugrundliegende Sachverhalt
nochmals dargestellt:

Neben der unter TOP 1 dargestellten Anpassung des Gesellschaftsvertrages zum Thema
.Kapitalerhéhung” sind insoweit auch Anpassung am Konsortialvertrag erforderlich (nach-
folgende Ziffer 1). Zudem soll der Konsortialvertrag bzgl. des Themas ,Synchronisierung Be-
teiligung und Beschaffung” (nachfolgende Ziffer 2) angepasst werden. Bei Gelegenheit sol-
len weitere einzelne Aspekte (nachfolgende Ziffer 3) ebenfalls gedndert werden. Die Ande-
rungen sollen erfolgen, indem der Konsortialvertrag insgesamt neu abgeschlossen wird.

1. Kapitalerh6hung

Die bereits oben dargestellte Erhohung des Stammkapitals von EUR 100.000 um
EUR 100.000 auf EUR 200.000 erfordert neben der Anpassung des Gesellschaftsvertra-
ges auch eine Anpassung des Konsortialvertrages.

In Ziffer 2.2 des Konsortialvertrages ist folgende inhaltliche Anpassung erforderlich, um
klarzustellen, dass sich das Stammkapital bei der Griindung auf EUR 100.000,00 belief.

2.2 Stammkapital. Die Gesellschaft wurde bei der Griindung mit einem Stammkapital
von EUR 100.000,00 ausgestattet.

[Erganzung ist hervorgehoben]

In Ziffer 2.5 des Konsortialvertrages ist eine neue Regelung zur Kapitalerhohung aufge-
nommen worden. Diese umfasst neben der Erhéhung des Stammkapitals auf
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Beschlussvorlagen und Erlduterungen

EUR 200.000 auch eine weitere Einzahlung in die Kapitalriicklage der Gesellschaft durch
die EAM Beteiligungen GmbH.

2.5 Kapitalerhéhung. Nach Griindung der Gesellschaft hat EAM Beteiligungen Ge-
schdftsanteile an insgesamt 157 kommunale Gesellschafter verdufSert. Damit zu-
kiinftig weitere kommunale Gesellschafter aufgenommen werden kénnen, wurde
das Stammkapital der Gesellschaft um 100.000 € auf 200.000 € erhéht und allein
EAM Beteiligungen hat diese neuen Geschdftsanteile (ibernommen. Im Zuge der
Kapitalerh6hung hat EAM Beteiligungen zudem eine weitere Einzahlung in Hohe
von 200.000 € in die Kapitalriicklage der Gesellschaft geleistet.

[Ergdnzung ist hervorgehoben]

In der Ziffer 3.4 des Konsortialvertrages sind die Beteiligungshéhe abzubilden zu denen
die kommunalen Gesellschafter vor der Kapitalerhéhung Anteile erworben haben und
zu denen die neuen kommunalen Gesellschafter nach der Kapitalerh6hung Anteile er-
werben kénnen.

3.4 Beteiligungsh6he. Kommunale Gesellschafter wuerden bis zum 31.12.2022 ent-
sprechend den nachfolgenden Gréf8enklassen an der Gesellschaft beteiligt:

Kommunaler Ge- Anteil Kaufpreis 2017
sellschafter (Buchwert 300.000 €)
Kleine Kommune 0,25 % 750 €
(bis 4.800 EW)
Mittelgrofie Kom- 05% 1.500 €
mune
(bis 8.200 EW)
GrofSe Kommune 0,75 % 2.250 €
(ab 8201 EW)
Landkreise und Kom- | 0,25 % bis 1,50 % 750 € bis
munale Einrichtun- 4.500 €
gen

Aufgrund der erfolgten Kapitelerhohung hat sich der Anteil der bis zum
31.12.2022 beteiligten kommunalen Gesellschafter halbiert. Deren Anteil ent-
spricht der Anteilshohe, zu der kommunale Gesellschafter ab dem 1.1.2023 ent-
sprechend den nachfolgenden Gréf8enklassen an der Gesellschaft beteiligt wer-

den:
Kommunaler Ge- Anteil Kaufpreis 2023
sellschafter (Buchwert 600.000 €)
Kleine Kommune 0,125 % 750 €
(bis 4.800 EW)
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Beschlussvorlagen und Erlduterungen

Mittelgrof3e Kom- 0,25 % 1.500 €
mune
(bis 8.200 EW)
Grofse Kommune 0,375 % 2.250 €
(ab 8201 EW)
Landkreise und 0,125 % bis 750 € bis
Kommunale Ein- 0,750 % 4.500 €
richtungen

[Ergdnzungen sind hervorgehoben]

In der Ziffer 3.5 des Konsortialvertrages sind die Regelungen zum Kaufpreis abgebildet.
Auch insoweit ist eine Abbildung des Kaufpreises nach der Kapitalerhéhung erforder-
lich.

3.5 Kaufpreis. Der Kaufpreis fiir einen Geschdftsanteil entspricht dem realen Wert des
Geschdftsanteils. Der reale Wert des Geschdftsanteils entspricht dem anteiligen
Buchwert des Eigenkapitals, mithin (i) bei Griindung dem eingezahlten Stammka-
pital (i.H.v. 100.000 €) und-sowie der Einzahlungen in die Kapitalriicklage (i.H.v.
200.000 €) und (ii.) nach der Kapitalerhhung dem gesamten eingezahlten
Stammkapital (i.H.v. 200.000 €) sowie der gesamten Einzahlungen in die Kapital-
rlicklage (i.H.v. 400.000 €).

[Anderungen sind hervorgehoben]

Vorstehend sind samtliche Anpassungen zum Thema ,Kapitalerhéhung” im Konsortial-
vertrag dargestellt.

Synchronisierung Beteiligung und Beschaffung

Entsprechend der Verpflichtung aus dem Konsortialvertrag der KEAM beschaffen die
Gesellschafter die von ihnen bendtigte Energie (iber die KEAM.

Die Liefervertrage zwischen der KEAM und den Kunden haben Kiindigungsfristen von
sechs Monaten zum Jahresende. Die KEAM beginnt mit der Beschaffung der benétigten
Energiemengen drei Jahre im Voraus. Die Kiindigungsfristen in den Liefervertragen und
der zeitliche Vorlauf der Energiebeschaffung weichen mithin voneinander ab.

Fir die KEAM besteht folgendes theoretisches Risiko: Ein Gesellschafter konnte den Lie-
fervertrag unter Missachtung der Verpflichtung aus dem Konsortialvertrag kiindigen,
wenn er Energiemengen anderweitig glinstiger einkaufen kénnte. Im Fall einer derarti-
gen Kiindigung eines Liefervertrages mit einer Frist von sechs Monaten hdtte die KEAM
bendtigte Energiemengen (mindestens) teilweise schon beschafft und miisste die nicht
bendtigten Energiemengen vermutlich unter dem Einkaufswert am Markt verkaufen.
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Beschlussvorlagen und Erlduterungen

Dadurch entstiinde der Gesellschaft und mittelbar auch den anderen Gesellschaftern
ein finanzieller Schaden.

Zum gegenwadrtigen Zeitpunkt wird dieses Risiko ausgeschlossen, indem die Energiebe-
schaffung nur fir den gesicherten Zeitraum des Lieferzeitraums erfolgt. Dafiir wurden
samtliche Gesellschafter angeschrieben und um Bestdtigungen gebeten, dass eine
Energielieferung auch in den Jahren 2024 und 2025 erfolgen soll. Auf dieser Basis er-
folgte eine Beschaffung der bendtigten Mengen durch KEAM. Sofern diese Erklarung
nicht abgegeben wurde oder wird, erfolgt eine Energiebeschaffung beispielsweise fir
das Jahr 2025 erst nach dem 30.06.2024, da eine Kiindigung dann frilhestens zum
1.1.2026 greifen wirde.

Fiir die Jahre nach 2025 missten samtliche Gesellschafter erneut jahrlich angeschrieben
werden. Dieser Prozess soll vereinfacht werden.

Zukinftig sollen die Zeitrdume der Energiebeschaffung, die Laufzeit der Energieliefer-
vertrdge und die gesellschaftsrechtliche Beteiligung an der KEAM vereinheitlicht wer-
den. Derzeit konnen die kommunalen Gesellschafter mit einer Frist von sechs Monaten
zum Ende eines Kalenderjahres aus der KEAM ausscheiden. Diese Frist wird auf drei
Jahre erhoht. Zudem wird auch in Energieliefervertragen die Kiindigungsfrist auf drei
Jahre zum Ende eines Kalenderjahres verldngert.

Dadurch wird eine Synchronisierung mit der Energiebeschaffung erreicht. Zukinftig
entspricht der Zeitraum der Energiebeschaffung (drei Jahre) dem Zeitraum, mit dem
kommunale Gesellschafter aus der KEAM ausscheiden konnen (drei Jahre). Solange die
Mitglieder an der KEAM beteiligt sind, besteht eine grundsatzliche Verpflichtung den
Energiebedarf ihrer Liegenschaften iber die KEAM zu beschaffen. Auch die Lieferver-
trage werden Laufzeiten von drei Jahren haben.

Konkret ist daflr eine Anpassung in Ziffer 9.1 des Konsortialvertrages erforderlich:

9.1 Laufzeit; ordentliche Kiindigung. Der Vertrag hat eine unbestimmte Laufzeit. Jede
Partei kann diesen Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 3 Jahren 6-Meopaten
zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich kiindigen, erstmals jedoch mit Wirkung
zum Ablauf des 31. Dezember 2022.

Zudem soll in Ziffer 6.1 folgende redaktionelle Klarstellung hinsichtlich der Energielie-
fervertrage erfolgen:

6.1 Verpflichtung zur vollstdndigen Beschaffung. Die kommunalen Gesellschafter ver-
pflichten sich grundsdtzlich den (iber eine etwaige Eigenerzeugung hinausgehen-
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3.1

3.2

Anlage A
Beschlussvorlagen und Erlduterungen

den gesamten Energiebedarf ihrer Liegenschaften (iber die Gesellschaft zu bezie-
hen. Zu diesem Zweck werden die kommunalen Gesellschafter mit der Gesell-
schaft gesonderte Energieliefervertrdge abschliefSen.

[Erganzung ist hervorgehoben]

Vorstehend sind samtliche Anpassungen zum Thema ,.Synchronisierung Beteiligung und
Beschaffung” im Konsortialvertrag dargestellt.

Sonstiges

Zum gegenwartigen Zeitpunkt kénnen sich aus dem Landkreis Altenkirchen lediglich
diejenigen Kommunen beteiligen, die auch Anteilseigner oder Konzessionsgeber der
EAM sind. Mit der nachfolgenden Anpassung der Ziffer 3.1 des Konsortialvertrages
konnen sich sdmtliche Kommunen des Landkreises Altenkirchen an der Gesellschaft
beteiligen.

3.1  Kommunale Gesellschafter. Kommunale Gesellschafter der Gesellschaft kénnen
(i) Anteilseigner der EAM,
(i)  konzessionsgebende Kommunen der EAM,
(iii.)  Zweckverbdnde,
(iv.)  kreisangehdrige Kommunen der an EAM beteiligten Landkreise, vnd
(v.) kreisangehdérige Kommunen des Landkreis Altenkirchen und
(vi.)  100% kommunale Einrichtungen, die in dem Geschdiftsgebiet der EAM-
Gruppe tdtig sind,
werden, welche jeweils die Energieversorgung der eigenen Liegenschaften liber
die KEAM sicherstellen mdochten.

[Ergdnzung ist hervorgehoben]

Zum gegenwadrtigen Zeitpunkt bezieht die Gesellschaft Leistungen iber die EAM Ener-
gie GmbH. Damit zukiinftig bendtigte Leistungen auch von anderen Gesellschaften
der EAM-Gruppe bezogen werden kdnnen, sollen Anpassungen in Ziffer 1.3 erfolgen
und Ziffer 7.3 ergdanzt werden:

1.3  KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH.

Die EAM Energie oder eine andere Tochtergesellschaft der EAM Beteiligun-
gen GmbH wird in Form eines Dienstleistungsverhdltnisses Know-how insbeson-
dere im Bereich des Energieeinkaufs, der Lieferabwicklung und der Kundenbetreu-
ung einbringen. Sie wird selbst nicht Gesellschafterin der KEAM.
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7.3 Dritte. Die KEAM ist berechtigt, anstelle der EAM Energie auch eine andere Toch-
tergesellschaft der EAM Beteiligungen GmbH mit den entsprechenden Dienstleis-
tungen zu beauftragen.

[Ergdnzungen sind hervorgehoben]

3.3 Nachdem die EnergieNetz Mitte GmbH zwischenzeitlich in EAM Netz GmbH umfir-
miert wurde, ist Ziffer 6.2 des Konsortialvertrages anzupassen:

6.2 Teilweise Beschaffung. Ein kommunaler Gesellschafter ist berechtigt, die Energie-
belieferung zwischen der Gesellschaft und einem Dritten aufzuteilen, wenn im Ho-
heitsgebiet des kommunalen Gesellschafters neben der EAM ein anderer kommu-
naler Energielieferant tdtig ist. In diesen Fiillen ist der kommunale Gesellschafter
lediglich verpflichtet, den Energiebedarf von der Gesellschaft fiir diejenigen Zdhl-
punkte im Hoheitsgebiet zu beziehen, die im Netzgebiet des Netzbetreibers der
EAM, der EAM nergieNetz MitteGmbH, liegen.

[Ergdnzung ist hervorgehoben]

3.4 Dadie KEAM bereits gegriindet wurde, kann schlieRlich in der Uberschrift des Konsor-
tialvertrages eine redaktionelle Aktualisierung erfolgen und das Datum auf den Tag
der notariellen Umsetzung gedndert werden:

Konsortialvertrag

beziiglich der Griindung-und-der Beteiligung an der
KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH

Stand: 24.01.2024-2023

[Streichung ist hervorgehoben]

Als Anlage D wird die Endfassung des Konsortialvertrages beigefiigt, in der auch Anschrif-
ten der Parteien aktualisiert wurden.

Zustandigkeit:
Entsprechend § 10.1 des Konsortialvertrages sind die Geschiftsfiihrer der KEAM zur Ande-

rung des Konsortialvertrages nach einer Beschlussfassung der Gesellschafter bevollmach-
tigt. Nachdem die Anderung beschlossen wurde, kdnnen die Geschiftsfiihrer den Konsorti-
alvertrag entsprechend anpassen.
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Informationsmemorandum
Kurzdarstellung KEAM Kommunale Energie aus der Mitte
GmbH und Kapitalerhohung

1. Ausgangslage

Die KEAM ist eine Gesellschaft zur Energiebeschaffung und -belieferung fiir Kommunen und
Landkreise. Sie wurde im Sommer 2017 gemeinsam von der EAM Beteiligungen GmbH und
47 interessierten Kommunen und Landkreisen gegriindet, um zukinftig effizient und un-
kompliziert Strom und Erdgas fiir an der KEAM beteiligte Stddte, Gemeinden und Landkreise
zu beschaffen. Dabei beliefert die KEAM ausschlieBlich eigene Liegenschaften und Einrich-
tungen ihrer kommunalen Gesellschafter, jedoch nicht die Privat- und Gewerbekunden in
den jeweiligen Stadten und Gemeinden. Die KEAM verfiigt nicht (iber eigenes Personal. Uber
einen Dienstleistungsvertrag mit der EAM Energie GmbH bezieht sie alle im Zusammenhang
mit der Energiebeschaffung notwendigen Leistungen. KEAM beschafft die bendtigte Ener-
gie am Markt mittels Dienstleistungen der EAM Energie GmbH, die dariiber hinaus die Belie-
ferung der kommunalen Gesellschafter fiir KEAM abwickelt.

Der Vorteil der gemeinschaftlichen Energiebeschaffung und -belieferung durch die KEAM
liegtin der Biindelung und damit effizienteren Durchfiihrung der Beschaffungsvorgange Ffiir
den Energiebedarf der beteiligten Kommunen. Die Energie wird langfristig und voraus-
schauend beschafft, so dass sich kurzzeitige Preisschwankungen am Energiemarkt nicht ne-
gativ auswirken und langfristig eine sichere, preisgiinstige und umweltbewusste Energie-
versorgung ermdoglicht wird. Die Energiebeschaffung gestaltet sich dadurch wesentlich risi-
kodrmer als bei der Beschaffung im Wege der Ausschreibung, da dhnlich einem Fondsspar-
plan in Tranchen beschafft wird. Dies entspricht damit dem kommunalrechtlich gebotenen
Grundsatz des wirtschaftlichen und sparsamen Handelns. Hinzu kommt, dass mit diesem Mo-
dell die Wertschépfung in der Region weiter gestarkt wird.

Das Modell ist gesellschaftsrechtlich, kommunalverfassungsrechtlich und vergaberechtlich
gepriift. Das Regierungsprasidium Kassel hat bestdtigt, dass es keine kommunalverfas-
sungsrechtlichen Bedenken gibt. AuRerdem wurde eine Markterkundung durchgefihrt, die
entsprechende Bestatigung der IHK liegt vor. Die Vergaberechtsexperten des Hessischen
Stadte- und Gemeindebunds sowie des Hessischen Wirtschaftsministeriums haben das Mo-
dell geprift und fir zuldssig erachtet.
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2. Aktuelle Gesellschafterstruktur

Seit der Griindung der KEAM haben sich kommunale Anteilseigner der EAM, konzessionsge-
bende Kommunen sowie alle kreisangehoérigen Stadte und Gemeinden der an EAM beteilig-
ten Landkreise an der KEAM beteiligt und die Anzahl der kommunalen Gesellschafter ist auf
157 angewachsen. Die Hohe des jeweiligen Anteils bemisst sich nach der Leistungsfahigkeit
der jeweiligen Gebietskorperschaft (Einwohnerzahl bzw. Absatzprognose) und betragt 0,25
bis 1,5 %. Gegenwartig halt die EAM 16,5 % und die kommunalen Gesellschafter 83,5 % der
Geschdftsanteile.

Da EAM dauerhaft mindestens 15 % der Anteile halten soll, kénnen zum gegenwartigen
Zeitpunkt die interessierten kommunalen Gesellschafter der KEAM nicht mehr beitreten.
Um dies fiir die Zukunft wieder zu ermdglichen, soll eine Kapitalerhéhung erfolgen.

3. Kapitalerhohung

Damit sich zuk{nftig wieder interessierte kommunale Gesellschafter an der KEAM beteili-
gen kénnen, soll eine Kapitalerh6hung bei der KEAM erfolgen und EAM Beteiligung GmbH
soll sémtliche neuen Geschéftsanteile iGbernehmen.

Die Gesellschaft wurde 2017 mit einem Stammbkapital von EUR 100.000 Stammkapital (bei
100.000 Geschéaftsanteilen) und einer Kapitalriicklage von EUR 200.000 durch die EAM Be-
teiligungen GmbH gegriindet. Zu einem Kaufpreis von EUR 3 pro Geschéftsanteil wurden die
kommunalen Gesellschafter beteiligt.

Im Rahmen der Kapitalerhéhung soll das Stammkapital von EUR 100.000 um EUR 100.000
auf EUR 200.000 erh6ht werden (bei 200.000 Geschaftsanteilen). Zudem soll eine weitere
Einlage in die Kapitalriicklage von EUR 200.000 erfolgen. Sowohl das Stammkapital als auch
die weitere Einlage sollen allein von der EAM Beteiligung GmbH erbracht werden. Auch zu-
kiinftig sollen die neuen Geschaftsanteile damit zu einem Kaufpreis von EUR 3 pro Ge-
schaftsanteil an weitere kommunalen Gesellschafter verduRert werden. Bisherige Gesell-
schafter und neue Gesellschafter werden somit gleich behandelt.

Damit EAM Beteiligungen GmbH samtliche neuen Geschéaftsanteile erwerben kann, miissen
die bisherigen 157 kommunalen Gesellschafter auf ihre Rechte zum Bezug neuer Geschafts-
anteile im Rahmen der Kapitalerhéhung verzichten. Die Beteiligung der bisherigen kommu-
nalen Gesellschafter wird sich somit verwadssern. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass die Be-
teiligungshéhe der kommunalen Gesellschafter an der KEAM irrelevant ist. Wichtig ist ledig-
lich, dass die kommunalen Gesellschafter iberhaupt beteiligt sind, um tGber die KEAM ohne
ein Vergabeverfahren Energie beschaffen zu kénnen.
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KEAM, Kapitalerhéhung
Anlage F

Mit der Ubernahme der neuen Geschiftsanteile durch die EAM Beteiligungen GmbH wiirde
sich deren Beteiligung zwar erhéhen. Da die EAM Beteiligungen GmbH grundséatzlich jedoch
ohnehin kein Stimmrecht als Gesellschafter hat, ist die Erhohung der Beteiligung sowohl fiir
die EAM Beteiligungen GmbH als auch die kommunalen Gesellschafter irrelevant.

Somit ist festzuhalten, dass sich die Beteiligungshéhe der kommunale Gesellschafter und
der EAM Beteiligungen GmbH in Folge einer Kapitalerhohung zwar andern, dies aber letzt-
lich keine praktische Auswirkung auf die kommunalen Gesellschafter hatte. Die EAM Betei-
ligungen GmbH ware indes wieder in der Lage, Geschéaftsanteile an weitere kommunale Ge-
sellschafter zu verdufiern, so dass diese Gesellschafter der KEAM werden kénnten. Mittelbar
kommt dies allen kommunalen Gesellschaftern der KEAM zu Gute.

4. Umsetzung

Fiir die Kapitalerhéhung ist eine Anderung des Gesellschaftsvertrages erforderlich. Dies er-
fordert einen notariell zu beurkundenden Beschluss der Gesellschafter. Zudem muss die
EAM Beteiligungen GmbH die Ubernahme der Anteile erklidren und die kommunalen Gesell-
schafter den Verzicht auf den Bezug der neuen Anteile. Da sich durch diesen Verzicht die
Anteile der Kommunen verwdassern und sich die bisherige Beteiligungshéhe reduziert, soll
vorsorglich eine Zustimmung der kommunalen Gremien eingeholt werden.

Die vorgesehen Kapitalerhéhung wurde im Vorfeld mit den zustandigen Kommunalaufsich-
ten abgestimmt. Diese hatten keine Bedenken.
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Beschlussvorlage

- Offentlich -

VL-143/2023
Fachbereich Planung, Bauen und

Umwelt

Federfihrendes Amt | Fachbereichsleiter Il Gemeinde Calden
Datum 24.10.2023
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschlieRend
Aus_schuss fir Nachhaltigkeit, Infrastruktur und 08.11.2023 vorberatend
Soziales
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschlieRend

Erneuerung der ,,Wilhelmsthaler StraRe‘ (KreisstraBe 46) — Ortsdurchfahrt Calden
hier: Beratung und Beschlussfassung tber die Ausfihrungsplanung

Sachdarstellung:

Dem Beschluss der Gemeindevertretung der Gemeinde Calden vom 10.06.2021 folgend, hat der
Gemeindevorstand die Entwurfsplanung flr den gemeinschaftlichen Ausbau der in der Gemarkung
Calden gelegenen ,Wilhelmsthaler StraRe® (KreisstraBe 46) in Abstimmung mit dem
Stralenbaulasttrager, dem Landkreis Kassel, sowie den Behdrden und sonstigen Tragern
offentlicher Belange so weit konkretisiert, dass nunmehr am 14. Juli 2023 der fiir die BaumalRhahme
erforderliche Entfall der Planfeststellung im Sinne des § 33 Abs. 1 Hessisches Straflengesetz
(HStrG) bei Hessen Mobil beantragt werden konnte.

Den Antrag auf Entfall der Planfeststellung hat Hessen Mobil daraufhin am 17. Oktober 2023
genehmigt. Die dem Verfahren zugrunde gelegte Genehmigungsplanung ist dieser
Beschlussvorlage als Anlage beigefligt.

Die Regelquerschnitte der Verkehrsanlage gestalten sich bei vergleichender Betrachtung der
Entwurfsplanung aus dem Jahr 2021 und der nunmehr vorliegenden Ausflihrungsplanung aus dem
Jahr 2023 wie folgt:



Von Einmiindung Holldndische Strae bis zur Fahrschule

Entwurfsplanung 2021 (Fahrbahnbreite 4,66 m — niveaugleich mit Mischflache)
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Ausfiihrungsplanung 2023 (Fahrbahnbreite 5,50 m — durch Rundbord abgesetzt)
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Von Fahrschule bis zur Apotheke

Entwurfsplanung 2021 (Fahrbahnbreite 4,66 m — niveaugleich zur Mischflache)
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Ausfiihrungsplanung 2023 (Fahrbahnbreite 5,00 m — niveaugleich zur Mischflache)
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Von Apotheke bis ca. in Hohe Wilhelmsthaler Platz

Entwurfsplanung 2021 (Fahrbahnbreite 4,66 m — niveaugleich zur Mischflache)
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Ausfiihrungsplanung 2023 (Fahrbahnbreite 5,50 m — durch Rundbord abgesetzt)
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Von ca. in Hohe Wilhelmsthaler Platz bis in Hohe B-Platz

Entwurfsplanung 2021 (Fahrbahnbreite 6,00 m — durch Rundbord abgesetzt)
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Ausfiihrungsplanung 2023 (Fahrbahnbreite 6,00 m — durch Rundbord abgesetzt)

11.00

Tiefbord 10/250
Grenze

W

Gesamtausbaubreite
2.50 6.00 250
Et; Gehweg Fahrbahnbreite Gehweg
3.00 L 3.00
33 Fahrbahnspur Fahrbahnspur 33

Der Gemeindevorstand empfiehlt der

Finanzielle Auswirkungen:

Inanspruchnahme der maRnahmenzugehérigen Ansatze im Finanzhaushalt.

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Calden beschlielt fiir die in gemeindlicher Baulast

Gemeindevertretung der

Gemeinde Calden die
Ausflihrungsplanung zu beschlieRen, sodass die baulichen Leistungen alsbald ausgeschrieben und
vergeben werden kénnen. Der Gemeindevorstand plant den Baubeginn fur April 2024.

stehenden Flachen die als Anlage beigefugte Ausfihrungsplanung zur grundhaften Erneuerung

Beschlussvorlage VL-143/2023

Seite 5 von 6



der ,Wilhelmsthaler Strafl3e” und beauftragt den Gemeindevorstand, die baulichen Leistungen in
der dargelegten Form auszuschreiben und zu vergeben.

Anlage(n):
1. GemVE_Anlage Planung 1 1

2. GemVE_Anlage_Planung_1_2

Der Blrgermeister
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Beschlussvorlage

- Offentlich -

VL-147/2023
Fachbereich FB Il - Fachbereich

Finanzmanagement

Federfihrendes Amt | Fachbereichsleiter I Gemeinde Calden
Datum 24.10.2023
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschlielRend
Haupt- und Finanzausschuss 13.11.2023 vorberatend
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschlielend

Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden
hier: Beratung und Beschlussfassung zum Jahresabschluss 2021

Sachdarstellung:

Die Kommunen sind nach § 112 HGO (Hessische Gemeindeordnung) verpflichtet, fur den
Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen. Der
Jahresabschluss enthalt samtliche Vermbgensgegenstande, Schulden,
Rechnungsabgrenzungsposten, Ertrage, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen
und gibt Auskunft Uber die tatsachliche Vermogens-, Finanz- und Ertragslage der
Kommune. Mit dem Jahresabschluss legt der Gemeindevorstand gegentber der
Gemeindevertretung und den Einwohnerinnen und Einwohnern Rechenschaft Uber die
Haushaltswirtschaft des Jahres, insbesondere Uber die Verwendung der Ertrage und
Einzahlungen auf der Grundlage des von der Gemeindevertretung beschlossenen
Haushaltsplans. Der Jahresabschluss wird vom zustandigen Rechnungsprifungsamt
(Revision) gepruft und danach mit dem Prufbericht der Gemeindevertretung zur Beratung
und Beschlussfassung vorgelegt. Dabei ist auch Uber die Entlastung des
Gemeindevorstands zu entscheiden. Dieser Beschluss ist mit dem Prifbericht der
Kommunalaufsichtsbehdrde vorzulegen und 6ffentlich bekannt zu machen. Danach ist der
Jahresabschluss an sieben Tagen offentlich auszulegen. Zwischenzeitlich wurde der
Jahresabschluss 2021gepruft und vom Revisionsamt mit einem uneingeschrankten
Bestatigungsvermerk versehen..

Finanzielle Auswirkungen:
Betrifft riickblickend die Haushaltswirtschaft des Jahres 2021.

Beschlussvorschlaqg:

Die Gemeindevertretung beschlie3t auf der Grundlage des § 114 HGO den von der
Revision des Landkreises Kassel gepruften Jahresabschluss 2021 und erteilt gleichzeitig
dem Gemeindevorstand die Entlastung fur dieses Haushaltsjahr.

Anlage(n):



1. Prufung Jahresabschluss 2021

Der Blrgermeister
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Bericht

Uber die Priifung des Jahresabschlusses
zum 31. Dezember 2021
und des Rechenschaftsberichies
fur das Haushaltsjahr 2021

der

Gemeinde
Calden

REVISION
DES LANDKREISES KASSEL




Kreisausschuss des Landkreises Kassel
- Fachbereich Revision -
Rainer-Dierichs-Platz 1

34117 Kassel

Ansprechpartner fiur den Priifbericht:
Peter Schindehiitte, Leiter Fachbereich Revision

Telefon: 0561/1003-1607
Telefax: 0561/1003-1600
E-Mail: revision@landkreiskassel.de
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Gemeinde Calden
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Anlagen

Bericht iiber die Prifung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2021 und des Rechen-
schaftsberichts fur das Haushaltsjahr 2021 der Gemeinde Calden der Fa. weisbach.finance,
Keesburgstrale 36a, 97074 Wiirzburg.

Abkiirzungsverzeichnis

Abs. Absatz

Fa. Firma

HGB Handelsgesetzbuch

HGO Hessische Gemeindeordnung

HMdIS Hessisches Ministerium des Inneren und fiir Sport
Nr. Nummer

StAnz. Staatsanzeiger
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Priifung des Jahresabschluss 2021

Gemeinde Calden

1 Priifungsauftrag

Der Fachbereich Revision des Landkreises Kassel hat gemaf § 129 Hessische Gemeinde-
ordnung (HGO) in den Stadten und Gemeinden des Kreises, die kein eigenes Rechnungspri-
fungsamt unterhalten, die Aufgaben nach § 131 HGO wahrzunehmen. Der Umfang dieser ge-
setzlichen Aufgabe istin § 128 HGO festgelegt.

Danach ist der gemanR § 112 Abs. 2 HGO bestehende Jahresabschluss mit allen Unterlagen
daraufhin zu prifen, ob

¢ der Haushaltsplan eingehalten ist,

o die einzelnen Rechnungsbetrage sachlich und rechnerisch vorschriftsméaRig begriindet
und belegt sind,

¢ Dbeiden Ertragen, Einzahlungen, Aufwendungen und Auszahlungen sowie bei der Ver-
mdgens- und Schuldenverwaltung nach den geltenden Vorschriften verfahren worden
ist,

e die Anlagen zum Jahresabschluss vollstdndig und richtig sind,

e der Jahresabschluss nach § 112 HGO ein den tatsachlichen Verhéltnissen entspre-
chendes Bild der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde darstellit,

¢ der Rechenschaftsbericht nach § 112 Abs. 3 HGO eine zutreffende Vorstellung von der

Lage der Gemeinde vermittelt.

Nach § 130 Abs. 1 HGO ist die Revision bei der Durchflihrung von Prifungen unabhéngig und

weisungsfrei.

Das Ergebnis ihrer Priifungen fasst die Revision geman § 128 Abs. 2 HGO in einem Schluss-

bericht zusammen.
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Priifung des Jahresabschluss 2021
Gemeinde Calden

2 Gegenstand der Priifung

Gemafll § 112 Abs. 1 HGO hat die Gemeinde fiir den Schluss eines jeden Haushaltsjahres
einen Jahresabschluss aufzustellen. Er ist nach den Grundsétzen ordnungsmégiger Buchfiih-
rung aufzustellen und muss klar und dbersichtlich sein. Er hat sdmtliche Vermégensgegen-
stande, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, Ertrédge, Aufwendungen, Einzahlungen
und Auszahlungen zu enthalten, soweit durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes nichts
anderes bestimmt ist. Der Jahresabschluss hat die tatsachliche Vermdgens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gemeinde darzustellen.

Der Jahresabschluss besteht gemaR § 112 Abs. 2 HGO aus

1. der Vermdgensrechnung (Bilanz),
2. der Ergebnisrechnung und

3. der Finanzrechnung

und ist nach § 112 Abs. 3 HGO durch einen Rechenschaftsbericht zu erlautern.
Dem Jahresabschluss sind als Anlagen beizufiigen:

e nach § 112 Abs. 4 HGO ein Anhang, in dem die wesentlichen Posten des Jahresab-
schlusses zu erldutern sind, mit Ubersichten {iber das Anlagevermégen, die Forderun-
gen und die Verbindlichkeiten sowie eine Ubersicht tiber die in das folgende Jahr zu
iibertragenden Haushaltserméchtigungen,

¢ eine Ruckstellungsibersicht nach § 52 GemHVO.

Der zur Priifung vorgelegte Jahresabschluss datiert vom 19. April 2023,
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Priifung des Jahresabschluss 2021

Gemeinde Calden

3 Durchfiihrung der Priifung, Priifungsbericht

In Anlehnung an Hinweis 1 zur Anwendung des § 130 HGO (Erlass des HMdIS vom 01. Ok-
tober 2013, StAnz. 2013 Nr. 42, Seiten 1295 ff.) hat die Revision des Landkreises Kassel mit
der Durchfilhrung der Priifung nach vorheriger Ausschreibung die Fa. weisbach.finance, Kees-
burgstrale 36a, 97074 Wirzburg beauftragt.

Trotz der Einbindung Dritter bleibt die Verantwortlichkeit der Revision fiir die Durchfihrung und
das Ergebnis der Priifung unberihrt.

Feststellungen aus der Priifung ergeben sich aus dem als Anlage beigefiigten Priifbericht der
Fa. weisbach.finance vom*09. August 2023

4 Weitere Priifungshandlungen

Die nachfolgenden Punkte berichten von verschiedenen Priifungshandlungen und -themen,
welche teilweise unterjahrig — also innerhalb des Rechnungsjahres 2021 — erfolgten, zum

Teil jedoch in unterschiedlichen Zeitraumen in den Kalenderjahren nach 2021.

4.1 Kassenpriifung

Eine Kassenprifung vom 09. Dezember 2021 und eine unvermutete Kassenbestandsauf-
nahme vom 21. Dezember 2021 hat zu keinen schlussberichtsrelevanten Feststellungen ge-
fahrt.

4.2 Prifung des Reisekostenwesens

Die Priifung des Reisekostenwesens erfolgte am 09. Méarz 2023 bei der Gemeindeverwaltung

und anschlieRend am Dienstsitz der Priifungsbehérde. Die Prifung erstreckte sich auf die/das:

¢ Fahrt- und Flugkostenerstattung,

e Wegstrecken- und Mitnahmeentschadigung,

e Gewihrung von Tagegeld,

o Ubernachtungsgeld,

« Erstattung der Auslagen bei langerem Aufenthalt am Geschéftsort,
¢ Kirzung des Tagegeildes,

« Erstattung von sonstigen Kosten und

« Bemessung der Reisekostenerstattung in besonderen Fallen.
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Priifung des Jahresabschiuss 2021
Gemeinde Calden

Bei der Priifung wurden auch die folgenden Aspekte mit einbezogen:

« Finanzvolumen der jahrlich entstehenden Reisekosten,

« Organisatorische Regelungen zur Sachbearbeitung,

o Verwaltungspraxis, Ablaufe und Buchungsgeschatft,

o FEffizienz der Aufgabenerfiillung,

o Abbildung der Reisekosten in Sachkonten,

« Notwendigkeit und Erforderlichkeit von Dienstreisen,

o Angemessenheit von Reisekostenbestandteilen,

¢ Transparenz und Nachvollziehbarkeit des Reisekostenwesens,

o Risikobeurteilung im Rahmen Interner Kontrollsysteme,

« Volistandigkeit (existieren die in den Reisekostenabrechnungen genannten Mitarbeiter
tatsachlich und standen bei der gepriiften Verwaltung in einem Arbeitsverhéltnis/Dienst-
verhéltnis und

o wurden die Aufwendungen und Ertrége vollstandig erfasst und periodengerecht ausge-

wiesen.

Die Priifung hat zu keinen schlussberichtsrelevanten Feststellungen gefiihrt.

4.3 Fraktionskassen

Nach dem sinngemaR anzuwendenden Erlass Uber die ,Grundsétze far die Bereitstellung von
Haushaltsmitteln fir die Arbeit von Fraktionen der kommunalen Vertretungsorgane” des HMdI
vom 20. Dezember 1993 sowie den Empfehlungen fiir die bestimmungsgeméRe Verwendung
von Fraktionszuwendungen wurden durch die Revision drei Verwendungsnachweise —betref-
fend das Haushaltsjahr 2021 — gepriift. Dabei handelt es sich um die zugewiesenen Fraktions-
mittel fur die in der Stadtverordnetenversammlung vertretenen Fraktionen CDU, FWG und

SPD. Die Priifung fiihrte zu keinen schlussberichtsrelevanten Feststellungen.
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Priifung des Jahresabschluss 2021

Gemeinde Calden

5 Bestitigungsvermerk und Schlussbemerkung

Nach dem abschlieRenden Ergebnis der Prifung erteilen wir dem Jahresabschluss zum
31. Dezember 2021 und dem Rechenschaftsbericht fiir das Haushaltsjahr 2021 der Gemeinde
Calden den folgenden uneingeschrankten Bestatigungsvermerk:

Bestiatigungsvermerk

Der von der Gemeinde Calden aufgestellte Jahresabschluss 2021 - bestehend aus Vermé-
gensrechnung, Ergebnisrechnung, Finanzrechnung und Anhang - sowie Rechenschaftsbe-
richt fiir das Haushaltsjahr 01. Januar bis 31. Dezember 2021 wurde geman § 128 Abs. 1 HGO
geprift.

Die Aufstellung des Jahresabschlusses und des Rechenschaftsberichts nach den gemeinde-
rechtlichen Vorschriften von Hessen und den erganzenden Bestimmungen der Satzungen und
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen liegen in der Verantwortung des Gemeindevor-
stands.

Die Aufgabe der Revision ist es, auf der Grundlage der durchgefuhrten Priifung eine Beurtei-
lung Uber den Jahresabschiuss und {iber den Rechenschaftsbericht abzugeben.

Die Revision ist der Auffassung, dass die Prifung eine hinreichend sichere Grundiage flr inre

Beurteilung bildet. Die Prifung hat zu keinen Einwendungen gefuhrt.

Aufgrund den bei der Prifung aus den vorgelegten Unterlagen und erteilten Auskinften ge-
wonnenen Erkenntnissen entspricht der Jahresabschluss grundsétzlich den gesetzlichen Vor-
schriften und den erganzenden Bestimmungen und vermittelt unter Beachtung der Grundséatze
ordnungsmaRiger Buchfiihrung im Wesentlichen ein den tatsachlichen Verhaltnissen entspre-
chendes Bild der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde. Der Rechenschaftsbe-
richt steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gemeinde und stellt die Chancen und Risiken der zukiinftigen Entwicklung zu-
treffend dar.
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Priifung des Jahresabschluss 2021

Gemeinde Calden

*

Nach § 114 Abs. 1 HGO ist der Jahresabschluss mit dem Schlussbericht der Revision vom
Gemeindevorstand der Gemeindevertretung zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen.
Der Beschluss tiber den Jahresabschluss ist gemaB § 114 Abs. 2 HGO offentlich bekannt zu

machen.

Kassel, den 25. September 2023

Leiter der I/’)evisién !
des Lanc%,kyrei s Kassel
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Priifung des Jahresabschlusses 2021
Gemeinde Calden

Anlagen

I.  Vermogensrechnung zum 31. Dezember 2021

Il. Ergebnisrechnung fiir die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2021

Ill. Finanzrechnung fir die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2021
Besondere Auftragsbedingungen fiir Priifungen und priifungsnahe Leistungen

Aligemeine Auftragsbedingungen far Wirtschaftspriifer und Wirtschaftsprifungsge-
selischaften

Hinweis

Der Jahresabschluss mit Anlagen sowie der Rechenschaftsbericht (§ 112 Abs. 2 bis 4 HGO)
sind vor Gemeindevorstand der Gemeindevertretung zur Beschlussfassung gem. § 113 HGO

diesem Priifungsbericht beizuflgen.




Priifung des Jahresabschlusses 2021
Gemeinde Calden

Abkurzungsverzeichnis

GemHVO Gemeindehaushaltsverordnung

HGB Handelsgesetzbuch

HGO Hessische Gemeindeordnung

IDR Institut der Rechnungsprifer

IDW Institut der Wirtschaftspriifer in Deutschland e.V.
IKS internes Kontrollsystem

KVKR Kommunaler Verwaltungskontenrahmen
n.F. neue Fassung

PS Prifungsstandard des IDW

Qs Qualitatssicherungsstandards des IDW
T€ Tausend Euro

VJ Vorjahr

\AY Verwaltungsvorschriften




Priifung des Jahresabschlusses 2021
Gemeinde Calden

1 Priifungsauftrag

Der Fachbereich Revision des Landkreises Kassel hat geman § 129 Hessische Gemeinde-
ordnung (HGO) in den Stadten und Gemeinden des Kreises, die kein eigenes Rechnungspru-
fungsamt unterhalten, die Aufgaben nach § 131 HGO wahrzunehmen. Hierzu hat er uns durch
Schreiben vom 2. Dezember 2022 fiir die Gemeinde Calden den Auftrag erteilt, den Jahres-
abschluss zum 31. Dezember 2021 unter Einbeziehung der zugrunde liegenden Buchfihrung
und den Rechenschaftsbericht fiir das Haushaltsjahr 2021 zu priifen und dber das Ergebnis

der Prifung zu berichten.

Der Umfang dieser gesetzlichen Aufgabe ist in § 128 HGO festgelegt.

Danach ist der gemaR § 112 Abs. 2 HGO bestehende Jahresabschluss sowie der Rechen-
schaftsbericht nach § 112 Abs. 3 HGO mit allen Unterlagen grundséatzlich

daraufhin zu prifen, ob

o der Haushaltsplan eingehalten ist,

« die einzelnen Rechnungsbetrige sachlich und rechnerisch vorschriftsmaiig begrindet
und belegt sind,

e bei den Ertragen, Einzahlungen, Aufwendungen und Auszahlungen sowie bei der Ver-
mogens- und Schuldenverwaltung nach den geltenden Vorschriften verfahren worden
ist,

o die Anlagen zum Jahresabschluss vollsténdig und richtig sind,

e der Jahresabschluss nach § 112 HGO ein den tatsdchlichen Verhaltnissen entspre-
chendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde darstelit,

e der Rechenschaftsbericht nach § 112 Abs. 3 HGO eine zutreffende Vorstellung von

der Lage der Gemeinde Calden vermittelt.

Einschrankend weisen wir explizit daraufhin, dass es durch die heterogenen Bilanzierungsre-
gelungen der &ffentlichen Hand, insb. dem fehlenden Verweis in HGO sowie GemHVO auf
§ 264 Abs. 2 Satz 2 HGB, sowie die Fortentwicklung der diesbezliglichen Auffassung im wirt-
schaftspriifenden Berufsstand gemaR IDW PS 400 n.F. Tz. 26 i.V.m. A21 nicht unsere Auf-
gabe ist, zu beurteilen, ob ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der
Vermégens-, Finanz- und Ertragslage vermittelt wird. Unser Prifungsurteil kann sich somit
lediglich auf die Einhaltung der fiir die Gemeinde Calden geltenden gesetzlichen Vorschriften
erstrecken (vgl. IDW PS 400 n.F., Tz. A34).
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Wir bestatigen analog § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlusspriifung die anwend-

baren Vorschriften zur Unabhangigkeit beachtet haben.

Der Bericht ist an den Fachbereich Revision des Landkreises Kassel und die Gemeinde Cal-

den gerichtet.

Fur die Durchfiihrung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit gelten - auch im Verhaltnis
zu Dritten - die diesem Bericht als Anlagen beigefiigten "Besonderen Auftragsbedingungen fiir
Prifungen und prifungsnahe Leistungen" vom 1. Juli 2020 sowie "Allgemeinen Auftragsbe-
dingungen fiir Wirtschaftsprifer und Wirtschaftspriifungsgesellschaften" vom 1. Januar 2017,
soweit sie den Besonderen Vertragsbedingungen des Fachbereichs Revision nicht entgegen-

stehen.

Uber Art und Umfang sowie iiber das Ergebnis der Prifung erstatten wir den vorliegenden
Bericht, dem der geprifte Jahresabschluss als Anlagen Nr. | bis Nr. Il beigefiigt ist.

2 Gegenstand der Priifung

Gemal § 112 Abs. 1 HGO hat die Gemeinde fiir den Schluss eines jeden Haushaltsjahres
einen Jahresabschluss aufzustellen. Er ist nach den Grundsétzen ordnungsmaRiger Buchfiih-
rung aufzustellen und muss klar und ibersichtlich sein. Er hat samtliche Vermégensgegen-
stande, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, Ertrége, Aufwendungen, Einzahlungen
und Auszahlungen zu enthalten, soweit durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes nichts
anderes bestimmt ist. Der Jahresabschluss hat nach § 112 Abs. 1 Satz 4 HGO die tatséchliche
Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde darzustellen.

Der Jahresabschluss besteht gemaR § 112 Abs. 2 HGO aus

1. der Vermogensrechnung (Bilanz),
2. der Ergebnisrechnung und

3. der Finanzrechnung

und ist nach § 112 Abs. 3 HGO durch einen Rechenschaftsbericht zu erlautern.
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Dem Jahresabschluss sind als Anlagen beizufugen:

e nach § 112 Abs. 4 HGO ein Anhang, in dem die wesentlichen Posten des Jahres-
abschlusses zu erldutern sind, mit Ubersichten Uiber das Anlagevermdgen, die For-
derungen und die Verbindlichkeiten sowie eine Ubersicht tiber die in das folgende
Jahr zu Ubertragenden Haushaltsermachtigungen,

e eine Riickstellungsiibersicht nach § 52 GemHVO.

Der zur Priifung vorgelegte Jahresabschluss datiert vom 19. April 2023.

Gegenstand unserer Prifung waren die Buchflihrung und der Jahresabschluss zum 31. De-
zember 2021 sowie der Rechenschaftsbericht fiir das Haushaltsjahr 2021. Diese haben wir
daraufhin gepriift, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung beachtet worden

sind.

Die gesetzlichen Vertreter sind fiir die Buchfuhrung, die dazu eingerichteten Kontrollen und
die Aufstellung von Jahresabschluss sowie die uns gemachten Angaben verantwortlich. Un-
sere Aufgabe ist es, die von den gesetzlichen Vertretern vorgelegten Unterlagen und die ge-

machten Angaben im Rahmen unserer pflichtgemafen Priifung zu beurteilen.

3 Art und Umfang der Priifung

Grundlagen fiir die Durchfihrung der Priifung sind insbesondere § 128 HGO, die GemHVO
und die Hinweise zur GemHVO, die vom IDR festgestellten "Leitlinien zur Durchfiihrung von
kommunalen Jahresabschlusspriifungen” (vgl. IDR-L 200) sowie die in den Prifungsstandards
des IDW niedergelegten Grundsétze ordnungsmafiger Abschlusspriifung, insbesondere IDW
Priifungsstandard 730 "Priifung des Jahresabschlusses und Lageberichts einer Gebietskor-

perschaft".

Danach ist die Priiffung so zu planen und durchzufihren, dass Unrichtigkeiten und Verstole,
die sich auf die Darsteliung des durch den Jahresabschluss und den Rechenschaftsbericht
vermittelten Bildes der Vermdgens- und Finanzlage wesentlich auswirken, mit hinreichender

Sicherheit erkannt werden.

Gegenstand unseres Auftrages waren nicht die Aufdeckung und Aufklarung strafrechtlicher
Tatbestande (wie z. B. Untreuehandlungen oder Unterschlagungen) und auBerhalb der Rech-
nungslegung begangene Ordnungswidrigkeiten. Die Priifung haben wir jedoch so angelegt,
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dass diejenigen Unregelmé&Rigkeiten, die fir die Rechnungslegung wesentlich sind, mit hinrei-
chender Sicherheit aufgedeckt werden. Die Verantwortung fiir die Vermeidung und die Aufde-
ckung von Unregelmafigkeiten liegt bei den gesetzlichen Vertretern der Kommune.

Die Prifung umfasst auch die GesetzméaRigkeit. Dabei soll festgestellt werden, ob die gesetz-
lichen Vorschriften und Grundséatze des Gemeindewirtschaftsrechts, einschlieRlich der lokalen
Satzungen, Verfligungen und Richtlinien, eingehalten werden. Zur Einhaltung der gesetzlichen

Vorschriften gehort vor allem, dass

» die Buchflihrung nachvollziehbar, unverénderlich, vollsténdig, richtig, zeitnah und ge-
ordnet vorgenommen wird,

e der Jahresabschluss klar, Gbersichtlich und vollstandig in der vorgeschriebenen Form
mit den vorgeschriebenen Angaben aufgestellt ist und

* der Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsétze ordnungsméRiger Buchfiihrung
ein den tatsachlichen Verhéltnissen entsprechendes Bild der Vermégens- und Finanz-

lage der Gemeinde vermittelt.

Zum letztgenannten Spiegelstrich weisen wir erneut (vgl. Tz. 1) daraufhin, dass es durch die
heterogenen Bilanzierungsregelungen der offentlichen Hand, insb. dem fehlenden Verweis in
HGO sowie GemHVO auf § 264 Abs. 2 Satz 2 HGB, sowie die Fortentwicklung der diesbeziig-
lichen Auffassung im wirtschaftspriifenden Berufsstand gemaR IDW PS 400 n.F. Tz. 26 i.V.m.
A21 im vorliegenden Fall nicht unsere Aufgabe war, zu beurteilen, ob ein den tatséchlichen
Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage vermittelt wird.

Bis einschlielich des Jahresabschlusses 2015 konnte der sog. Beschleunigungserlass so-
wohl bei der Aufsteliung als auch bei der Priifung der doppischen Jahresabschliisse angewen-
det werden. Die darin enthaltenen Erleichterungsmdéglichkeiten sind jedoch mit dem Haus-

haltsjahr 2016 bis auf wenige Ausnahmen entfallen.

Es wurde darauf geachtet, die Priifung gemaR eines risikoorientierten Priifungsansatzes so zu
planen und durchzufiihren, dass Unrichtigkeiten und VerstoRe, die sich auf die Darstellung
des durch den Jahresabschluss und seiner Anlagen vermittelten Bildes der Vermégens-, Er-
trags- und Finanzlage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden.
Diese Prifungsplanung wurde auf der Grundlage von Auskiinften der Verwaltungsleitung, vor-
gelegter Unterlagen und analytischer Priifungshandlungen sowie einer grundsétzlichen Beur-
teilung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems und des Risikomanage-

ments erstellt.
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Im Rahmen der Priifung werden neben der Wirksamkeit der vorhandenen Instrumente eines
IKS die Nachweise fiir die Angaben in Buchfiihrung und Jahresabschluss iberwiegend auf der
Basis von Stichproben beurteilt. Sowohl die analytischen Prifungshandlungen als auch die
Einzelfallpriifungen wurden daher nach Art und Umfang unter Bertlicksichtigung der Bedeutung
der Priifungsgebiete in ausgewahlten Stichproben durchgefiihrt.

Die Priifung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsatze und der we-
sentlichen Einschatzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Wirdigung der Gesamtdar-

stellung des Jahresabschlusses und des Rechenschafisberichtes.

Art, Umfang und zeitlicher Ablauf der einzelnen Prifungshandiungen sowie der Einsatz der
Mitarbeiter/innen wurden unter Berticksichtigung der Risikoeinschatzung sowie der Wesent-

lichkeit bestimmt.

Gleichwohl kann im Rahmen des risikoorientierten Priiffungsansatzes nicht ausgeschlossen
werden, dass Erfassungs-, Bewertungs-, Ubertragungs- oder Dokumentationsfehler unent-

deckt bleiben; dies gilt auch fiir mogliche Unterschlagungen und andere UnregelmaBigkeiten.

Wir sind der Auffassung, dass unsere Priifung eine hinreichend sichere Grundlage fur unsere

Beurteilung bildet.

Die Aufstellung, Inhalt und Ausgestaltung der Buchfihrung, des Jahresabschlusses (beste-
hend aus Vermdgensrechnung (Bilanz), Ergebnisrechnung, Finanzrechnung sowie Anhang)
und des Rechenschafisberichts liegen in der Verantwortung des Gemeindevorstands der Ge-

meinde Calden.

Aufgabe der Revision bzw. unserer Prifung ist es, auf der Grundlage der durchgefuhrten
pflichtgemaRen Prifung ein Urteil Uber den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
fuhrung, der Inventur, des Inventars sowie der Ortlich festgelegten Nutzungsdauern der Ver-

mdogensgegenstande und tiber den Rechenschaftsbericht abzugeben.

Dazu haben wir den Haushaltsplan, die Buchfiinrung, den Jahresabschluss zum 31. Dezem-
ber 2021, bestehend aus der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung, der Vermdgensrech-
nung sowie dem Anhang und den Rechenschaftsbericht fur das Haushaltsjahr vom 1. Januar

bis 31. Dezember 2021 der Gemeinde Calden stichprobenweise geprift.
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13. Ausgangspunkt der Prifung war der von uns gepriifte und mit einem uneingeschrankten Be-

14.

15.

statigungsvermerk versehene Jahresabschluss der Gemeinde Calden zum 31. Dezember
2020 nebst Rechenschaftsbericht. Der Entlastungsbeschluss nach § 114 Abs. 1 HGO war zum
Prifungszeitpunkt am 14. Juli 2022 nicht gefasst.

Erganzend hierzu hat uns der Blrgermeister mit der Volistandigkeitserkléarung vom 03. Marz
2022 schriftlich bestatigt, dass in der Buchfiihrung und dem zu priifenden Jahresabschluss
sowie im Rechenschaftsbericht alle bilanzierungspflichtigen Vermigenswerte, Verpflichtun-
gen, Wagnisse und Abgrenzungen beriicksichtigt, sdmtliche Aufwendungen und Ertrége ent-
halten, alle erforderlichen Angaben gemacht und uns alle bestehenden Haftungsverhéltnisse

bekannt gegeben worden sind.

Die Buchfiihrung des von der Gemeinde Calden zum 31. Dezember 2021 erstellten Jahresab-
schlusses und der Rechenschaftsbericht wurden auf die Einhaltung der einschlégigen gesetz-

lichen Vorschriften und der sie ergdnzenden Bestimmungen gepriift.

Unsere Prifungshandlung war darauf gerichtet, ein Urteil Uber die OrdnungsmaRigkeit der
Buchfiihrung und die Ubereinstimmung des daraus entwickelten Jahresabschlusses sowie

des Rechenschaftsberichts zu ermdglichen.

Die fur die Prufung erforderlichen Unterlagen sind uns zur Verfiigung gestellt worden. Erbe-
tene Auskinfte und Nachweise wurden von der Verwaltungsleitung bzw. den fiir die Buchfiih-

rung verantwortlichen Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen erteilt.

-10 -



Priifung des Jahresabschlusses 2021

Gemeinde Calden

4 HaushaltsmaRige Abwicklung

4.1 Haushaltssatzung

16. Von der Gemeindevertretung wurde folgende Haushaltssatzung beschlossen:

Genehmigung /

|

| Beic;héuss Kenntnisn. durch AEU"S?: (:::‘r

‘ Finanzaufsicht gung
Haushaltssatzung l 12. Marz 2021 26. August 2021 29. September

2021 |

Vom Beginn des Berichtsjahres bis zur Bekanntmachung (Ende der Auslegungsfrist) der
Haushaltssatzung war nach den Bestimmungen der vorlaufigen Haushaltsfihrung des § 99
HGO zu verfahren.
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4.2 Haushaltsgesamtbetriage

Der Haushaltsplan 2021 wurde

im Ergebnishaushalt

im ordentlichen Ergebnis

mit dem Gesamtbetrag der Ertrage auf

mit dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf

mit einem Saldo von

im auBerordentlichen Eraebnis

mit dem Gesamtbetrag der Ertrage auf
mit dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf

mit einem Saldo von

mit einem Fehlbedarf von

im Finanzhaushalit

mit dem Saldo aus Einzahlungen und Auszahlungen aus
laufender Verwaltungstatigkeit auf

und dem Gesamtbetrag der

Einzahlungen aus Investitionstéatigkeit auf
Auszahlungen aus Investitionstatigkeit auf

mit einem Saldo von

Einzahlungen aus Finanzierungstatigkeit auf
Auszahlungen aus Finanzierungstéatigkeit auf

mit einem Saldo von

mit einem Finanzmittelfehlbedarf des Haushaltsjahres
von

festgesetzt.

4.3 Kredite

17.653.098,00 €

18.530.935,00 €
- 877.837,00 €

100,00 €
0,00 €
100,00 €

877.737,00 €

176.213,00 €

1.680.500,00 €
4.141.400,00 €
- 2.460.900,00 €

0,00 €
1.150.000,00 €
-1.150.000,00 €

- 3.434.687,00 €

GemaR § 3 der Haushaltssatzung werden Kredite im Haushaltsjahr 2021 nicht veranschlagt.
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Nach § 103 Abs. 3 HGO gilt die Kreditermachtigung bis zum Ende des auf das Haushaltsjahr
folgenden Jahres und, wenn die Haushaltssatzung fir das Ubernéachste Jahr nicht rechtzeitig
bekannt gemacht wird, bis zur Bekanntmachung dieser Haushaltssatzung. Die Kreditaufnah-

men entsprachen dieser Bestimmung.

Abwicklung Kreditermichtigung im Berichtsjahr 2021 €
Krediterméchtigung It. § 2 der Haushaltssatzung 0,00
Durch Finanzaufsicht genehmigte Kreditaufnahme 0,00
Krediterméchtigung im Berichtsjahr 0,00
zzgl. zur Verfligung stehende Kreditermachtigung aus 2019 (nur bis zur 0.00
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2021) ’
zzgl. zur Verfligung stehende Krediterméchtigung aus 2020 735.764,00
Gesamte zur Verfiigung stehende Krediterméchtigung 735.764,00
- tatsachliche Kreditaufnahme auf Erméchtigung 2019 0,00
- tatsachliche Kreditaufnahme auf Erméachtigung 2020 0,00
- tatséchliche Kreditaufnahme auf Erméchtigung 2021 0,00
= verbleibende Krediterméchtigung 735.764,00
- nicht in Anspruch genommene Kreditermachtigung aus 2019 0,00
= im Folgejahr noch zur Verfiigung stehende Kreditermachtigung 735.764,00

Kredite fir Umschuldungen sind in der obigen Tabelle nicht enthalten.

4.4 Verpflichtungserméachtigungen

19. GemaR § 3 der Haushaltssatzung werden Verpflichtungsermachtigungen im Haushaltsjahr
2021 nicht veranschlagt.
4.5 Kassenkredite

20. Kassenkredite werden It. § 4 der Haushaltssatzung fiir das Jahr 2021 nicht vorgesehen.
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4.6 Steuerhebesitze

21. Die Steuerhebesatze betrugen:

Kreisdurchschnitt
| 2020 2021 2021
Grundsteuer A [ 650 v. H. 650 v. H. 562 v. H.
Grundsteuer B 650 v. H. 650 v. H. 591 v. H.
Gewerbesteuer 395 v. H. 395v. H. 436 v. H.

4.7 Stellenplan - Stellenbesetzung

22. Fur das Haushaltsjahr 2021 gilt der von der Gemeindevertretung als Teil des Haushaltsplans

beschlossene Stellenplan. Dieser gestaltet sich danach — im Vergleich zum Vorjahr — wie folgt:

Haushaltsjahr 2020 Haushaltsjahr 2021
davon besetzt davon besetzt
it. Stellenplan am 30.06. | It. Stellenplan am 30.06.
Beamte 4,00 Stellen 4,00 Stellen 4,00 Stellen 3,00 Stellen

Arbeitnehmer 40,00 Stellen 37,00 Stellen 40,00 Stellen 38,00 Stellen
Fachkrafte Kita 20,00 Stellen 20,00 Stellen 20,00 Stellen 20,00 Stellen
Insgesamt 64,00 Stellen 61,00 Stellen 64,00 Stellen | 61,00 Stellen

4.8 Bericht Giber den Haushaltsvollzug

23. Nach § 28 Abs. 1 GemHVO ist die Gemeindevertretung mehrmals jahrlich, d. h. mindestens
zweimal, Ober den Stand des Haushaltsvollzugs zu unterrichten.

Nach den Hinweisen zur GemHVO sind die Berichte so zeitnah vorzulegen, dass die Gemein-
devertretung noch in der Lage ist, MaRnahmen mit finanziellen Auswirkungen auf das laufende
Haushaltsjahr zu beschlief3en.

Der entsprechende Bericht fiir das Haushaltsjahr 2021wurde am 30. September 2021 vorge-
legt.
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25.

26.
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5 Feststellungen und Erlduterungen zur Rechnungslegung

5.1 OrdnungsmiRigkeit der Rechnungslegung

5.1.1 Vorjahresabschiuss

Fir den Vorjahresabschluss und den Rechenschaftsbericht fiir das Haushaltsjahr 2020 haben
wir am 3. Méarz 2022 den uneingeschrénkten Bestéatigungsvermerk erteilt.

Die Gemeindevertretung hat mit Datum vom 14. Juli 2022 gemaR § 113 HGO und § 114 Abs.
1 HGO den Jahresabschluss festgestellt und dem Gemeindevorstand die Entlastung fr das
Haushaltsjahr 2020 erteilt. Die offentliche Bekanntmachung gemaR § 114 Abs. 2 HGO erfolgte
am 25. Juli 2022.

5.1.2 Buchfiihrung und weitere gepriifte Unterlagen

Nach den Priifungsfeststellungen gewahrleistet der auf Grundlage des Kommunalen Verwal-
tungskontenrahmens (KVKR) erstellte und im Berichtsjahr angewandte Kontenplan eine klare

und Ubersichtliche Ordnung der Buchfiihrung.

Die Geschiaftsvorfille wurden grundsatzlich vollsténdig, fortlaufend und zeitgerecht erfasst.
Die Belege wurden ordnungsgemaf angewiesen, ausreichend erlautert und Ubersichtlich ab-
gelegt. Der Jahresabschiuss wurde aus der Buchfiihrung zutreffend entwickelt und von dem

Gemeindevorstand aufgestellt.

5.1.3 Software

Die Gemeinde Calden verwendet fiir die Buchfilhrung ein automatisiertes Verfahren (DV-Buch-
filhrung). Im Berichtsjahr befand sich die Finanzsoftware "newsystem® kommunal
NKR/NKFsystem Hessen" der Firma Infoma® Software Consulting GmbH, Ulm, in der Version
7 im Einsatz. Der Vertrieb der Software "newsystem® kommunal” erfolgt in Hessen durch die
ekom21 GmbH / KGRZ Hessen.

Testiert wurde das Softwareprodukt durch die Zertifizierungsstelle der TOV Informationstech-
nik GmbH Essen, mit Zertifikat vom 17. Dezember 2020. Dies ist gliltig bis zum 30. April 2023.
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30.

31.
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5.1.4 Jahresabschluss

Die Vermogensrechnung, die Ergebnisrechnung sowie die Finanzrechnung sind den gesetzIi-

chen Vorschriften entsprechend gegliedert.

Die Vermogensgegensténde und die Schulden sowie das Kapital, die Sonderposten und die
Rechnungsabgrenzungsposten wurden nach den gesetzlichen Bestimmungen sowie den
Grundsatzen ordnungsmaRiger Buchfiihrung angesetzt und bewertet. Fiir erkennbare Risiken

wurden grundsétzlich Riickstellungen in ausreichendem MaRe gebildet.

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 ist ordnungsgemaR aus der Buchfiihrung und
den weiteren gepriften Unterlagen abgeleitet worden und entspricht weitestgehend den ge-
setzlichen Vorschriften, den sie ergédnzenden Satzungen und den sonstigen ortsrechtlichen

Bestimmungen.

Der Gemeindevorstand soll den Jahresabschluss gemaR § 112 Abs. 9 HGO innerhalb von vier
Monaten aufstellen. Der Beschluss iiber die Aufstellung des Jahresabschlusses erfolgte am

20. Januar 2022 und somit fristgerecht.

5.1.5 Rechenschaftsbericht

Gemal § 112 Abs. 3 HGO ist der Jahresabschluss durch einen Rechenschaftsbericht zu er-

lautern.

Unsere Prifung hat ergeben, dass der Rechenschaftsbericht mit dem Jahresabschluss und
mit den bei unserer Priifung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und die gesetzlichen

Vorschriften eingehalten wurden.

Die wesentlichen Chancen und Risiken der kiinftigen Entwicklung sind zutreffend dargestellt.
Der Rechenschaftsbericht enthélt weitere nach § 51 GemHVO erforderliche Darstellungen,

Angaben und Erlauterungen.

Uns sind keine nach Schluss des Haushaltsjahres eingetretenen Vorgange von besonderer

Bedeutung bekannt geworden, Uber die zu berichten wére.

5.1.6 Anhang

GemaR § 112 Abs. 4 Ziffer 1 HGO i. V. m. § 50 GemHVO sowie den hierzu ergangenen Hin-

weisen ist dem Jahresabschluss als Anlage ein Anhang beizufiigen. Im Anhang sind u. a. die
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wesentlichen Posten der Vermdgens-, Ergebnis- und Finanzrechnung zu erléutern sowie nach
§ 44 Abs. 2 GemHVO erhebliche Unterschiede zu Betragen des vorhergehenden Haushalts-
jahres anzugeben und zu erldutern. Ferner sind nach § 50 Abs. 2 GemHVO im Anhang anzu-

geben:

o die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden,

« Abweichungen von den bisher angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden
mit einer Begriindung; die sich dadurch ergebenden Auswirkungen auf die Ver-
mégens-, Finanz- und Ertragslage sind gesondert darzustellen,

e Angaben (iber die Einbeziehung von Zinsen fur Fremdkapital in die Herstellungskosten,

e« Haftungsverhaltnisse, die nicht in der Vermbgensrechnung (Bilanz) auszuweisen sind,

e Sachverhalte, aus denen sich finanzielle Verpflichtungen ergeben kénnen,

e in welchen Fallen aus welchen Griinden die lineare Abschreibungsmethode nicht an-
gewandt wurde,

e Veranderungen der urspringlichen Nutzungsdauer von Vermdgensgegenstanden,

« Verpflichtungen aus kreditahnlichen Rechtsgeschaften,

e eine Ubersicht Uiber die fremden Zahlungsmittel (§ 15 GemHVO),

e die durchschnittliche Zahl der Beamten und Arbeitnehmer, die wahrend des Haushalts-
jahres zur Gemeinde Calden in einem Dienst- oder Arbeitsverhaltnis standen,

e die Familiennamen mit mindestens einem ausgeschriebenen Vornamen der Mitglieder
Gemeindevertretung und des Gemeindevorstands; gehdrten Personen diesen Ge-
meindeorganen nicht (iber das gesamte Haushaltsjahr an, ist neben ihren Namen der

Zeitraum der Zugehorigkeit anzugeben.

Dariiber hinaus sind dem Anhang folgende Ubersichten beizufiigen:

¢ Anlagenubersicht

» Verbindlichkeitenubersicht

» Forderungsiibersicht

e Riickstellungsiibersicht gem. § 52 GemHVO i. V. m. den Hinweisen zu § 52 GemHVO

Aus der GemHVO sowie den ergangenen Hinweisen ergeben sich weitere Verpflichtungen zur

Angabe im Anhang.

Der zur Priifung vorgelegte Anhang enthélt alle vorgeschriebenen Angaben sowie die entspre-

chenden Ubersichten.
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5.2 Internes Kontrollsystem (IKS)

Ein funktionierendes internes Kontrollsystem zum Erkennen und zur Beurteilung von Chancen
und Risiken in den Geschaftsbereichen und -feldern der Kommune senkt die Wahrscheinlich-
keit (= Risiko) von unrichtigen Aussagen speziell im Jahresabschiuss, welche wesentliche
Auswirkungen auf die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage einer Kommune hétten. Es soll
weiterhin die Genauigkeit und Zuverldssigkeit der Zahlenwerke gewahrleisten.

Das IKS soll den Biirgermeister bei der Aufsicht tiber seine Verwaltung und insbesondere die
Kassen- und Rechnungslegung unterstiitzen sowie die Méglichkeit doloser Handlungen ver-

hindern.

Als Bestandteile eines internen Kontrollsystems sind z. B. organisatorische und EDV-techni-
sche Sicherungen, Richtlinien, Regelwerke und Anweisungen, Geschéftsverteilungspléne,
Kontrollen sowie Uberwachungsfunktionen zu nennen, in denen bestimmte Abliufe oder MaR-

nahmen festgehalten sind. Beispielhaft werden nachfolgend genannt:

e Funktionstrennungen (z. B. Vieraugenprinzip, strikte Trennung von Anordnung, Fest-
stellung und Ausfiihrung von Vorgéngen)

e Vertretungsregelungen

o Zugriffsbeschrankungen auf Daten

e Unterschriftenregelungen

» Kontrollmechanismen (Kontenabstimmungen, Soll-Ist-Vergleiche)

* Informationssystem (z. B. Vorlage von Tagesabschliissen an Biirgermeister)

e Forderungsmanagement

e Schutzvorrichtungen (z. B. Tresore, Alarmeinrichtungen)

e Bankvollmachten

 Einhaltung der Berichtspflicht gegentiber der Gemeindevertretung

e Vorlage von Saldenbestatigungen

e Beachtung von Vergaberichtlinien

Gemal der Aussage in der uns vorliegenden Vollstéandigkeitserklarung lagen seitens der Ge-
meinde Calden sowohl am Abschlussstichtag als auch aktuell keine Stérungen oder wesentli-

che Méangel des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems vor.
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Eine Prifung des internen Kontrollsystems erfolgte stichprobenweise im Rahmen der Jahres-

abschlussprufung.

Dariiber hinaus sind einige dieser beispielhaft aufgezahlten Kontrolimechanismen bei der Ge-
meinde Calden bereits vorhanden und teilweise in Dienstanweisungen, Hausverfiigungen o.

A. geregelt. Eine weitergehende Priifung ist nicht erfolgt.

5.3 Gesamtaussage des Jahresabschlusses

5.3.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Unsere Priifung hat ergeben, dass der Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den

relevanten Vorschriften der HGO sowie der GemHVO entspricht.

Der Rechenschaftsbericht gibt grundsatzlich ein zutreffendes Bild von der allgemeinen Lage
der Gemeinde Calden und enthalt die Risiken und Chancen der kinftigen Entwicklung.

5.3.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Dem Grundsatz des § 41 GemHVO folgend wurden Vermdgensgegenstande héchstens mit
den Anschaffungs- und Herstellungskosten, ggf. vermindert um Abschreibungen nach
§ 43 GemHVO, angesetzt.

Die Forderungen und sonstigen Vermdgensgegenstande sind zum Nennwert angesetzt. Auf
Forderungen wurden zur Berlicksichtigung des allgemeinen Ausfalirisikos Wertberichtigungen
vorgenommen.

Die fliissigen Mittel entsprechen dem Nennwert der Saldenbestatigungen der Kreditinstitute.

Riickstellungen wurden in Hohe des Betrages angesetzt, der nach vernlnftiger kaufmanni-

scher Beurteilung notwendig ist.

Die Verbindlichkeiten wurden mit den voraussichtlichen Rickzahlungsbetragen passiviert.
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6 Vermoégens-, Finanz- und Ertragslage

Zur Darstellung der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage wurden die Posten der jeweiligen
Rechnungen nach kommunalwirtschaftlichen Gesichtspunkten zusammengefasst. Dabei be-
schranken wir uns auf eine kurze Entwickiungsanalyse.

Die Erlauterungen zu den einzelnen Positionen sind entsprechend § 50 GemHVO
i. V. m. Ziffer 1 der Hinweise zu § 50 GemHVO dem als Anlage zum Jahresabschluss beige-
flgten Anhang zu entnehmen. Gleiches gilt fiir die Abweichungen zur vorhergehenden Rech-
nung gemaf § 44 GemHVO.

Die nach den verbindlichen Mustern der GemHVO von uns zusammengefasste Vermégens-,

Ergebnis- und Finanzrechnung sind unserem Bericht als Anlagen beigefiigt.

-20-



39.

Priifung des Jahresabschlusses 2021

Gemeinde Calden

6.1 Vermégens- und Kapitalstruktur

Die Vermdgens- und Kapitalstruktur stellt sich zum 31. Dezember 2021 im Vergleich zum Vor-

jahr wie folgt dar:

Vermogensstruktur Vergleich
2021 2020 Ifd. Jahr / VJ

T€ % T€ % T€ %
Immaterielle Vermdgensgegensténde 1.982 3,7 2.729 4,9 -747 27,4
Sachanlagen 42.576 78,7 43.394 77,9 -818 -1,9
Finanzanlagen 2.357 4.4 2.368 4,3 -11 -0,5
Anlagevermégen 46.915 86,7 48.491 87,1 -1.576 -3,3
Forderungen und sonstige Vermégensgegensténde 2.488 4,6 2131 3.8 357 16,8
Liquide Mittel 4.681 8,7 5.055 9,1 -374 -7.4
Umlaufvermégen 7.169 13,3 7.186 12,9 -17 -0,2

54.084 100,0 55.677 100,0 -1.593 -2,9
Kapitalstruktur
Netto-Position . 5.691 10,5 5.691 10,2 0 0,0
Riicklagen, Sonderriicklagen, Stiftungskapital 1.638 3,0 1.638 2.9 0 0,0
Ergebnisvortrag 1.633 3,0 502 0,9 1.131
Jahresiiberschuss 642 1,2 1.131 2,0 -489 -43,2
Eigenkapital 9.604 17,8 8.962 16,1 642 7.2
Sonderposten fir erhaltene Investitionszuweisungen usw. 20.895 38,6 22.377 40,2 -1.482 -6,6
Sonderposten fiir den Geblihrenausgleich 458 0,8 455 0,8 3 0,7
Sonstige Sonderposten 5 0,0 5 0,0 0 0,0
Sonderposten 21.358 39,5 22.837 41,0 -1.479 -6,5
Riickstellungen fiir Pensionen u. &. Verpflichtungen 3.281 6,1 3.365 6,0 -84 -2,5
Riickstellungen fiir Finanzausgleich u.
Steuerschuldverhaltnisse 0 0,0 516 0,9 -516 -100,0
Sonstige Riickstellungen 1.782 3.3 1.005 1,8 777 77,3
Riickstellungen 5.063 9,4 4.886 8,8 177 3,6
Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen fir Investitionen 16.097 29,8 17.007 30,5 -910 -5,4
Verbindlichkeiten aus Zuweisungen, Zuschiissen,
Transferleistungen und Investitionszuweisungen u.
-zuschiissen sowie -beitragen 1.221 2,3 1.059 1,9 162 15,3
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 491 0,9 386 0,7 105 27,2
Verbindlichkeiten aus Steuern und steuerdhnlichen Abgaben 124 0,2 177 0,3 -53 -29,9
Verbindlichkeiten gegeniiber verbundenen Unternehmen
und gegen Unternghmen, mit denen ein
Beteiligungsverhaltnis besteht, und Sondervermégen 0 0,0 0 0,0 0 0,0
Sonstige Verbindlichkeiten 126 0,2 363 0,7 -237 -65,3
Verbindlichkeiten 18.059 334 18.992 34,1 -933 -4,9

54.084 100,0 55.677 100,0 -1.593 -2,9

Hinweis: Rundungsdifferenzen und/oder Differenzen in Zwischensummen sind durch Darsteliung in T€ méglich
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6.2 Ergebnisentwicklung

Die Ergebnisentwicklung im Vergleich zum Vorjahr stellt sich wie folgt dar:

2021 2020 Vergleich

TE % T€ % T€ %
Privatrechtliche Entgelte 190 1,0 144 0,8 46 31,9
Offentlich-rechtliche Entgelte 2.200 11,8 2.199 12,5 1 0.0
Kostenersatdeistungen und
-erstattungen 664 3.6 620 3.5 44 7.1
Steuern, steuerdhnliche Ertrage  9.229 494 7.989 454 1.240 15,5
Ertrédge aus Transferleistungen 285 1,5 275 1,6 10 3,6
Ertrdge aus Zuweisungen,
Zuschiissen fiir Ifd. Zwecke 3.854 20,6 4.117 234 -263 -6,4
Ertrage aus der Auflésung von
Sonderposten 1.880 10,1 1.865 10,6 15 0,8
Sonstige ordentliche Ertrage 392 2,1 397 2,3 -5 1,3
Summe der ordentlichen
Ertrige 18.694 100,0 17606 100,0 1.088 6,2
Personalaufwendungen 3.454 196 3.269 20,2 185 57
Versorgungsaufwendungen 364 2.1 576 3,6 -212 -36,8
Aufwendungen fir Sach- u.
Dienstleistungen 3.600 204 2131 13,2 1.469 68,9
Abschreibungen 2.816 16,0 2.690 16,7 126 47
Aufwendungen fir Zuweisungen
und Zuschiisse 2175 12,3 1.823 11,3 352 19,3
Steueraufwendungen,
gesetzliche Umlagen 5.222 29,6 5.644 35,0 -422 -7,5
Sonstige ordentliche
Aufwendungen 13 0,1 15 0,1 -2 -13,3
Summe der ordentlichen
Aufwendungen 17.644 100,0 16.148 100,0 1.496 9,3
Verwaltungsergebnis 1.050 163,6 1.458 128,9 -408 -28,0
Finanzertrége 14 75 -61 -81,3
Zinsen und andere
Finanzaufwendungen 532 580 -48 -8,3
Finanzergebnis -518 -80,7 -505 -44,7 -13 2,6
Ordentliches Ergebnis 532 82,9 953 84,3 -421 -44,2
AuBerordentliche Ertrédge 140 178 -38 -21,3
AuBerordentliche Aufwendungen 30 0 30 100,0
AuBerordentliches Ergebnis 110 17,1 178 15,7 -68 -38,2
Jahresergebnis 642 100,0 1.131 100,0 -489 43,2

Hinweis: Rundungsdifferenzen und/oder Differenzen in Zwischensummen sind durch Darstellung in T€ méglich.

Die Angaben in Prozent bei dem Verwaltungsergebnis, Finanzergebnis, ordentlichen Ergebnis sowie

aulierordentlichen Ergebnis beziehen sich auf das Jahresergebnis.
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6.3 Finanz- und Liquiditatslage
Die Finanz- und Liquiditétslage stelit sich wie folgt dar:

Ist Ist Vergleich
2021 2020 2021/2020

T€ T€ %

Einzahlungen aus Ifd. Verwaltungstatigkeit 16.474 16.011 29
Auszahlungen aus Ifd. Verwaltungstéatigkeit 14970 14.457 35
Zahlungsmittel aus Ifd. Verwaltungstitigkeit 1504 1.554 -3,2
Einzahlungen aus Investitionstatigkeit 443 302 46,7
Auszahlungen aus Investitionstatigkeit 1.226 714 71,7
Zahlungsmittel aus Investitionstétigkeit -783 412 90,0
Einzahlungen aus FinanzZierungstatigkeit 0 291 -100,0
Auszahlungen aus Finanzierungstatigkeit 910 838 8,6
Zahlungsmittel aus Finanzierungstatigkeit 910  -547 -66,4
Haushaltsunwirksame Einzahlungen 873 828 54
Haushaltsunwirksame Auszahlungen 1.058 933 13,4
Zahlungsmittel aus haushaltsunwirksamen

Zahlungsvorgéangen -185  -105 76,2
Zahlungsmittel des Haushaltsjahres -374 490 -176,3
Zahlungsmittel am Anfang des Haushaltsjahres 5.055 4.565 10,7
Zahlungsmittel am Ende des Haushaltsjahres 4681 5.055 -7,4

Hinweis: Rundungsdifferenzen und/oder Differenzen in Zwischensummen sind durch Darstellung in T€ méglich.
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7 Wiedergabe des Bestatigungsvermerks

42. Nach dem abschlieBenden Ergebnis unserer Priifung haben wir mit Datum vom 9. August
2023 den folgenden uneingeschrénkten Bestatigungsvermerk erteilt:

"BESTATIGUNGSVERMERK DES UNABHANGIGEN ABSCHLUSSPRUFERS

An die Gemeinde Caiden

VERMERK UBER DIE PRUFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES
Priifungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss der Gemeinde Calden — bestehend aus der Vermdgensrech-
nung zum 31. Dezember 2021, der Ergebnisrechnung und der Finanzrechnung fiir das Haus-
haltsjahr vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 sowie dem Anhang, einschlieRlich
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden — gepriift.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Priifung gewonnenen Erkenntnisse entspricht
der beigefiigte Jahresabschiuss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Gemein-
dehaushaltsverordnung des Bundeslandes Hessen sowie § 112 HGO.

Gemal § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erkldren wir, dass unsere Priifung zu keinen Einwendungen
gegen die OrdnungsmaRigkeit des Jahresabschlusses gefiihrt hat.

Grundlage fiir das Priifungsurteil

Wir haben unsere Priiffung des Jahresabschlusses in Ubereinstimmung mit § 317 HGB und
§ 128 HGO unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprifer (IDW) festgesteliten deut-
schen Grundsétze ordnungsméRiger Abschlusspriifung (GoA) durchgefihrt. Unsere Verant-
wortung nach diesen Vorschriften und Grundsétzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Ab-
schlussprifers fir die Priifung des Jahresabschlusses" unseres Bestétigungsvermerks wei-
tergehend beschrieben. Wir sind von der Gemeinde unabhéngig in Ubereinstimmung mit den
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen
deutschen Berufspflichten in Ubereinstimmung mit diesen Anforderungen erfiillt. Wir sind der
Auffassung, dass die von uns erlangten Priifungsnachweise ausreichend und geeignet sind,
um als Grundlage fiir unser Prifungsurteil zum Jahresabschluss zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter fiir den Jahresabschluss

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fiir die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den Vorschriften der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) des Bundeslandes Hessen
und § 112 HGO in allen wesentlichen Belangen entspricht. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich fiir die internen Kontrollen, die sie in Ubereinstimmung mit den deutschen
Grundsatzen ordnungsmaBiger Buchfiihrung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses zu ermdglichen, der frei von wesentlichen — beabsichtigten oder
unbeabsichtigten — falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschiusses sind die gesetzlichen Vertreter dafir verantwort-
lich, die Fahigkeit der Gemeinde zur Fortfiihrung ihrer Téatigkeit, d. h. der stetigen Erflllung der
Aufgaben zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusam-
menhang mit der Sicherung der stetigen Erfiillung ihrer Aufgaben, sofern einschligig, anzu-
geben.
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Verantwortung des Abschlusspriifers fiir die Priifung des Jahresabschlusses

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dariber zu erlangen, ob der Jahresabschluss
als Ganzes frei von wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten — falschen Darstel-
lungen ist, sowie einen Bestatigungsvermerk zu erteilen, der unser Prifungsurteil zum Jahres-
abschluss beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes MaRk an Sicherheit, aber keine Garantie dafir, dass eine
in Ubereinstimmung mit § 317 HGB und § 128 HGO unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftspriifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsétze ordnungsmaBiger Abschluss-
priifung durchgefiihrte Priifung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche
Darstellungen kénnen aus VerstoBen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent-
lich angesehen, wenn vernlinftigerweise erwartet werden kodnnte, dass sie einzeln oder insge-
samt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen.

Wihrend der Priifung tGben wir pflichtgeméaRes Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Dariiber hinaus

° identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher — beabsichtigter oder unbeab-
sichtigter — falscher Darstellungen im Jahresabschluss, planen und fiihren Prifungs-
handiungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prifungsnachweise,
die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage flr unser Prifungsurteil zu dienen.
Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Ver-
stoRen hoher als bei Unrichtigkeiten, da VerstoRe betriigerisches Zusammenwirken, Fal-
schungen, beabsichtigte Unvollstandigkeiten, irrefilhrende Darstellungen bzw. das Au-
Rerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kdnnen.

° gewinnen wir ein Versténdnis von dem fur die Prifung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem, um Prifungshandiungen zu planen, die unter den gegebe-
nen Umstanden angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prufungsurteil zur Wirk-
samkeit dieses Systems der Gemeinde abzugeben.

® beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschatzten Werte und damit zusammenhangenden Angaben.

° ziehen wir auf der Grundlage der erlangten Prifungsnachweise Schlussfolgerungen dar-
iiber, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fahigkeit der Gemeinde zur Fortfih-
rung ihrer Tétigkeit, d.h. der stetigen Erfullung ihrer Aufgaben, aufwerfen kénnen. Falls
wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir ver-
pflichtet, im Bestatigungsvermerk auf die dazugehdrigen Angaben im Jahresabschluss
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser Prufungs-
urteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis
zum Datum unseres Bestitigungsvermerks erlangten Priifungsnachweise. Zukilnftige
Ereignisse oder Gegebenheiten kdnnen jedoch dazu fiihren, dass die Gemeinde die ste-
tige Aufgabenerfiillung nicht sicherstellen kann.

U beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses
einschliefRlich der Angaben.
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SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE ANFORDERUNGEN
VERMERK UBER DIE PRUFUNG DES RECHENSCHAFTSBERICHTS

Priifungsurteil

Wir haben den Rechenschaftsbericht der Gemeinde Calden fir das Haushaltsjahr vom 1. Ja-
nuar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 gepriift.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Priifung gewonnenen Erkenntnisse entspricht
der beigeflgte Rechenschaftsbericht in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Ge-
meindehaushaltsverordnung des Bundeslandes Hessen, insbesondere § 51 GemHVO.

Grundlage fiir das Priifungsurteil
Wir haben unsere Priifung des Rechenschaftsberichts unter Beachtung des International Stan-
dard on Assurance Engagements (ISAE) 3000 (Revised) durchgefihrt.

Danach wenden wir als Wirtschaftspriifungsgesellschaft die Anforderungen des IDW Quali-
tatssicherungsstandards: Anforderungen an die Qualitétssicherung in der Wirtschaftspriifer-
praxis (IDW QS 1) an. Die Berufspflichten gemaR der Wirtschaftspriiferordnung und der Be-
rufssatzung fur Wirtschaftspriifer/vereidigte Buchpriifer einschlieBlich der Anforderungen an
die Unabhangigkeit haben wir eingehaiten.

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Priifungsnachweise ausreichend und
angemessen sind, um als Grundlage fiir unser Priifungsurteil zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter fiir den Rechenschaftsbericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fiir die Aufstellung des Rechenschaftsberichts,
der in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Gemeindehaushaltsverordnung des
Bundeslandes Hessen, insbesondere § 51 GemHVO, entspricht. Ferner sind die gesetzlichen
Vertreter verantwortlich fiir die Vorkehrungen und Mafinahmen (Systeme), die sie als notwen-
dig erachtet haben, um die Aufstellung eines Rechenschaftsberichts in Ubereinstimmung mit
den anzuwendenden Vorschriften der Gemeindehaushaltsverordnung des Bundeslandes
Hessen zu ermd&glichen und um ausreichende geeignete Nachweise fiir die Aussagen im Re-
chenschaftsbericht erbringen zu kénnen.

Verantwortung des Abschlusspriifers fiir die Priifung des Rechenschaftsberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dariiber zu erlangen, ob der Rechenschafts-
bericht in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Gemeindehaushaltsverordnung
des Bundeslandes Hessen, insbesondere § 51 GemHVO, entspricht.

Die Ausfiihrungen zur Verantwortung des Abschlussprifers zur Priifung des Jahresabschlus-
ses gelten gleichermafien fir die Prifung des Rechenschaftsberichts.

Des Weiteren fuhren wir Prifungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten zukunftsorientierten Angaben im Rechenschaftsbericht durch. Auf Basis ausreichen-
der geeigneter Priifungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen
Annahmen. Ein eigenstéandiges Priifungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu
den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeid-
bares Risiko, dass kinftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben ab-

weichen.
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Wirzburg, 09. August 2023

Den vorstehenden Bericht erstatten wir in Ubereinstimmung mit den gesetzlichen
Vorschriften und den Grundsétzen ordnungsmaéRiger Erstellung von Priifungsberichten (IDW

PS 450 n.F. (10.2021)).

Nach § 113 Abs. 1 HGO ist der Jahresabschluss mit dem Schlussbericht der Revision (bzw.
analog unserem vorliegenden Priifungsbericht) vom Gemeindevorstand der Gemeindevertre-
tung zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. Der Beschluss iiber den Jahresab-
schluss sowie die Entlastung des Gemeindevorstands ist gemaR § 114 Abs. 2 HGO &ffentlich

bekannt zu machen.

Wirzburg, 09. August 2023

Goken, Pollak und Partner
Treuhandgesellschaft mbH

Wirtschaftspriifungsgesellschaft/
Steuerberatungsgesellschaft

(Weisbach) (Mertens)
Wirtschaftspriifer Wirtschaftsprifer"

Goken, Pollak und Partner
Treuhandgesellschaft mbH

Wirtschaftspriifungsgesellschaft/
Steuerberatungsgesellschaft \
s 1 ||

eis ( Merten
Wirtschaftspriifer Wirtschaftspriifer
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Anlage Nr. ]
Blatt 1

Gemeinde Calden

Ergebnisrechnung 2021






Priifung des Jahresabschlusses 2020

Anlage Nr. ]

Gemeinde Calden Blatt 2
Ergebnisrechnung
- Euro -
Fortge- . i
A ge Ergebnis Verglelcir
. schriebener fortgeschrie-
Ergebnis des des
N Kont Bezeich Vorjahres Ansatz des Haushalts- bener Ansatz /
T. | Ronten ezeichnung Haushalts- ) Ergebnis des
. jahres .
jahres Haushaltsjahres
2020 2021 2021 (Sp. 5..8p. 6)
1 2 3 4 5 6 7
1 50 Privatrechtliche Leistungsentgelte 143.877,14 137.300,00 189.895,48 -52.595,48
2 51 Offentlich-rechtliche Leistungsentgelte 2.199.366,11 2.156.275,00 2.200.270,14 -43.995,14
3 s48-549  |Kostenersatzleistungen und -erstattungen 619.822,04 449.000,00 664.412,20 -215.412,20
4 52 Bestandsverénderungen und aktivierte Eigenleistungen 0,00 0,00 0,00 0,00
Steuern und steuerahnliche Ertrage einschlieRlich Ertrige
- 7.988.890,08 .711.300, .228.497, -517.
5 55 aus gesetzlichen Umlagen 8.711.300,00 9.228.497,28 517.197,28
6 547 |Ertrdge aus Transferleistungen 274.708,21 318.600,00 285.394,40 33.205,60
Ertrége aus Zuweisungen und Zuschissen fiir laufende
- . .117.010, 3. .300, .854. -103.
7 540-543 Zwecke und allgemeine Umlagen 4.117.010,60 751.300,00 3.854.337,73 103.037,73
8 546 |Ertrége aus der Aufldsung von Sonderposten 1.864.952,00 1.806.623,00 1.879.747,00 -73.124,00
9 53 Sonstige ordentliche Ertrage 396.956,24 346.200,00 391.518,99 -45.318,99
10 Summe der ordentlichen Ertrége (Nr. 1 bis 9) 17.605.582,42] 17.676.598,00] 18.694.073,22 -1.017.475,22
62, 63, 640-
11 e43,647- |Personalaufwendungen 3.268.943,92 3.674.404,00 3.454.440,72 219.963,28
649, 65
12 844646 |Versorgungsaufwendungen 575.914,89 553.550,00 363.620,71 189.929,29
13 60.61, |Aufwendungen fiir Sach- und Dienstleistungen 2.130.683,09 2.709.373,00 3.600.024,00 -890.651,00
14 66 Abschreibungen 2.689.742,64 2.775.473,00 2.815.788,54 -40.315,54
Aufwendungen fiir Zuweisungen und Zuschiisse sowie
: 1.823.168,99 437.085, .174.616, .
15 71 |besondere Finanzaufwendungen 68,9 2.437.085,00 2.174.616,85 262.468,15
Steueraufwendungen einschlieflich Aufwendungen aus
" X .644.227 82 5.695.700, .222. .
16 73 gesetzlichen Umfageverpflichtungen 5.64 695.700,00 5.222.599,84 473.100,16
17 72 Transferaufwendungen 0,00 0,00 0,00 0,00
18 | 70,7476 |Sonstige ordentliche Aufwendungen 14.921,62 16.350,00 13.312,91 3.037,09
19 Summe der ordentlichen Aufwendungen (Nr. 11 bis 18) 16.147.602,97| 17.861.935,00] 17.644.403,57 217.531,43
20 Verwaltungsergebnis (Nr. 10 ./. Nr. 19) 1.457.979,45 -185.337,00 1.049.669,65 -1.235.006,65
21 56,57  |Finanzerirage 75.747,25 26.500,00 13.762,32 12.737,68
22 77 Zinsen und andere Finanzaufwendungen 580.372,40 719.000,00 532.220,03 186.779,97
23 Finanzergebnis (Nr. 21 /. Nr, 22) -504.625,15) -692.500,00 -518.457,71 -174.042,29
24 Ordentliches Ergebnis (Nr. 20 und Nr. 23) 953.354,30 -877.837,00 531.211,94 -1.409.048,94
25 59 Aufderordentliche Ertrage 178.063,45 100,00 140.890,62 -140.790,62
26 79 AulRerordentliche Aufwendungen 278,52 0,00 30.407,14 -30.407,14
27 AuBlerordentliches Ergebnis (Nr. 25 ./. Nr. 26) 177.784,93 100,00 110.483,48 -110.383,48
28 Jahresergebnis (Nr. 24 und Nr. 27) 1.131.139,23 -877.737,00 641.695,42 -1.519.432,42







Anlage Nr. 1]
Blatt 1

Gemeinde Calden

Finanzrechnung 2021






. Anlage Nr.
Priifung des Jahresabschlusses 2020
Gemeinde Calden
Blatt
Finanzrechnung
- Euro -
Fortge- Vergleich
. Ergebnis .
Ergebnis des schriebener des fortgeschrie-
N Bezeichnun Vorjahres Ansatz des Haushalts- bener Ansatz /
r. g Haushalts- ahres Ergebnis des
jahres s Haushaltsjahres
2020 2021 2021 (Sp.44.5p. 5)
1 2 3 4 5 [
1 |Privatrechtliche Leistungsentgelte 154.363,60 137.300,00 185.162,32 -47.862,32
2 |Offentlich-rechtliche Leistungsentgelte 2.183.313,85 2.156.275,00| 2.201.730,55 -45.455,55
3 |Kostenersatzleistungen und -erstattungen 639.520,73] 449.000,00 633.079,27 -184.079,27
4 Steuern und steuerdhnliche Ertréige einschlieRlich Ertrége aus gesetzlichen 8.168.527,30) 8.711.300,00) 5.907.536,87 -196.236.87
Umiagen
5 |Einzahlungen aus Transferieistungen 274.708,21 318.600,00/ 285.394,40 33.205,60)
6 |Zuweisungen und Zuschiisse fiir laufende Zwecke und aligemeine Umlagen 4.105.639,97| 3.751.300,00 3.856.510,29 -105.210,29
7 |Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 85.132,14 26.500,00| 10.227,78, 16.272,22
Sonstige ordentliche Einzahlungen und sonstige auerordentliche Einzahlungen,
prd e cae E .457,20 .200,00 . I
8 die sich nicht aus Investitionstétigkeit ergeben 899.457.2 846.200 394.758,11 -48.558,71
9 |Summe Einzahlungen aus laufender Verwaltungstitigkeit (Nr. 1 bis 8) 16.010.663,09|  15.896.475,00]  16.474.400,19 -577.925,19
10 |Personalauszahlungen 3.159.460,52, 3.674.404,00, 3.483.686,58 190.717,42
11 |Versorgungsauszahlungen 447.317,78 468.350,00 463.201,08 5.148,92
12 JAuszahlungen fiir Sach- und Dienstleistungen 2.186.307,34 2.300.173,00, 2.837.224,70 -328.051,70
13  |Auszahlungen filr Transferleistungen 0,00| 0,00 0,00 0,00/
Auszahlungen filr Zuweisungen und Zuschiisse fiir laufende Zwecke sowie
.182.274, .437.085, .035. .
14 |besondere Finanzauszahiungen 2 4.97|  2437.08500|  2.035.480.40 401.604,60
Auszahlungen fiir Steuem einschlieflich Auszahlungen aus gesetziichen
5.798.108, 5.695.700, .804.932, -109.;
15 Umlageverpfiichtungen 08,84 00 5.804.932,20 109.232,20
16 [Zinsen und dhnliche auszahltungen 570.218,00 719.000,00 532.576,34/ 186.423,66
Sonstige ordentiiche Auszahlungen und sonstige auRerordentliche
L b 113.274, .350,00 E .|
7 Auszahlungen, die sich nicht aus Investitionstitigkeit ergeben 321434 163500 13.335.44 3.01456
18 |S A gen aus laufender Verwaltungstatigkei {Nr. 10 bis 17) 14.456.961,79) 15.320.062,00 14.970.436,74 349.625,26
9 Zahlungsmmflfxber.schussl Zahlungsmittelbedarf aus laufender 1.663.701,30 576.413,00 1.503.96 3,45h 92755045
Verwaltungstitigkeit (Nr. 9 ./. Nr. 18}
Einzahlungen aus Investitionszuweisungen und -zuschiissen sowie aus
.544, .651.000,0 X .
20 Investitionsbeitragen 233.544,56|  1.85 0 370.405,38 1.280.594,62
Einzahlungen aus Abgéngen von Vermégensgegensténden des
N . ) . .988,73 0, . X
21 Sachanlagevermégens und des immateriellen Anlagevermégens 2022 o 40.850.00 ~40.950.00
Einzahlungen aus Abgéngen von Vermdgensgegenstinden des
A 37.154, 29.500, . -1
22 Finanzanlagevermaaens 00 9.500,00| 31.438,00 1.938,00
23 |Summe Einzahlungen aus Investitionstitigkeit (Nr. 20 bis 22) 301.687,29 1.680.500,00 442.793,38 1.237.706,62
24 |Auszahlungen fir den Erwerb von Grundstilcken und Gebauden 507.353,71 5.059.288,20 264.882,48 4.794.405,72
25 |Auszahlungen fiir Baumaf3nahmen 130.627,07 432.632,20 884.145,86/ -451.513,66
26 {Auszahlyngen fiir lnvestl}‘lonen in das sonstige Sachanlagevermégen und 66.33155]  1.218578.20 67.022,93 1.151.555,36
immaterielle Anlagevermégen
27 |Auszahlungen fiir investitionen in das Finanzanlagevermdgen 9.737,14| 0,00 9.533,88 -9.533,88
28 |Summe Auszahlungen aus Investitionstitigkeit (Nr. 24 bis 27) 714.049,47| 6.710.498,69|  1.225.585,15 5.484.913,54|
Zahlungsmitteliibersch ! Zahl nittelbedarf aus
Sl N By -412.362,18 -5.029.998,69 ~782.791 .247.208,!
. Investitionstitigkeit (Nr. 23 ./. Nr. 28) ' it ~4247.208,92
30 |Zahlung liiberschuss / Zahlungsmittetbedarf (Nr. 19 und 29) 1.141.339,12|  -4.453.585,69 721.171,68 5.174.757,37
Einzahiungen aus der Aufnahme von Krediten und inneren Darlehen und
y . N = e 291.530,78|
31 wirtschaftlich vergleichbaren Vorgéngen fiir Investitionen #1550 0.00
Auszahlungen fir die Tilgung von Krediten und inneren Darlehen und
N = e 012, 1.150.000,f .642, .
32 wirtschaftlich vergleichbaren Vorgéngen fiir Investitionen ss.01277p 00.00 909.642,61 240.357,39
Zahl ittellibersct / Zahlungsmittelbedarf aus
-546.481,99 -1.150.000,00 .642, -240.357,
33 Finanzierungstétigkeit (Nr. 31 ./, Nr. 32) -809.642,61 240357,39
34 Anderung Zahlungsmittelbestand zum Ende des Haushaltsjahres (Nr. 30 504.857,13|  -5.603.585,60 -188.470,93) 541511476
und Nr. 33)
Haushaltsunwirksame Einzahlungen (u. a. fremde Finanzmittel, Riickzahlung
. N 828.486,66| . s |
35 von angelegten Kassenmitteln, Aufnahme von Kassenkrediten) 009 872.554.20 87255420
Haushaltsunwirksame Auszahlungen (u. a. fremde Finanzmittel, Anlegung von
M " 894,40 0,0 .057. -1.057.
% Kassenmitteln, Riickzahlung van Kassenkrediten) hizd o 1.057.502,87 1.057.502.87
7ab1 itteliib huss/ Zah! ittelbedarf aus
9 m 104.407,74 000 18448, 948,
37 haushaltsunwirksamen Zahtungsvorgingen (Nr. 35 ./. Nr. 36) 948,67 184.943,67
38 |Bestand an Zahlungsmitteln zu Beginn des Haushaltsjahres 4.564.345,42| -26.865.144,91 5.054.794,81 -31.919.939,72
39 |Verdnderung des Bestandes an Zahlungsmitteln (Nr. 34 und 37) 490.449,39|  -5.603.585,69 -373.419,60 -5.230.166,09,
40 |Bestand an Zahlungsmitteln am Ende des Haushaltsjahres (Nr. 38 und 39) 5.054.794,81| -32.488.730,60 4.681.375,21 -37.150.105,81
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Besondere Auftragsbedingungen fiir Pritfungen
und priifungsnahe Leistungen

der Goken, Pollak und Partner Treuhandgesellschaft mbH
Wirtschaftsprifungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft

Stand: 1. Juli 2020

Prdaambel

Diese Auftragsbedingungen der Goken, Pollak und
Partner Treuhandgesellschaft mbH  Wirtschaftsprii-
fungsgesellschaft  Steuerberatungsgesellschaft (kurz:
GPP) erganzen und konkretisieren die vom Institut der
Wirtschaftsprifer e. V. (IDW) herausgegebenen Allgemei-
nen Auftragsbedingungen fir Wirtschaftspriifer und
Wirtschaftsprifungsgesellschaften (in der dem Aufirags-
bestatigungsschreiben beigefligten Fassung) und sind
diesen gegenlber vorrangig anzuwenden. Sie gelten
nachrangig zu einem Auftragsbestitigungsschreiben.
Das Auftragsbestéatigungsschreiben zusammen mit allen
Anlagen bildet die ,S&mtlichen Auftragsbedingungen”.

A. Ergénzende Bestimmungen fiir Abschlusspriifun-
gen nach § 317 HGB und vergleichbare Priifungen
nach nationalen und internationalen Priifunggrund-
sdtzen

GPP wird die Priifung geméR § 317 HGB und unter Be-
achtung der vom IDW festgestellten deutschen Grund-
sétze ordnungsmafiger Abschlusspriifung ("GoA") durch-
flihren. Dem entsprechend wird GPP die Prifung unter
Beachtung der Grundsétze gewissenhafter Berufsaus-
Ubung so planen und anlegen, dass Unrichtigkeiten und
Verst63e, die sich auf den Priifungsgegenstand laut Auf-
tragsbestétigungsschreiben wesentlich auswirken, mit
hinreichender Sicherheit erkannt werden.

GPP wird alle Prifungshandiungen durchfilhren, die sie
den Umsténden entsprechend fiir die Beurteilung als
notwendig erachtet und prifen, in welcher Form der in
§ 322 HGB respektive den GoA vorgesehene Vermerk
zum Priiffungsgegenstand erteilt werden kann. Uber die
Prifung des Priffungsgegenstands wird GPP in berufs-
Ublichem Umfang berichten. Um Art, Zeit und Umfang der
einzelnen Prufungshandlungen in zweckmaRiger Weise
festzulegen, wird GPP, soweit sie es fir erforderlich hilt,
das System der rechnungslegungsbezogenen internen
Kontrollen priifen und beurteilen, insbesondere soweit es
der Sicherung einer ordnungsgemafien Rechnungs-
legung dient. Wie berufsiblich, wird GPP die Prifungs-
handlungen in Stichproben durchflihren, sodass ein un-
vermeidliches Risiko besteht, dass auch bei pflichtge-
mafR durchgefilhrter Priifung selbst wesentliche falsche
Angaben unentdeckt bleiben kénnen. Daher werden z.B.
Unterschlagungen und andere UnregelmaRigkeiten durch
die Prifung nicht notwendigerweise aufgedeckt. GPP
weist darauf hin, dass die Prifung in ihrer Zielsetzung
nicht auf die Aufdeckung von Unterschlagungen und
anderen UnregelméRigkeiten, die nicht Ubereinstimmung
des Prifungsgegenstands mit den maf3gebenden Rech-
nungslegungsgrundsétzen betreffen, ausgerichtet ist.
Solite GPP jedoch im Rahmen der Prifung derartige
Sachverhalte feststellen, wird dem Auftraggeber dies
unverziglich zur Kenntnis gebracht.

Es ist Aufgabe der gesetzlichen Vertreter des Auftragge-
bers, wesentiiche Fehler im Priiffungsgegenstand zu kor-
rigieren und uns gegeniber in der Vollstandigkeitserkla-
rung zu bestéatigen, dass die Auswirkungen etwaiger nicht
korrigierter Fehler, die von uns wahrend des aktuellen
Auftrags festgestellt wurden sowohl einzeln als auch in
ihrer Gesamtheit fir den Priifungsgegenstand unwesent-
lich sind.

B. Auftragsverhiltnis

Unter Umstanden werden GPP im Rahmen des Auf-
trages und zur Wahrnehmung der wirtschaftlichen Be-
lange des Auftraggebers unmittelbar mit diesem zu-
sammenhdngende Dokumente, die rechtliche Relevanz
haben, zur Verfiigung gestellt. GPP stellt ausdriicklich
klar, dass sie we_gier eine Verpflichtung zur rechtlichen
Beratung bzw. Uberprifung hat, noch, dass dieser
Auftrag eine allgemeine Rechtsheratung beinhaltet; daher
hat der Auftraggeber auch eventuell im Zusammenhang
mit der Durchfilhrung dieses Auftrages von der GPP zur
Verfugung gestellte Musterformulierungen zur ab-
schlieRenden juristischen Priifung seinem verantwort-
lichen Rechtsberater vorzulegen. Der Auftraggeber ist
verantwortlich fir s&mtliche Geschéftsfiihrungsentschei-
dungen im Zusammenhang mit den Leistungen der GPP
sowie die Verwendung der Ergebnisse der Leistungen
und die Entscheidung dartber, inwieweit die Leistungen
der GPP fur eigene interne Zwecke des Auftraggebers
geeignet sind.

C. Informationszugang

Es liegt in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter
des Auftraggebers, der GPP einen uneingeschrankten
Zugang zu den fiir den Auftrag erforderlichen Aufzeich-
nungen, Schriftstiicken und sonstigen Informationen zu
gewahrleisten. Das Gleiche gilt fir die Vorlage zusatz-
licher Informationen (z.B. Geschéftsbericht, Feststel-
lungen hinsichtlich der Entsprechenserklidrung geman
§ 161 AkiG), die vom Auftraggeber zusammen mit dem
Abschiuss sowie ggf. dem zugehorigen Lagebericht
verdffentlicht werden. Der Auftraggeber, wird diese
rechtzeitig vor Erteilung des Bestétigungsvermerks bzw.
unverziiglich sobald sie vorliegen, zugdnglich machen.
Samtliche Informationen, die der GPP vom Auftraggeber
oder in seinem Auftrag zur Verfigung gestellt werden
(.Auftraggeberinformationen"), miissen vollsténdig sein.

D. Miindliche Auskiinfte

Soweit der Auftraggeber beabsichtigt, eine Entscheidung
oder sonstige wirtschaftliche Disposition auf Grundlage
von Informationen und/oder Beratung zu treffen, welche
die GPP dem Auftraggeber miindlich erteilt hat, so ist der
Auftraggeber verpfiichtet, entweder (a) GPP rechtzeitig



vor einer solchen Entscheidung zu informieren und sie zu
bitten, das Verstandnis des Auftraggebers Uber solche
Informationen und/oder Beratung schriftlich zu bestétigen
oder (b) in Kenntnis des oben genannten Risikos einer
solchen mundlich erteilten Information und/oder Beratung
jene Entscheidung in eigenem Ermessen und in alleiniger
Verantwortung zu treffen.

E. Freistellung

Der Auftraggeber ist dazu verpflichtet, GPP von allen
Anspriichen Dritter (einschlieRlich verbundener Unter-
nehmen) sowie daraus folgenden Verpflichtungen, Sché-
den, Kosten und Aufwendungen (insbesondere angemes-
sene externe Anwaltskosten) freizustellen, die aus der
Verwendung des Arbeitsergebnisses durch Dritte
resultieren und die Weitergabe direkt oder indirekt durch
den Auftraggeber oder auf seine Veranlassung hin erfolgt
ist. Diese Verpflichtung besteht nicht in dem Umfang, wie
GPP sich ausdriicklich schriftlich damit einverstanden er-
klgrt hat, dass der Dritte auf das Arbeitsergebnis ver-
trauen darf.

F. Elektronische Datenversendung (E-Mail)

Den Parteien ist die Verwendung elektronischer Medien
zum Austausch und zur Ubermittlung von Informationen
gestattet und diese Form der Kommunikation stellt als
soiche keinen Bruch von etwaigen Verschwiegenheits-
pflichten dar. Den Parteien ist bewusst, dass die elek-
tronische Ubermittiung von Informationen (insbesondere
per E-Mail) Risiken (z.B. unberechtigter Zugriff Dritter)
birgt.

Jegliche Anderung der von der GPP auf elektronischem
Wege (bersandten Dokumente ebenso wie jede Wei-
tergabe von solchen Dokumenten auf elektronischem
Wege an Dritte darf nur nach schriftlicher Zustimmung
der GPP erfolgen.

G. Datenschutz

Fur die genannten Verarbeitungszwecke ist die GPP be-
rechtigt, Auftraggeberinformationen, die bestimmten Per-
sonen zugeordnet werden kénnen (,personenbezogene
Daten®), in den verschiedenen Jurisdiktionen, in denen
diese téatig sind, zu verarbeiten.

GPP verarbeitet personenbezogene Daten im Einklang
mit geltendem Recht und berufsrechtlichen Vorschriften,
insbesondere unter Beachtung der nationalen (BDSG)
und europarechtlichen (EU-DSGVO) Regelungen zum
Datenschutz. GPP verpflichtet Dienstleister, die im Auf-
trag der GPP personenbezogene Daten verarbeiten, sich
ebenfalls an diese Bestimmungen zu halten.

H. Vollstandigkeitserkldrung

Die seitens GPP von den gesetzlichen Vertretern erbe-
tene Vollstandigkeitserklarung umfasst gegebenenfalls
auch die Bestatigung, dass die in einer Anlage zur Voll-
standigkeitserklarung zusammengefassten Auswirkun-
gen von nicht korrigierten falschen Angaben im Priifungs-
gegenstand sowoh! einzeln als auch insgesamt unwe-
sentlich sind.

1. Geltungsbereich

Die in den Samtlichen Auftragsbedingungen enthaltenen
Regelungen — einschliellich der Regelung zur Haftung -
finden auch auf alle kiinftigen, vom Auftraggeber erteilten
sonstigen Auftrége entsprechend Anwendung, soweit
nicht jeweils gesonderte Vereinbarungen getroffen wer-
den bzw. iiber einen Rahmenverirag erfasst werden oder
soweit fur die GPP verbindliche in- oder ausléndische
gesetzliche oder behdrdliche Erfordernisse einzelnen Re-
g-lungen zu Gunsten des Auftraggebers entgegenstehen.

Fur Leistungen der GPP gelten ausschlieBlich die Bedin-
gungen der Samtlichen Auftragsbedingungen; andere Be-
dingungen werden nicht Vertragsinhalt, wenn der Auf-
traggeber diese mit GPP im Einzeinen nicht ausdricklich
schriftlich vereinbart hat. Allgemeine Einkaufsbedingun-
gen, auf die im Rahmen automatisierter Bestellungen
Bezug genommen wird, gelten auch dann nicht als ein-
bezogen, wenn GPP nicht ausdriickiich widerspricht oder
GPP mit der Erbringung der Leistungen vorbehaltlos be-
ginnt.

J. Anwendbares Recht / Gerichtsstand

Fur die Auftragsdurchfuhrung sind die von den maf-
geblichen deutschen berufsstandischen Organisationen
(WPK, IDW, StBK) entwickelten und verabschiedeten
Berufsgrundsétze, soweit sie fur den Auftrag im Einzelfall
anwendbar sind, bestimmend.

Auf das Auftragsverhiltnis und auf sa@mtliche hieraus
oder aufgrund der Erbringung der darin vereinbarten
Leistungen resultierenden aufervertraglichen Angelegen-
heiten oder Verpflichtungen findet deutsches Recht An-
wendung.

AusschlieBlicher Gerichtsstand fur alle in Verbindung mit
dem Auftrag oder den darunter erbrachten Leistungen
entstehenden Rechtsstreitigkeiten ist Bremen, Deutsch-
land.
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Allgemeine Auftragsbedingungen
fiir
Wirtschaftspriifer und Wirtschaftspriifungsgeselischaften

vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten firr Vertrage zwischen Wirtschaftspriifern
oder Wirschaftsprifungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send ,Wirtschaftspriifer” genannt) und ihren Auftraggebern iber Prilfungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Auftrége, soweit nicht etwas anderes ausdriicklich schriftlich vereinbart
oder geselzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte kénnen nur dann Anspriiche aus dem Verirag zwischen Wirt-
schaftsprifer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdriicklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Anspriiche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegeniiber.

2. Umfang und Ausfiihrung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschafllicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsétzen ordnungs-
maRiger Berufsausibung ausgefithrt. Der Wirtschaftsprifer Gbernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschéfisfih-
rung. Der Wirtschaftspriifer ist fir die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftspriifer ist berechtigt,
sich zur Durchfiihrung des Auftrags sachverstandiger Personen zu bedienen.

(2) Die Bericksichtigung ausléndischen Rechts bedarf — aufier bei betriebs-
wirtschaftlichen Prifungen — der ausdriicklichen schriflichen Vereinbarung.

{3) Andert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlieRenden
berufiichen AuRerung, so ist der Wirtschaftspriifer nicht verpflichtel, den
Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflishten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafir zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprifer alle fir
die Ausfiihrung des Aufirags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig Gbermittelt werden und ihm von allen Vorgéngen und
Umstanden Kenninis gegeben wird, die fir die Ausfilhrung des Auftrags von
Bedeutung sein konnen. Dies gilt auch fir die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgénge und Umsiénde, die erst wahrend der Tatigkeit des
Wirtschaftspriifers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prifer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprifers hat der Auftraggeber die Vollstan-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskiinfte und Erklarungen in einer vom Wirtschaftspriifer formu-
lierten schriflichen Erkiarung zu bestétigen.

4, Sicherung der Unabhéngigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu untertassen, was die Unabh&ngigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftspriifers geféhrdet. Dies qilt fir die Dauer des
Auftragsverhdltnisses insbesondere fiir Angebote auf Anstellung oder Uber-
nahme von Organfunktionen und fiir Angebote, Auftrage auf eigene Rech-
nung zu (bernehmen.

(2) Sollte die Durchfihrung des Auftrags die Unabhangigkeit des Wirtschafts-
prifers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
héngigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftspriifer, in anderen Aufiragsverhaltnissen beeintrachtigen, ist der
Wirtschaftspriifer zur auBerordentlichen Kiindigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und miindliche Auskiinfte

Soweit der Wirtschaftspriifer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriflich darzustellen hat, ist alleine diese schriftiche Darstellung
mafigebend. Entwirfe schriffiicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofermn
nicht anders vereinbart, sind mundliche Erklédrungen und Auskiinfte des
Wirtschaftspriifers nur dann verbindlich, wenn sie schriftich bestétigt werden.
Erklarungen und Auskiinfte des Wirtschaftspriifers auBerhalb des erteiften
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer berufiichen AuBerung des Wirtschaftspriifers

(1) Die Weitergabe beruflicher AuBerungen des Wirtschaftspriifers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszige von Arbeitsergebnissen — sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die information tber das Tatigwerden des Wirtschafts-
prufers fur den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschafispriifers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behérdlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung berufiicher Auerungen des Wirtschaftspriifers und die
Information (ber das Tatigwerden des Wirtschaftspriifers fiir den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzuldssig.

7. Mingelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Méangeln hat der Auflraggeber Anspruch auf Nacherfiitiung
durch den Wirschaftsprifer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unméglichkeit der Nacherfiil-
lung kann er die Verglitung mindern oder vom Vertrag zuriicktreten: ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zuriicktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmdglichkeit der Nacherfillung fiir ihn ohne Interesse ist. Soweit dariiber
hinaus Schadensersatzanspriiche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mangeln muss vom Auftraggeber
unverziiglich in Textform geltend gemacht werden. Anspriiche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsétzlichen Handlung beruhen, verjéhren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjahrungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehier, Rechenfehler und
formelle Méngel, die in einer beruflichen AuRerung (Bericht, Gutachten und
dgl) des Wirschafisprifers enthalten sind, konnen jederzeit vom Wirl-
schaftsprifer auch Dritten gegeniiber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen Aufierung des Wintschaftspriifers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die AuRerung auch Dritten
gegeniber zuriickzunehmen. In den vorgenannten Fallen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftspriifer tunlichst vorher zu héren.

8. Schweigepflicht gegenilber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wintschaftsprifer ist nach MaRgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, (iber Tatsachen und Umsténde, die ihm
bei seiner Berufstatigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprifer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Fur gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftspriifers, insbe-
sondere Prifungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschrankungen, insbesondere die Haftungsbeschrankung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschréankung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschrankung besteht, ist die Haftung
des Winschafispritfers fur Schadensersatzanspriiche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schéden aus der Verletzung von Leben, Kérper und Gesundheit,
sowie von Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begriinden, bei einem fahrldssig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemaR § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschrankt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhaltnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirlschaftspriifer auch gegenber Dritten zu,

(4) Leiten mehrere Anspruchstelier aus dem mit dem Wirlschaftsprifer
bestehenden Vertragsverhaltnis Anspriiche aus einer fahriassigen Pfliichtver-
letzung des Wirtschaftsprifers her, gilt der in Abs. 2 genannte Héchstbetrag
fir die betreffenden Anspriiche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezuglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst samtiiche Folgen einer Picht-
verletzung ohne Riicksicht darauf, ob Schiden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren enistanden sind. Dabei git mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverietzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirschaftsprifer nur bis zur Hohe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Finffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pfiicht-
prifungen.

{6) Ein Schadensersatzanspruch erfischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schrifllichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
fir Schadensersatzansprilche, die auf vorsatzliches Verhalten zurGckzufih-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Komper oder
Gesundheit sowie bei Schaden, die eine Ersatzpfiicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begrinden. Das Recht, die Einrede der Verjahrung geltend zu
machen, bleibt unberiihrt.

10. Erglinzende Bestimmungen Hir Priffungsauftrige

{1) Andert der Auftraggeber nachtréglich den durch den Wirtschaftsprifer
geproften und mit einem Bestatigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestatigungsvermerk nichi weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftspriifer einen Bestétigungsvermerk nicht enteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprifer durchgefhrte Prifung im Lage-
bericht ader an anderer fiir die Offentiichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprafers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zui&ssig.

{2) Widerruft der Wirlschaftsprufer den Bestatigungsvermerk, so darf der
Bestatigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Aufiraggeber
den Best&tigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Vertangen des
Wirlschaftspriifers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf finf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestelit.

11, Erginzende Bestimmungen fir Hilfeleistung in Steusrsachen

{1) Der Wirtschaftspriifer ist berechtigt, sowohi pei der Beratung in steuerti-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollistan-
dig zugrunde zu legen; dies giit auch fur Buchfishrungsauftrage. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestelite Unrichtigkeiten hinzuweisen.

{2) Der Steuerberatungsaufirag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderichen Handiungen, es sei denn, dass der Wirlschaftspriifer hierzu
ausdriicklich den Auftrag {ibernommen hat. In diesem Fall hat der Aufiragge-
ber dem Wirtschaftsprifer alle fir die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechizeitig vorzulegen, dass
dem Wirschafisprifer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfugung
steht.

{3) Mangels elner anderwsitigen schriftiichen Vereinbarung umfasst die
iaufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tatigkei-
fen:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererkidrungen fr die Einkommensteuer,
Korperschafisteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermogensteuererkla-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschiisse und sonstiger fir die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b) Nachprifung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

¢) Verhandlungen mit den Finanzbehtrden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erkidrungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebspriifungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftspriifer berlcksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche verSfientiichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhalt der Wirtschaftsprifer fir die laufende Steuerberatung ein Pau-
schathonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Verelnbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tatigkeiten gesondert u honorie-
en.

(5) Sofern der Wirtschaftsprifer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergiitungsverordnung fir die Bemessung der Vergltung anzuwenden ist,
kann eine hohere oder niedrigere als die gesetzliche Vergiitung in Textform
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kérper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermogensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Aufirags. Dies gilt auch fir

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, 2.B. auf
dem Gebiet der Erbschafisteuer, Kapitalverkehrstever, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Veriretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

¢} die beratende und gutachiliche T&tigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, BetriebsverauBerung, Liquidation und
dergleichen und

d) die Unterstitzung bei der Erfiflung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserkidrung als
zusétzliche Titigkeit Obernommen wird, gehdrt dazu nicht die Uberprifung
etwaiger besonderer buchmaBiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtiichen Verglnstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewahr fur die volistandige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht {ibernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirschaftsprifer und dem Aufiraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Sowelt der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wiinscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stelit, wie
etwa die Verschilisselung von E-Malls, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftspriifer entsprechend in Textform informieren.

13. VergDtung

(1) Der Wirtschaftspriifer hat neben seiner Gebihren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Ausiagen; die Umsatzsteuer wird zusétzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschiisse auf Vergiitung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Anspriche abhéngig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) st der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechniung gegen
Forderungen des Wirtschaftspriffers auf Vergitung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskréftig festgestellten Forderungen zulassig.

14. Streftschlichtungan

Der Wirtschaftsprisfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelie im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendandes Recht

Fir den Auftrag, seine Durchfihrung und die sich hieraus ergebenden An-
spriiche gilt nur deutsches Recht.









Beschlussvorlage

- Offentlich -

VL-153/2023
Fachbereich Finanzen, Personal,

Ordnungswesen

Federfuhrendes Amt | Fachbereichsleiter |I Gemeinde Calden
Datum 26.10.2023
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschlielRend
ég;saciggss fir Nachhaltigkeit, Infrastruktur und 08.11.2023 vorberatend
Haupt- und Finanzausschuss 13.11.2023 vorberatend
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschlielend

Ubernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung fir die Ortsteile Calden, Meimbressen,
Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten
hier: Beratung und Beschlussfassung Uber die Friedhofsordnung

Sachdarstellung:

Nachdem die entsprechenden Kirchenvorstande die Beschliisse gefasst hatten, die Aufgaben der
Friedhofsverwaltung nicht langer wahrzunehmen, hat eine dafiir gebildete Arbeitsgruppe in der
Verwaltung die ndtigen Voraussetzungen daflr geschaffen, dass ein reibungsloser Ubergang der
Aufgaben zum 01.01.2024 an die Gemeinde Calden erfolgen kann.

In diesem Zusammenhang wurden neben zahlreichen anderen Arbeiten sowohl ein Entwurf einer
Friedhofsordnung als auch ein Entwurf einer Friedhofsgebihrenordnung erstellt, die
Grundvoraussetzung fir die Erfullung der anstehenden Aufgaben darstellen.

Finanzielle Auswirkungen:

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung beschliet die Friedhofsordnung und damit die Ubernahme der
Angelegenheiten des Friedhofs- und Bestattungswesens zum 01.01.2024 in der vorlegten Form.
Die Friedhofsordnung tritt zum 01.01.2024 in Kraft.

Der Gemeindevorstand wird damit beauftragt, die erforderlichen Vertrage mit den betroffenen

Kirchenvorstanden auszufertigen und im Vorgriff auf den angepassten Stellenplan 2024 die
Personalgewinnung fur die Schaffung einer Friedhofsverwaltung einzuleiten. .

Anlage(n):
1. Friedhofsordnung

Der Burgermeister



Friedhofsordnung

der Gemeinde Calden

Aufgrund des § 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung
v. 07.03.2005 (GVBI. | S. 142), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.02.2023
(GVBI. S. 90, 93) i.V.m. 8§ 2 Abs. 3 Satz 1 des Friedhofs- und Bestattungsgesetzes (FBG) v.
05.07.2007 (GVBI. I S. 338), zuletzt gedndert durch Gesetz v. 23.08.2018 (GVBI. | S. 381) hat die
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden am folgende Friedhofsordnung beschlossen:

I. Allgemeine Vorschriften
§1
Geltungsbereich

Diese Friedhofsordnung gilt fir die nachstehend genannten Friedhtfe der Gemeinde Calden:
1) Friedhof Calden

2) Friedhof Meimbressen

3) Friedhof Westuffeln

4) Friedhof Obermeiser

5) Friedhof Ehrsten

§2
Verwaltung der Friedhofe

Die Verwaltung der Friedhofe obliegt dem Gemeindevorstand, im folgenden Friedhofsverwaltung
genannt, bzw. von ihm beauftragten Dritten.

§3
Friedhofszweck und Bestattungsberechtigte

(1) Die Friedhofe dienen der Bestattung und der Pflege der Graber im Andenken an
die Verstorbenen.

(2) Zulassig ist die Bestattung von:

a) Personen, die bei ihrem Ableben Einwohnerinnen oder Einwohner der Gemeinde Calden
waren oder

b) Personen, die ein Recht auf Benutzung einer Grabstatte auf dem Friedhof hatten oder

c) Personen, die innerhalb des Gemeindegebietes verstorben sind und nicht auf einem Friedhof
aul3erhalb der Gemeinde beigesetzt werden oder

d) Personen, die friilher Einwohnerinnen oder Einwohner waren und zuletzt in einem Pflegeheim
oder einer dhnlichen Einrichtung aul3erhalb der Gemeinde gelebt haben oder
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e) totgeborenen Kindern, die mit einem Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm oder nach
der 24. Schwangerschaftswoche geboren wurden (Gebuhrenfrei).

(3) Die Bestattung derjenigen Personen, die bei ihrem Ableben Einwohnerinnen oder Einwohner
der Gemeinde waren, erfolgt in der Regel auf dem Friedhof des Ortsteils, in dem sie zuletzt ihren
Wohnsitz hatten.

(4) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.
Ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Zustimmung besteht nicht. Totgeborene Kinder
und Foten, die die Voraussetzungen in Abs. 2 e) nicht erfillen, kénnen auf Wunsch einer
oder eines Angehorigen bestattet werden. (Gebuhrenfrei)

8§84
Begriffsbestimmung

(1) Unter einer Grabstétte ist ein flr Bestattungen oder Beisetzungen vorgesehener, genau
bestimmter Teil des Friedhofsgrundstiickes mit dem darunterliegenden Erdreich zu verstehen.

Eine Grabstatte kann eine (Reihen-) oder mehrere (Wahl-)Grabstellen umfassen.

(2) Unter einer Grabstelle ist der Teil der Grabstatte zu verstehen, der der Aufnahme einer
menschlichen Leiche bzw. bei Urnengrabstatten einer Aschenurne dient.

(3) Unter einer Leiche wird der tote Korper eines Menschen verstanden. Die nahere Bestimmung
ergibt sich aus 8§ 9 Abs. 2 Friedhofs- und Bestattungsgesetz (FBG).

(4) Nutzungsberechtigter ist derjenige, dem eine Grabstétte Uberlassen bzw. im Wege der
Rechtsnachfolge tibertragen wurde.

(5) Die Nutzungszeit ist die Laufzeit einer Grabstéatte, fur die das Nutzungsrecht erworben,
wiedererworben oder verlangert wurde.

(6) Die Ruhefrist ist die Zeitspanne, innerhalb derer die Grabstelle nicht erneut belegt werden darf.

§5
SchlieBung und Entwidmung

(1) Ein Friedhof und Friedhofsteile kdnnen geschlossen oder entwidmet werden.
(2) Durch die Schlie3ung sind weitere Bestattungen nicht méglich. Durch die Entwidmung geht
die Eigenschaft des Friedhofes als Ruhestatte der Toten verloren. Die Entwidmung ist erst
mit Wirkung von dem Zeitpunkt an zuldssig, zu dem samtliche Ruhefristen der auf dem Friedhof

vorgenommenen Beisetzungen abgelaufen sind.

(3) Die SchlieBung und Entwidmung sind 6ffentlich bekannt zu machen.



[I. Ordnungsvorschriften
§6
Offnungszeiten

Die Friedhofe sind wahrend der durch die Friedhofsverwaltung festgesetzten Zeiten, ganztags von
Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang, fur den Besuch ged6ffnet. Sonderregelungen kénnen durch
die Friedhofsverwaltung getroffen werden. Das Betreten aller oder einzelner Friedhofsteile kann
durch die Friedhofsverwaltung aus besonderem Anlass eingeschrankt oder voribergehend
untersagt werden.

§7
Nutzungsumfang

(1) Jede Friedhofsbesucherin oder jeder Friedhofsbesucher haben sich der Wirde des Ortes
entsprechend zu verhalten. Den Anordnungen des aufsichtsbefugten Friedhofspersonals ist
Folge zu leisten. Kinder unter 10 Jahren durfen den Friedhof nur in Begleitung Erwachsener
betreten.

(2) Nicht gestattet ist innerhalb des Friedhofes:

a) Das Befahren der Wege mit Fahrzeugen aller Art, soweit nicht eine besondere Erlaubnis hierzu
erteilt ist; ausgenommen von diesem Verbot sind Kinderwagen und Rollstihle sowie
Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung, Fahrzeuge des Bauhofes Calden oder gewerblich Tatiger
im Sinne des § 9,

b) Waren aller Art und gewerbliche Dienste anzubieten,

¢) an Sonn- und Feiertagen sowie in der Nahe einer Bestattung stérende Arbeiten
auszufuhren,

d) die Erstellung oder Verwertung von Film-, Ton-, Video- oder Fotoaufnahmen, aul3er zu
privaten Zwecken,

e) Plakate anzubringen bzw. Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im
Rahmen von Bestattungsfeiern notwendig und Ublich sind sowie Plakate und

Informationsschriften der Friedhofsverwaltung,

f) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen und zu beschadigen
sowie Rasenflachen und Grabstatten unberechtigterweise zu betreten,

g) Abraum und Abféalle aller Art aul3erhalb der hierfir vorgesehenen Platze abzulegen,
h) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde

I) abgesehen von Trauerfeiern Musikinstrumente zu spielen oder Tonwiedergabegeréate fur
Dritte horbar zu betreiben.



Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofes
und der Ordnung auf ihm vereinbar sind.

(3) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusammenhangende
Veranstaltungen bedurfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung; sie sind spatestens
2 Wochen vor Durchfiihrung anzumelden.

§8
Sitzgelegenheiten

Ruhebanke und Stihle sowie sonstige Sitzgelegenheiten durfen nur mit Einwilligung der
Friedhofsverwaltung an oder auf Grabstatten aufgestellt werden.

§9
Gewerbliche Tatigkeit auf dem Friedhof

(1) Gewerbliche Tatigkeiten auf dem Friedhof (insbesondere Steinmetze, Steinbildhauer, Gartner,
Bestatter, Tischler) bedirfen, soweit nicht Arbeiten in Auftrag der Friedhofsverwaltung
durchgefuihrt werden, der vorherigen Zulassung durch die Friedhofsverwaltung.

(2) Die Zulassung erfolgt auf Antrag. Zuzulassen sind Gewerbetreibende, die
(a) in fachlicher, betrieblicher und personlicher Hinsicht zuverlassig sind und
(b) diese Friedhofsordnung durch Unterschrift fir alle einschlagigen Arbeiten als verbindlich
anerkannt haben.

Uber den Antrag wird unverziiglich, spatestens innerhalb von 2 Wochen nach Vorlage aller
Unterlagen entschieden. Mit Ablauf dieser Frist gilt die Zulassung als erteilt.

(3) Die gewerblichen Téatigkeiten miussen mit dem Friedhofszweck vereinbar sein und dirfen
Bestattungsfeierlichkeiten nicht stéren.

(4) Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung davon abhéngig machen, dass die Antragstellerin
oder der Antragsteller einen fur die Ausfiihrung ihrer oder seiner Tatigkeit ausreichenden
Haftpflichtversicherungsschutz nachweist.

(5) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofsordnung zu beachten. Die
Gewerbetreibenden haften fur alle Schaden, die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang
mit einer Tatigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.

(6) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhofen durfen nur werktags innerhalb der Offnungszeiten
ausgefuhrt werden. Die Arbeiten sind friihestens um 7.00 Uhr aufzunehmen und spatestens um
20.00 Uhr zu beenden. Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen.

(7) Die fur die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien durfen auf den Friedh6éfen nur
an den von der Friedhofsverwaltung genehmigten Stellen vortibergehend gelagert werden.
Bei Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplatze wieder in Ordnung zu bringen.
Gewerbliche Geréate durfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen des Friedhofs gereinigt
werden. -4 -



(8) Gewerbetreibenden, die wiederholt oder schwerwiegend gegen diese Friedhofsordnung
verstol3en oder bei denen die Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr
gegeben sind, kann die Friedhofsverwaltung die Zulassung nach schriftlicher Mahnung auf Zeit
oder auf Dauer durch schriftlichen Bescheid entziehen.

[ll. Allgemeine Bestattungsvorschriften
§10
Bestattungen

(1) Jede Bestattung ist unverziglich nach Eintritt des Todes bei der Friedhofsverwaltung unter
Vorlage der erforderlichen Unterlagen anzumelden.

(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstatte beantragt, ist das
Nutzungsrecht nachzuweisen. Bei einer Bestattung in einer schon vorhandenen Wahlgrabstatte
ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen. Ist die nutzungsberechtigte Person einer
vorhandenen Wahlgrabstatte verstorben, so hat die neue nutzungsberechtigte Person durch
ihre Unterschrift die Ubernahme des Nutzungsrechts in der Anmeldung schriftlich zu
beantragen.

(3) Ort und Zeit der Bestattung werden durch die Friedhofsverwaltung festgelegt. Dabei werden
Winsche der fur die Bestattung sorgepflichtigen Personen nach Mdglichkeit berticksichtigt.

(4) Bestattungen finden von Montag bis Freitag in der Zeit von 10:00 bis 16:00 Uhr statt.
An Wochenenden/Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen finden keine Bestattungen statt.
In begriindeten Fallen sind mit Genehmigung der Friedhofsverwaltung Ausnahmen zulassig.

§11
Friedhofshalle und Beschaffenheit der Sarge

(1) Die Friedhofshalle dient der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie darf nur in
Begleitung eines Angehdrigen des Friedhofspersonals oder mit Zustimmung der
Friedhofsverwaltung betreten werden.

(2) Leichen sind in verschlossenen Sargen in die Friedhofshalle zu verbringen. Die Sarge durfen
nicht aus Metall, Kunststoff oder sonstigen schwer verganglichen Stoffen hergestellt werden.

(3) Die Sarge durfen nach der Einlieferung in die Leichenhalle grundsétzlich nicht mehr ge6ffnet
werden.

(4) Die Gemeinde haftet nicht fir den Verlust von Wertgegenstanden, die den Leichen beigegeben
worden sind.

(5) Trauerfeiern konnen in der Friedhofskapelle, in der Friedhofshalle, am Grab oder an einer
anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden.

(6) Der Transport des Sarges zur Grabstatte erfolgt grundsatzlich durch die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter eines beauftragten Beerdigungsinstitutes.
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812
Grabstatte und Ruhefrist

(1) Die Graber werden nur durch die Beschatftigten der Friedhofsverwaltung bzw. durch
Beauftragte der Friedhofsverwaltung ausgehoben, geéffnet und geschlossen.

(2) Die Tiefe der einzelnen Graber betragt von der Erdoberflache (ohne Hugel) bis zur
Sargoberkante mindestens 0,90 m, bis zur Urnenoberkante mindestens 0,50 m.

(3) Werden bei der Wiederbelebung einer Grabstétte beim Ausheben Leichenteile, Sargteile oder
sonstige Uberreste gefunden, so sind diese mindesten 0,30 m unter die Sohle des neuen
Grabes zu verlegen.

(4) Die Ruhefrist bis zur Wiederbelebung einer Grabstatte betragt fur Leichen 30 Jahren und Aschen
25 Jahre.

8§13
Totenruhe und Umbettung

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsatzlich nicht gestort werden.

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedurfen, unbeschadet der Regelung in § 26 FBG
und sonstiger gesetzlicher Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.
Die Zustimmung kann nur auf Antrag und bei Vorliegen eines besonderen Grundes erteilt
werden. Umbettungen aus einer Reihengrabstétte / Urnenreihengrabstétte in eine andere
Reihengrabstétte / Urnenreihengrabstatte sind innerhalb der Gemeinde nicht zulassig.

(3) Alle Umbettungen werden von Beauftragten der Friedhofsverwaltung durchgefiihrt. Die
Friedhofsverwaltung bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung. Nach Rucksprache mit der
Friedhofsverwaltung kann die Umbettung auf Antrag durch einen Bestatter/Dritten erfolgen.

(4) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schaden, die an benachbarten Grabstétten
und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat die Antragstellerin oder der Antragsteller
zu tragen.

(5) Der Ablauf der Ruhefrist und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen
oder gehemmt.

IV. Grabstéatten
814
Grabarten

(1) Auf den Friedhofen werden folgende Arten von Grabstatten zur Verfiigung gestellt:

a) Reihengrabstatten
b) Wahlgrabstatten (Einzel- und Doppelgrabstellen)
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c) Rasengrabstatten

d) Urnenreihengrabstatten

e) Urnenwabhlgrabstétten (Einzel- und Doppelgrabstellen)

f) Urnenrasengrabstétten (aul3er in Meimbressen und Ehrsten)

g) Feld fir anonyme Urnenbeisetzungen (nur in Calden)

h) Baumgrabstétten (nur in Meimbressen, Ehrsten und Westuffeln)

i) Friedwiese (Urnenrasengrabstatten und Rasengrabstatten) (nur in Calden)

J) Kinderreihengrabstatten

(2) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungsrechts an einer der Lage nach bestimmten
Grabstatte oder auf Unveranderlichkeit der Umgebung.

§15
Nutzungsrechte an Grabstatten

(1) Nutzungsrechte an Grabstéatten kbnnen nur nach MalRgabe dieser Friedhofsordnung begrtindet
werden. Sie sind 6ffentlich-rechtlicher Natur und ein rdumlich abgegrenzter Teil der
Erdoberflache. Die Grabstatten bleiben Eigentum des Friedhofseigentiimers.

(2) Bei Streitigkeiten zwischen den Beteiligten Uber Rechte an Grabstétten, tUber die Verwaltung
oder Gestaltung einer Grabstatte oder eines Grabmals, kann die Friedhofsverwaltung bis zur
gutlichen Einigung oder rechtskraftig gerichtlichen Entscheidung tber diese Streitigkeiten die
erforderlichen vorlaufigen Regelungen treffen.

8§16
Grabbelegung

(1) In jeder Grabstelle darf wahrend des Laufs der Ruhefrist grundsétzlich nur eine Erdbestattung
oder Urnenbestattung vorgenommen werden. Die Friedhofsverwaltung kann in Ausnahmefallen
gestatten, dass auf Antrag auch in bereits belegten Doppelwahlgrabstatten fir Erdbestattungen
zusatzlich eine Ascheurne beigesetzt werden kann. Das Nutzungsrecht ist entsprechend zu
verlangern.

(2) Es ist zulassig, eine mit ihrem neugeborenen Kind verstorbene Mutter oder zwei zur gleichen
Zeit verstorbene Kinder bis zu 5 Jahren in einem Sarg beizusetzen.

8§17
Verlegung von Grabstéatten

Aus zwingenden Grinden des oOffentlichen Rechts kann die Friedhofsverwaltung Grabstatten
verlegen. Die Leichen oder Aschenreste sind in diesen Fallen in eine andere Grabstétte gleicher Art
umzubetten. Grabmale und sonstige Grabausstattungen sind umzusetzen. Die Kosten der
Malinahme tragt der Veranlasser.
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A. Reihengrabstéatten
§ 18 Definition der Reihengrabstatte

Reihengrabstéatten sind Grabstétten fir eine Erdbestattung. Sie werden der Reihe nach belegt

und im Todesfall fur die Dauer der Ruhefrist des zu Bestattenden zugeteilt. Ein Wiedererwerb oder
die Verlangerung des Nutzungsrechts ist, aufler bei Kindergrabern, nicht mdglich. Bei
Kindergrabern kann das Nutzungsrecht gegen Zahlung einer Gebihr gemald der geltenden
Friedhofsgebthrenordnung der Gemeinde Calden einmalig um héchstens 30 Jahre oder auch um
kirzere Zeitrdume verlangert werden.

Uberschreitet bei der Beisetzung einer Urne die Ruhefrist das noch laufende Nutzungsrecht, so

ist zur Wahrung der Ruhefrist das Nutzungsrecht um den notwendigen Zeitraum zu verlangern.
Die Gebihren richten sich nach der guiltigen Friedhofsgebihrenordnung der Gemeinde Calden.

Reihengraber sind spatestens 6 Monate nach der Beisetzung wuirdig herzurichten. Wird ein
Reihengrab wahrend der Dauer der Ruhefrist Gber einen langeren Zeitraum nicht entsprechend der
Bestimmung dieser Friedhofsordnung in friedhofswirdiger Weise instand gehalten und gepflegt, so
ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine angemessene Frist zur Durchfiihrung der
erforderlichen Arbeiten zu setzen. Nach erfolglosem Ablauf der Frist zur Instandhaltung und Pflege
der Grabstatte kann die Friedhofsverwaltung die Grabstatte auf Kosten der oder des
Nutzungsberechtigten abrdumen, einebnen und einséhen lassen.

§19
Mal3e der Reihengrabstatte
(1) Es werden eingerichtet
a) Reihengrabstatten fir die Beisetzung Verstorbener bis zum vollendeten 5. Lebensjahr,

b) Reihengrabstatten fur die Beisetzung Verstorbener ab dem vollendetem 5. Lebensjahr.

(2) Die Reihengrabstéatten haben folgende Mal3e:
a) Fur Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr
Lange: 1,50 m Obermeiser: Lange: 1,10 m

Breite: 0,90 m Breite: 0,60 m

b) FlUr Verstorbene ab dem vollendeten 5. Lebensjahr

Meimbressen: Calden/Westuffeln/Obermeiser: Ehrsten:
Lange: 2,00 m Lange: 2,20 m Lange: 2,10 m
Breite: 1,00 m Breite: 1,20 m Breite: 1,00 m

(3) Der Abstand zwischen den Reihengrabstatten betragt 0,60 m.



§20

Wiederbelegung und Abrdumung

(1) Uber die Wiederbelegung von Reihengrabstatten, fiir die die Ruhefrist abgelaufen ist,

entscheidet die Friedhofsverwaltung.

B. Wahlgrabstéatten
8§21

Definition, Entstehung und Ubergabe des Nutzungsrechtes

(1) Wahlgrabstatten sind Grabstétten fir bis zu zwei Erdbestattungen, an denen auf Antrag ein

Nutzungsrecht fur die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. Auf Verleihung eines
Nutzungsrechts an seiner Wahlgrabstétte besteht kein Rechtsanspruch. Wiinsche des Erwerbers
bezlglich der Lage der Wahlgrabstatte werden nach Mdglichkeit berticksichtigt. Der Ersterwerb
eines Nutzungsrechts ist nur méglich anlésslich eines Todesfalles und umfasst die gesamte
Grabstatte.

Das Nutzungsrecht kann in der Regel einmal wiedererworben oder verlangert werden.
Wiedererwerb oder Verlangerung sind nur auf Antrag und nur fur die gesamte Wabhlgrabstatte
moglich. Ein Rechtsanspruch auf Verlangerung oder Wiedererwerb besteht nicht. Eine
Ausnahme hiervon gilt bei der Verlangerung oder dem Wiedererwerb beziglich einer nicht voll
belegten Wahlgrabstatte.

(2) Unter dem Wiedererwerb eines Nutzungsrechtes an einer Wahlgrabstéatte ist die EinrAumung

einer zweiten Nutzungszeit zu verstehen. Der Antrag kann friihestens sechs Monate vor Ablauf
des Nutzungsrechtes gestellt werden.

Die Verlangerung des Nutzungsrechtes umfasst einen kirzeren Zeitraum als die komplette
Nutzungszeit.

Der Wiedererwerb und die Verlangerung sind von der Entrichtung einer entsprechenden
Gebuhr gemaf der geltenden Friedhofsgebihrenordnung der Gemeinde Calden abhangig.

(3) Es werden ein- und zweistellige Wahlgrabstatten abgegeben. Nach Ablauf der Ruhefrist einer

Leiche kann in der betreffenden Grabstatte eine weitere Beisetzung erfolgen, wenn die restliche
Nutzungszeit die Ruhefrist erreicht oder das Nutzungsrecht wiedererworben bzw. mindestens
fur die Zeit bis zum Ablauf der Ruhefrist verlangert worden ist.

Anstelle einer Erdbestattung kann eine Urne in eine nicht belegte Grabstelle beigesetzt werden.

(4) Uber den Erwerb des Nutzungsrechtes wird eine Verleihungsurkunde ausgehandigt. Die oder

der Nutzungsberechtigte hat das Recht auf Beisetzung nach seinem Ableben sowie im Falle
des Erwerbs einer mehrstelligen Wahlgrabstatte das Recht auf Beisetzung ihrer oder seiner
verstorbenen Angehdrigen in dem Wahlgrab. Angehorige im Sinne dieser Bestimmung sind:
a) Ehegatten,

b) Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz,

¢) Verwandte auf- und absteigender Linie, angenommene Kinder und Geschwister,
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d) Ehegatten und Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz der unter Abs. 4 Nr. 3

bezeichneten Personen.

Die Beisetzung anderer Personen in dem Wahlgrab bedarf der Einwilligung der
Friedhofsverwaltung.

(5) Das Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstéatte kann nur mit Einwilligung der Friedhofsverwaltung
und nur auf Angehorige im Sinne des § 21 Abs. 4 Ubertragen werden.

(6) Die Erwerberin oder der Erwerber einer Wahlgrabstatte soll fir den Fall inres oder seines
Ablebens ihre Nachfolgerin oder seinen Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmen. Diese oder
dieser ist aus dem in § 21 Abs. 4 aufgefuihrten Personenkreis zu benennen. Wird keine Regelung
getroffen oder verzichtet eine bestimmte Person, so geht das Nutzungsrecht in der in 8 21 Abs.
4 genannten Reihenfolge auf die Angehérigen der verstorbenen Erwerberin oder des
verstorbenen Erwerbers uber. Innerhalb der einzelnen Gruppen wird jeweils die oder der Alteste
nutzungsberechtigt. Das gleiche gilt beim Tod einer oder eines Nutzungsberechtigten, auf den
das Nutzungsrecht friher ibergegangen war.

Jede Person, auf die ein Nutzungsrecht Ubergeht, kann durch Erklarung gegentber der
Friedhofsverwaltung auf das Nutzungsrecht verzichten.

(7) Das Recht auf Beisetzung in einer Wahlgrabstétte lauft mit der Nutzungszeit ab. Wahrend der
Nutzungszeit darf eine Beisetzung jedoch nur stattfinden, wenn die Ruhefrist fir diese
Beisetzung die Nutzungszeit nicht Ubersteigt oder das Nutzungsrecht wiedererworben bzw.
mindestens fir die Zeit bis zum Ablauf der Ruhefrist fir diese Beisetzung verlangert worden
ist.

(8) Wahlgrabstatten konnen auf Antrag der Nutzungsberechtigten in Rasengrabstatten
umgewandelt werden. Der Nutzungsberechtigte zahlt im Voraus pro volles Kalenderjahr und pro
Grabstelle eine Pflegekostenpauschale der noch laufenden Ruhezeit der Grabstatte und die
Kosten flr ein Rasengrabmal. Die Kosten richten sich nach der gultigen
Friedhofsgebihrenordnung der Gemeinde Calden.

(9) Wahlgraber sind spatestens 6 Monate nach einer Beisetzung wirdig herzurichten. Wird ein
Wabhlgrab wahrend der Dauer des Nutzungsrechts Uber einen langeren Zeitraum nicht
entsprechend der Bestimmung dieser Friedhofsordnung in friedhofswirdiger Weise instand
gehalten und gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine angemessene
Frist zur Durchfiihrung der erforderlichen Arbeiten zu setzen.

Nach erfolglosem Ablauf der Frist zur Instandhaltung und Pflege der Grabstatte kann die
Friedhofsverwaltung die Grabstatte auf Kosten der oder des Nutzungsberechtigten abraumen,
einebnen und einsdhen lassen.
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§ 22
Mal3e der Wahlgrabstatte
(1) Jede Wahlgrabstatte hat folgende Mal3e:

Meimbressen: Calden: Ehrsten: Westuffeln/Obermeiser:
Lange: 2,00 m Lange: 2,20 m Lange: 2,10m Lange: 2,20 m
Breite: 1,00 m Breite: 1,00 m Breite: 1,00 m Breite: 1,20 m

(2) Auf den Friedhofen werden zusatzlich einstellige Wahlgrabstétten fir die Beisetzung
Verstorbener bis zum vollendeten 5. Lebensjahr eingerichtet mit den folgenden
MalZen:

Obermeiser:
Lange: 1,50 m Lange: 1,10 m
Breite: 0,90 m Breite: 0,60 m

(3) Die Breite des Weges zwischen den Grabreihen betragt 1,00 m.

Der Abstand zwischen den Wahlgrabstatten betragt 0,60 m.

C. Rasengrabstatten
§23
Definition der Rasengrabstatte

(1) Rasenerdgrabstatten werden im Beerdigungsfall der Reihe nach einzeln fur die Dauer einer
Ruhefrist von 30 Jahren zur Beisetzung einer Leiche abgegeben. Nutzungsrechte Uber die
Ruhefrist hinaus kdnnen nicht geltend gemacht werden. Ein Wiedererwerb oder die Verlangerung
des Nutzungsrechts ist nicht moglich. Das Ablaufen der Ruhefrist wird spatestens sechs Monate
vorher mit einem Schild am Grab bzw. mit einem Anschreiben an die Nutzungsberechtigten
bekannt gegeben.

(2) Auf einer Rasenerdgrabstétte ist keine Mehrfachbelegung erlaubt.

(3) Jede Rasengrabstatte hat folgende Mal3e:
Lange: 2,20 m
Breite: 1,20 m
Der Abstand zwischen den Rasengrabstatten betragt 0,60 m.

(4) Auf einer Rasengrabstatte durfen keine Einfassungen gesetzt werden.
Das Grabmal mit einer GroRe von 0,50 m x 0,40 m in Calden, Ehrsten, Westuffeln und
Obermeiser (in Meimbressen: 0,30m x 0,40 m) wird ebenerdig in den Boden eingelassen. Eine
Bepflanzung der Grabstatte durch die Nutzungsberechtigten ist nicht erlaubt.
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Das Aufstellen von Schalen und Ablegen von Blumen und Dekorationen ist nur zwischen
November und Marz auf dem Grab erlaubt.

(5) Die Anlage und Pflege der Rasengraber obliegt ausschliel3lich der Friedhofsverwaltung. Auf
den Rasengrdbern dirfen nur Sargauflagen sowie Kranze bzw. Blumen im Rahmen der
Trauerfeier abgelegt werden.

§23a

Rasenerdgrabstatten auf der Friedwiese in Calden

(1) Rasenerdgrabstatten werden im Beerdigungsfall der Reihe nach einzeln fur die Dauer einer
Ruhefrist von 30 Jahren zur Beisetzung einer Leiche abgegeben. Nutzungsrechte Uber die
Ruhefrist hinaus kdnnen nicht geltend gemacht werden. Es gelten dieselben Regeln wie fur
Reihengrabstatten.

(2) Die Grol3e der Rasenerdgrabstatte betragt: Lange 2,20 m, Breite 1,20 m.

(3) Auf einer Rasenerdgrabstatte dirfen keinerlei Einfassungen oder Dekorationen durch die
Nutzungsberechtigten gesetzt werden. Das Grabmal mit einer Gré3e von 0,40 m X 0,50 m wird
ebenerdig von der Friedhofsverwaltung oder einen von ihm eingesetzten Unternehmen in den
Boden eingelassen. Eine Bepflanzung der Rasenurnengrabstatte  durch  die

Nutzungsberechtigten ist nicht erlaubt.

(4) Grabstellen durfen nur durch die Friedhofsverwaltung mit Grabmalen in einheitlicher Form und
GrolRe versehen werden. Die Kosten werden den Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt.
Die Grabmale werden nach einer angemessenen Zeit von der Friedhofsverwaltung in Auftrag

gegeben.
Die Grabstatte wird durch die Friedhofsverwaltung angelegt und mit Gras eingesat, wahrend der
Dauer des Nutzungsrechts durch die Friedhofsverwaltung oder einem von ihr beauftragten

Unternehmen gepflegt und nach Ablauf des Nutzungsrechts abgerdumt und eingeebnet.

Das Aufstellen von Schalen und das Ablegen von Krénzen und Blumen ist nur an der daftr

vorgesehenen Stelle erlaubt.

(5) Auf einer Rasenerdgrabstétte ist keine Mehrfachbelegung erlaubt.
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D. Urnengrabstatten
§24

Formen der Aschenbeisetzung

(1) Ascheurnen kdnnen beigesetzt werden in

a) Urnenreihengrabstatten,

b) Urnenwahlgrabstétten (Einzel- und Doppelgrabstellen),

¢) Urnenrasengrabstatten (auf3er in Meimbressen und Ehrsten),
d) einem Feld fir anonyme Urnenbeisetzungen (nur in Calden),
e) Baumgrabstatten (nur in Meimbressen und Ehrsten),

f) Friedwiese (nur in Calden)

(2) Die Beisetzung darf nur unterirdisch erfolgen.

(3) Auf Antrag kann eine Ascheurne in eine bereits belegte Wahlgrabstatte fir Erdbestattung
beigesetzt werden.

8§25
Definition der Urnenreihengrabstatte

(1) Urnenreihengrabstétten sind fir Urnenbestattungen bestimmte Grabstatten, die der Reihe nach
einzeln belegt und im Todesfall fur die Dauer der Ruhefrist von 25 Jahren zur Beisetzung einer
Aschenurne abgegeben werden.

(2) Ein Wiedererwerb oder eine Verlangerung des Nutzungsrechts ist grundsatzlich nicht moglich.

(3) Urnenreihengraber sind spéatestens 6 Monate nach einer Beisetzung wirdig herzurichten. Wird
ein Urnenreihengrab wahrend der Dauer des Nutzungsrechts tber einen langeren Zeitraum nicht
entsprechend der Bestimmung dieser Friedhofsordnung in friedhofswirdiger Weise instand
gehalten und gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine angemessene
Frist zur Durchfihrung der erforderlichen Arbeiten zu setzen. Nach erfolglosem Ablauf der Frist
zur Instandhaltung und Pflege der Grabstétte kann die Friedhofsverwaltung die Grabstatte auf
Kosten der oder des Nutzungsberechtigten abrdumen, einebnen und einsdhen lassen.

(4) Die Urnenreihengrabstatten haben folgende Mal3e:

Lange: 1,00 m
Breite: 1,00 m

Der Abstand zwischen den Urnenreihengrabstatten betragt 0,60 m.
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§ 26
Definition der Urnenwahlgrabstatte

(1) Urnenwahlgrabstatten sind fir bis zu zwei Urnenbestattungen bestimmte Grabstatten, an
denen auf Antrag ein Nutzungsrecht fur die Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird.

(2) Jede Urnenwabhlgrabstatte hat folgende Mal3e:

Lange: 1,00 m
Breite: 1,00 m / 1,20 m (Calden)

Der Abstand zwischen den Urnenwahlgrabstatten betragt 0,60 m.

(3) Es werden ein- und zweistellige Wahlgrabstatten abgegeben. In einer Urnenwahlgrabstatte
kdnnen bis 2 Urnen beigesetzt werden. Die fur eine Urne bestimmte Mindestflache betragt
0,25 m2,

(4) Urnenwahlgrabstatten sind spatestens 6 Monate nach einer Beisetzung wirdig herzurichten.
Wird eine Urnenwahlgrabstatte wahrend der Dauer des Nutzungsrechts Uber einen langeren
Zeitraum nicht entsprechend der Bestimmung dieser Friedhofsordnung in friedhofswirdiger
Weise Instand gehalten und gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine
angemessene Frist zur Durchfihrung der erforderlichen Arbeiten zu setzen. Nach erfolglosem
Ablauf der Frist zur Instandhaltung und Pflege der Grabstatte kann die Friedhofsverwaltung die
Grabstatte auf Kosten der oder des Nutzungsberechtigten abrdumen, einebnen und einsahen
lassen.

§ 27

Definition der Urnenrasengrabstatten

(1) Urnenrasengrabstatten sind fur Urnenbestattungen bestimmte Grabstatten, die der Reihe
nach belegt und im Todesfall die Dauer der Ruhefrist von 25 Jahren zur Beisetzung einer
Ascheurne abgegeben werden.

(2) Ein Wiedererwerb einer einzelnen Urnenrasengrabstétte ist nicht moglich.
(3) Die Urnenrasengrabstatten haben folgende Mal3e:

Lange: 1,00 m
Breite: 1,00 m

Der Abstand zwischen den Urnenrasengrabstatten betragt: 0,50 m.

(4) Grabmale und sonstige Grabausstattungen mussen in Gestaltung und Verarbeitung folgenden
Anforderungen entsprechen:

a. Fur Grabmale durfen nur Platten aus Naturstein und geschmiedetes oder gegossenes Metall
verwendet werden.
b. Die Platten miussen plan ohne jegliche Erhebung in die Grabflache eingepasst werden.
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c. Die Platten durfen nur mit eingravierter-n / eingelassener-n Schrift, Ornamenten
und Symbolen versehen werden.

d. Die Grol3e der Platten fur die Rasengréber betragt 40 x 40 cm (0,40 x 0,30 m Westuffeln) mit
einer Mindeststarke von 5 cm.

(5) Die Anlage und Pflege der Urnenrasengraber obliegt ausschlief3lich der Friedhofsverwaltung.
Auf einer Rasenurnengrabstatte durfen keinerlei Einfassungen oder Dekorationen durch die
Nutzungsberechtigten gesetzt werden.

Auf den Urnenrasengrdbern diurfen nur Krdnze bzw. Blumen im Rahmen der Trauerfeier
abgelegt werden, die nach Verwelken von der Friedhofsverwaltung gegen eine Gebihr entsorgt
werden.

§ 27a

Rasenurnengrabstatten auf der Friedwiese (nur Calden)

(1) Rasenurnengrabstatten (Einzelgrab) werden im Beerdigungsfall einzeln fir die Dauer der
Ruhefrist von 25 Jahren zur Beisetzung einer Aschenkapsel abgegeben. Nutzungsrechte tber
die Ruhefrist hinaus konnen nicht geltend gemacht werden. Ein Wiedererwerb oder die
Verlangerung des Nutzungsrechts ist nicht moglich. Das Ablaufen der Ruhefrist wird spéatestens
sechs Monate vorher bekannt gegeben.

(2) Auf der Friedwiese kann eine Rasenurnengrabstétte zu Lebzeiten reserviert werden. Fur diese
Reservierung erhebt die Friedhofsverwaltung eine Reservierungsgebihr nach der geltenden
Friedhofsgebuhrenordnung.

(3) Die Grol3e der Rasenurnengrabstatte betragt: Lange 1,00 m, Breite 1,00 m.

(4) Auf einer Rasenurnengrabstatte durfen keinerlei Einfassungen oder Dekorationen durch die
Nutzungsberechtigten gesetzt werden. Das Grabmal mit einer Grof3e von 0,30 m X 0,30 m wird
ebenerdig von der Friedhofsverwaltung oder einen von ihm eingesetzten Unternehmen in den
Boden eingelassen. Eine Bepflanzung der Rasenurnengrabstatte durch die
Nutzungsberechtigten ist nicht erlaubt.

(5) Grabstellen durfen nur durch die Friedhofsverwaltung mit Grabmalen in einheitlicher Form und
Grole versehen werden. Die Kosten werden den Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt.
Die Grabmale werden nach einer angemessenen Zeit von der Friedhofsverwaltung in Auftrag
gegeben.

Die Grabstatte wird durch die Friedhofsverwaltung angelegt und mit Gras eingeséat, wahrend
der Dauer des Nutzungsrechts durch die Friedhofsverwaltung oder einem von ihr beauftragten
Unternehmen gepflegt und nach Ablauf des Nutzungsrechts abgeraumt und eingeebnet.

Das Aufstellen von Schalen und das Ablegen von Kranzen und Blumen ist nur an der dafur
vorgesehenen Stelle erlaubt.
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§ 28
Verweisungsnorm

Die Vorschriften dieser Friedhofsordnung dber Reihen-, Wahl- und Rasengrabstatten fir
Erdbestattungen gelten fur Urnengrabstatten und Urnenrasengrabstétten entsprechend, soweit sich
aus den vorstehenden Bestimmungen nichts Abweichendes ergibt.

8§29
Feld fur anonyme Urnenbeisetzungen (nur in Calden)

Bei der Beisetzung einer Aschenurne in einem Feld fir anonyme Bestattungen wird eine
Einzelgrabstelle (Maf3e 1,00 x 1,00 m) fur die Dauer der Ruhefrist von 25 Jahren erworben, die als
Beisetzungsstelle nicht kenntlich gemacht wird. Das Grabfeld wird als einheitliche Rasenflache
angelegt. Anonyme Urnenreihengrabstatten (Einzelgrab) durfen nur dann vergeben werden, wenn
dies der (schriftlich) erklarte Wille des Verstorbenen ist. Nach der Beisetzung einer Urne wird die
Beisetzungsstelle nicht durch Hugel, Einfassung oder sonstige Gestaltung als Grabstatte kenntlich
gemacht. Ein besonderer Hinweis auf den Beigesetzten durch Grabkreuz, Namensschilder oder
Gedenktafel ist nicht moglich. Grabschmuck und Anpflanzungen sind nicht gestattet.

§ 30
Baumgrabstatten

(1) Bestattungen von Aschenresten sind an besonders ausgewiesenen Baumen im Wurzelbereich
der Baume mdglich. Dabei wird jeder Urne eine rdumlich abgrenzbare und individuelle
Parzelle uberlassen. Die Beisetzung darf nur in einer biologisch abbaubaren Urne erfolgen.

(2) Das Nutzungsrecht an Baumgrabstéatten wird fir die Dauer von 25 Jahren verliehen.
Ein Wiedererwerb bzw. eine Verlangerung des Nutzungsrechts ist nicht moglich.

(3) Sollte der Baum im Laufe des Nutzungsrechts beschadigt oder zerstort werden, ist die
Gemeinde zur Ersatzpflanzung eines neuen Baumes berechtigt.

(4) Es ist nicht erlaubt, Einfassungen, eigene Grabzeichen, Grabschmuck und dergleichen, egal
in welcher Form und Ausfihrung, anzubringen.

(5) Grabstellen durfen nur durch die Friedhofsverwaltung mit Grabmalen in einheitlicher Form und
GroRRe versehen werden. Die Kosten werden den Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt.
Die Grabmale werden nach einer angemessenen Zeit von der Friedhofsverwaltung in Auftrag
gegeben.

(6) Das Ablegen von Grabschmuck bzw. anderen Gegenstanden auf der Grabstatte ist nicht
gestattet. Der Grabschmuck darf nur an einer gesondert ausgewiesenen Stelle abgelegt werden.

(7) Die Anlage und Pflege der Grabstétte obliegt ausschliel3lich der Friedhofsverwaltung.
Pflegeeingriffe sind insbesondere zulassig, soweit dieses aus Griinden der Verkehrssicherheit
geboten ist. Ansonsten soll der Baumbestand in weitgehend naturbelassenem Zustand
verbleiben. Eine Pflege oder Gestaltung der Graber durch Angehdrige oder deren Beauftragte
findet ausdrucklich nicht statt.
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Die Grabstatte wird durch die Friedhofsverwaltung angelegt und mit Gras eingesat, wahrend
der Dauer des Nutzungsrechts durch die Friedhofsverwaltung oder einem von ihr beauftragten
Unternehmen gepflegt und nach Ablauf des Nutzungsrechts abgeraumt und eingeebnet.

V. Gestaltung der Grabstatten
§31
Wahlmaoglichkeit

(1) Auf dem Friedhof/den Friedhdfen werden in gleichwertiger Lage Grabfelder, fir die allgemeine
Gestaltungsvorschriften, und Grabfelder, fir die besondere Gestaltungsvorschriften gelten,

eingerichtet.

(2) Bei der Zuweisung einer Grabstétte bestimmt die Antragstellerin oder der Antragsteller, ob diese
in einem Grabfeld mit allgemeinen oder in einem Grabfeld mit besonderen
Gestaltungsvorschriften liegen soll. Die Friedhofsverwaltung hat auf diese Wahimaoglichkeit vor
dem Erwerb des Nutzungsrechtes hinzuweisen.

Wird von dieser Wahlmdglichkeit bei der Anmeldung der Bestattung nicht Gebrauch gemacht,
erfolgt die Bestattung grundsatzlich in einem Grabfeld, fur dass die allgemeinen Gestaltungs-
vorschriften gelten.

§ 32

Allgemeine Gestaltungsvorschriften

Fur samtliche Friedhofe gelten folgende allgemeine Gestaltungsvorschriften:

(1) Jede Grabstatte ist spatestens nach 6 Monaten mit einem Grabmal und einer Grabeinfassung
(zunachst aus Holz) zu versehen, mit Ausnahme folgender Grabarten: Rasengraber,
Urnenrasengrabstatten, Feld fir anonyme Urnenbeisetzungen, Graber auf der Friedwiese

Calden und Baumgrabstatten.

(2) Jede Grabstatte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass der

Friedhofszweck sowie die Wirde des Ortes und die Pietat gewahrt werden.

(3) Auf den Grabstatten dirfen insbesondere zum Gedenken an die dort Ruhenden Grabmale
errichtet und sonstige Grabausstattungen angebracht werden, mit Ausnahme folgender
Grabarten: Rasengraber, Urnenrasengraber, Feld fir anonyme Urnenbeisetzungen, Graber auf
der Friedwiese Calden und Baumgrabstatten. Grabmale und sonstige Grabausstattungen
mussen aus wetterbestandigem Werkstoff hergestellt sein.
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(4) Grabmale und sonstige Grabausstattungen missen standsicher im Sinne von § 35 sein.

(5) Die Mindeststarke der Grabmale betragt:

ab 0,40 m bis 1,00 m Ho6he 0,14 m
ab 1,00 m bis 1,50 m Héhe 0,16 m
ab 1,50 m 0,18 m

(6) Grabmale dtrfen nicht gréfer als die Grabstatte selbst sein.

(7) Firmenbezeichnungen durfen nur an Grabmalen, und zwar in unauffalliger Weise seitlich

angebracht werden.

§ 33

Besondere Gestaltungsvorschriften (optionale Vorgabe)

(1) Grabmale und sonstige Grabausstattungen in Grabfeldern mit besonderen Gestaltungs-
vorschriften muissen in Gestaltung und Verarbeitung nachstehenden Anforderungen

entsprechen:

a) Fur Grabmale durfen nur Natursteine, Holz und geschmiedetes oder gegossenes Metall
verwendet werden. Findlinge, findlingsahnliche, unbearbeitete, bruchrauhe und grellweil3e

Grabmale sind nicht zugelassen.

b) Bei der Gestaltung und Bearbeitung sind folgende Vorschriften einzuhalten:

1) Die Grabmale missen allseitig und gleichmaRig bearbeitet sein.
2) Die Grabmale durfen nicht gespalten, gesprengt oder bossiert sein.

3) Politur und Feinschliff sind nur zulassig als gestalterisches Element fur
Schriften, Ornamente und Symbole, die nur eine der GrolRe des Grabmals

angemessene Flache einnehmen durfen.
4) Die Grabmale mussen aus einem Stick hergestellt sein.

5) Nicht zugelassen sind Grabmale aus Beton, Glas, Emaille, Kunststoff,
Gold, Silber, Farben.
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(2) Auf Grabstatten fur Erdbestattungen sind Grabmale mit folgenden Maf3en zulassig:

a) auf Reihengrabstatten fur Verstorbene bis zu 5 Jahren:

1) stehende Grabmale: Hohe : 0,60 bis 0,80 m
Breite : bis 0,45 m,

Mindeststarke: 0,14 m.
2) liegende Grabmale: Breite : bis 0,35 m,
Hochstlange: 0,40 m,
Mindeststérke: 0,14 m.

b) auf Reihengrabstéatten fur Verstorbene tber 5 Jahren:

1) stehende Grabmale: Hohe : bis 1,20 m,
Breite : bis 0,45 m,

Mindeststéarke: 0,16 m.
2) liegende Grabmale: Breite : bis 0,50 m,

Hochstlange 0,70 m,

Mindeststarke: 0,14 m.

Das Verhaltnis der Grabzeichen — Breite zur Hohe — soll mindestens 1:2 betragen.

c) auf Wahlgrabstatten:

1) stehende Grabmale:
aa) bei einstelligen Wahlgrabern im Hochformat:

Hohe : 1,00 m bis 1,30 m,
Breite : bis 0,60 m,
Mindeststarke: 0,18 m;

bb) bei zwei- und mehrstelligen Wahlgrabern sind auch folgende

Male zulassig:
Hohe : 0,80 m bis 1,00 m,

Breite : bis 1,40 m,
Mindeststarke: 0,22 m;

2) liegende Grabmale:
aa) bei einstelligen Grabstatten:
Breite : bis 0,50 m,
Lange : bis 0,90 m,

Mindesthéhe : 0,16 m;
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bb) bei zweistelligen Grabstatten:
Breite: bis 1,00 m,
Lange: bis 1,20 m,
Mindesthohe 0,18 m;

cc) bei mehr als zweistelligen Grabstatten:
Breite : bis 1,20 m,
Lange : bis 1,20 m,
Mindesthdhe: 0,18 m.

Es darf nicht mehr als 1/3 der Grabstatte durch Stein abgedeckt werden.

Das Verhaltnis der Grabzeichen — Breite zur Hohe — soll mindestens 1:2 betragen.

d) auf Rasengrabstatten:
1) liegende Grabmale:
Nur die von der Friedhofsverwaltung vorgegebenen liegenden Grabzeichen,
GrofRRe: 0,50 x 0,40 cm (in Meimbressen: 0,30 cm x 0,40 cm)

Das Verhaltnis der Grabzeichen — Breite zur Hohe — soll mindestens 1:2 betragen.

(3) Auf Urnengrabstéatten sind Grabmale bis zu folgenden Gréf3en zulassig:
a) auf Urnenreihengrabstéatten:
1) liegende Grabmale:
Grofie: 0,40 x 0,40 m,
Hohe der Hinterkante: 0,15 m;

2) stehende Grabmale:
Grundriss max. 0,35 x 0,35 m,
Ho6he bis 0,90 m;

b) auf Urnenwahlgrabstatten:
1) stehende Grabmale mit quadratischem oder rundem Grundriss
max. 0,40 m x 0,40 m, Hohe: 0,80 bis 1,20 m;

2) liegende Grabmale mit quadratischem Grundriss bis 0,60 x 0,60 m,
Mindesthdhe: 0,16 m.
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c) auf Urnenrasengrabstatten:
1) liegende Grabmale:
Nur die von der Friedhofsverwaltung vorgegebenen liegenden Grabzeichen,

Grofe: 0,30 x 0,30 cm

d) auf Baumgrabstéatten:
1) liegende Grabmale:
Nur die von der Friedhofsverwaltung vorgegebenen liegenden Grabzeichen,

GrofRRe: 0,30 x 0,40 cm (in Meimbressen und Ehrsten: 0,30 cm x 0,30 cm)

(4) Grabeinfassungen jeder Art - auch aus Pflanzen - sind nur zuléassig, soweit nicht zwischen den

Grabern und vor den Grabstatten Platteneinfassungen durch die Gemeinde verlegt werden.

(5) Grabflachen von Grabstatten in Feldern mit besonderen Gestaltungsvorschriften durfen nicht mit

Kies bestreut oder vollstandig mit Steinen belegt werden.

(6) Unbeschadet der Vorschrift des § 32 kann der Friedhofstrager Ausnahmen von den Vorschriften

der Abs. 1 bis 3 zulassen.

Die Inschrift auf den Grabzeichen soll das Andenken an den/die Verstorbene/n wiirdig bewahren

§34

Genehmigungserfordernis fur Grabmale und -einfassungen

(1) Die Errichtung und jede Veranderung von Grabmalen und Grabeinfassungen bedarf der
vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Ohne Zustimmung sind bis zur
Dauer von 2 Jahren nach der Bestattung provisorische Grabmale als Holztafeln bis zur Grol3e

von 15 x 30 cm und Holzkreuze zulassig.

(2) Die Zustimmung ist unter Vorlage von Zeichnungen in doppelter Ausfertigung im Mal3stab
1:10 zu beantragen. Auf dem Antrag und den Zeichnungen missen alle Einzelheiten der
Anlage, insbesondere Art und Bearbeitung des Werkstoffs sowie Inhalt, Form und Anordnung

der Inschrift ersichtlich sein. Auf Verlangen sind Zeichnungen in groRerem Mal3stab oder

Modelle vorzulegen.

(3) Die Errichtung und jede Veranderung sonstiger Grabausstattungen, die auf Dauer angebracht
werden sollen, wie Weihwassergefal3e, Kerzenhalter, besondere Steine fur Inschrift
usw., bedurfen ebenfalls der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.
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Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal, die Grabeinfassung oder die sonstige
Grabausstattung nicht innerhalb von zwei Jahren nach Erteilung der Zustimmung errichtet

worden sind.

(5) Ohne vorherige schriftliche Zustimmung der Friedhofsverwaltung errichtete oder mit den
vorgelegten Zeichnungen und Angaben nicht Gbereinstimmende Anlagen missen entfernt oder
den Zeichnungen und Angaben entsprechend veréndert werden. Die Friedhofsverwaltung kann
die/den fir ein Grab Sorgepflichtige/n oder Nutzungsberechtigte/n schriftlich auffordern,
innerhalb angemessener Frist die Anlage zu entfernen oder zu verandern. Wird der Aufforderung
nicht rechtzeitig Folge geleistet, so kann die Anlage im Wege der Ersatzvornahme durch die
Friedhofsverwaltung entfernt werden. Die dadurch entstehenden Kosten sind vom Verpflichteten

Zu erstatten.

8§34 a
Verbot von Grabsteinen aus Kinderarbeit (optional)

(1) Grabsteine und Grabeinfassungen aus Naturstein dirfen nur aufgestellt werden, wenn sie
nachweislich ohne schlimmste Formen von Kinderarbeit im Sinne von Art. 3 des
Ubereinkommens Nr. 182 der internationalen Arbeitsorganisation vom 17.06.1999 uber das
Verbot und unverzigliche Ma3Bhahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit
hergestellt worden sind. Herstellung umfasst dabei sdmtliche Bearbeitungsschritte von der

Gewinnung des Natursteins bis zum Endprodukt.

(2) Fur die Nachweiserbringung gilt 8 6 a Abs. 2 und 3 FBG in der jeweils glltigen Fassung.

8 35
Standsicherheit

(1) Grabmale sind nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks so zu fundamentieren,
zu befestigen und herzustellen, dass sie dauernd standsicher sind und auch beim Offnen
benachbarter Graber nicht umsttrzen oder sich senken kénnen. Dies gilt fur sonstige bauliche

Anlagen entsprechend.

Mit dem Antrag auf Zustimmung gem. § 32 Abs. 2 sind schriftliche Angaben Uber die Art der

Fundamentierung und der Befestigung, insbesondere die GroRe und Starke der Fundamente

vorzulegen. Falls durch die danach vorgesehene Fundamentierung und Befestigung eines
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Grabmals dessen Standsicherheit nicht gewahrleistet erscheint, kann die Friedhofsverwaltung
die erforderliche Anderung vorschreiben. Die Friedhofsverwaltung kann tberprifen, ob
die vorgeschriebene Fundamentierung durchgefuhrt worden ist und gegebenenfalls Abhilfe

verlangen.

(2) Die Inhaberin oder der Inhaber der Grabstatte bzw. die oder der Nutzungsberechtigte sind
verpflichtet, das Grabmal im Jahr mindestens einmal, und zwar nach Beendigung der
Frostperiode auf ihre Standfestigkeit hin fachmannisch zu Uberprifen oder auf ihre Kosten durch

Fachleute Uberprifen zu lassen, gleichgultig, ob &ulRerliche Méngel erkennbar sind oder nicht.

Dabei festgestellte Mangel sind unverztglich auf eigene Kosten zu beseitigen oder beseitigen zu
lassen. Inhaberinnen oder Inhaber von Grabstatten und Nutzungsberechtigte, welche diesen
Verpflichtungen nicht ordnungsgemald nachkommen, haften fur sich daraus ergebenden
Schéden.

(3) Wird der ordnungswidrige Zustand eines Grabmals oder sonstiger baulicher Anlagen trotz
schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer jeweils festzusetzenden
angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, das Grabmal oder Teile
davon auf Kosten des Verantwortlichen vorlaufig zu sichern (z. B. Absperrung, Umlegung von
Grabmalen) oder zu entfernen. Die Gemeinde ist verpflichtet, diese Gegenstande drei Monate
aufzubewahren. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu
ermitteln, gentigen als Aufforderung eine o6ffentliche Bekanntmachung und Aufkleber auf dem
Grabmal bzw. der sonstigen baulichen Anlage, der fur die Dauer von einem Monat angebracht

wird.
Bei unmittelbar drohender Gefahr ist eine Benachrichtigung nicht erforderlich.

(4) Kunstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die als

besondere Eigenart eines Friedhofs erhalten bleiben sollen, werden in einem Verzeichnis gefihrt.
Die Friedhofsverwaltung kann die Zustimmung zur Anderung derartiger Grabmale und baulichen

Anlagen versagen. Insoweit sind die zustdndigen Denkmalschutz- und pflegebehérden nach

MalRgabe der gesetzlichen Bestimmung zu beteiligen.
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§ 36
Beseitigung von Grabmalen und -einfassungen
(1) Grabmale, Grabeinfassungen und sonstige Grabausstattungen durfen vor Ablauf der Ruhezeit
oder des Nutzungsrechts nur auf schriftichen Antrag und mit vorheriger Zustimmung der
Friedhofsverwaltung durch diese oder von ihr beauftragte Dritte oder von Privatpersonen von der

Grabstelle entfernt werden.

(2) Nach Ablauf des Nutzungsrechts haben die Nutzungsberechtigten die Grabmale, Einfriedungen,
Fundamente usw. innerhalb von 3 Monaten zu entfernen. Kommen die Nutzungsberechtigten
dieser Verpflichtung nicht nach, so ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstatte
abraumen zu lassen. Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, die entfernten Anlagen

aufzubewahren. Das Eigentum an den Grabmalen und Einfriedungen gilt als aufgegeben.

(3) Werden auf Wunsch der Nutzungsberechtigten Graber geraumt und eingeebnet, kann dies
durch den Nutzungsberechtigten selbst, eine von den Nutzungsberechtigten beauftragte
Firma oder durch Mitarbeiter der Friedhofsverwaltung erfolgen. Die Einebnung ist in allen

Fallen nur mit vorheriger Zustimmung der Friedhofsverwaltung moglich.

(4) Sofern Grabmale und sonstige bauliche Anlagen von der Friedhofsverwaltung abgeraumt
werden, hat der oder die jeweilige Nutzungsberechtigte die entstehenden Kosten gemaf der

jeweils gultigen Friedhofsgeblihrenordnung zu tragen.

VI. Herrichtung, Bepflanzung und Unterhaltung der Grabstatten
§ 37

Bepflanzung von Grabstéatten

(1) Alle Grabstatten — mit Ausnahme der Rasengraber, Urnenrasengraber, dem Feld flr anonyme
Urnenbeisetzungen, Graber auf der Friedwiese sowie den Baumgrabstatten — sind zu
bepflanzen und dauernd instand zu halten. Bei der Bepflanzung und Pflege sind die Belange

des Umweltschutzes, insbesondere des Gewéasser- und Bodenschutzes zu beachten.

(2) Zur Bepflanzung der Grabstatten sind nur geeignete Gewachse zu verwenden, die andere
Grabstatten und die 6ffentlichen Anlagen und Wege nicht beeintrachtigen. Das Pflanzen,
Umsetzen oder Beseitigen von Baumen, gro3wichsigen Strauchern und Hecken bedarf der

vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.
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Fur Schaden, die durch auf einer Grabstatte gepflanzte Baume, Straucher, Hecken oder &hnliche
Anpflanzungen an Grabmalen, Grabeinfassungen oder sonstigen Grabausstattungen
benachbarter Grabstatten oder an 6ffentlichen Anlagen und Wegen verursacht werden, haften

die Nutzungsberechtigten der Grabstétte, deren Bepflanzung die Schaden verursacht.

(3) Auf den Grabstatten dirfen nur Kranze, Grabgebinde oder &hnlicher Grabschmuck abgelegt

werden, die ausschlief3lich unter Verwendung von verrottbaren Materialien hergestellt sind.

(4) Verwelkte Blumen und Krénze sind durch die Nutzungsberechtigten von den Grabstatten zu
entfernen. Geschieht dies nicht, so kann die Friedhofsverwaltung nach angemessener Frist die

Blumen und Kranze ohne Ankiindigung beseitigen.

(5) Blumen und Krénze sowie sonstiger von Grabstatten abgeraumter pflanzlicher Grabschmuck
durfen nur in die eigens dafur aufgestellten Behaltnisse bzw. den dafir eingerichteten Platzen

abgelegt werden.

(6) Zur Unkrautbekdmpfung durfen keine Mittel verwendet werden, die eine Grundwasser-

verunreinigung verursachen konnen.

(7) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veranderung von gartnerischen Anlagen auf3erhalb der

Grabstatten obliegt ausschlief3lich der Friedhofsverwaltung.

(8) Giel3kannen, Spaten, Harken und andere Geréate durfen nicht auf den Grabstéatten oder hinter

den Grabmalen und in den Anpflanzungen aufbewahrt werden.

§38

Herrichtungsverpflichtung und friedhofswirdige Unterhaltung

(1) Alle Grabstatten mussen im Rahmen der Vorschriften des § 37 hergerichtet und dauernd

instandgehalten werden.

(2) Reihen- und Urnenreihengrabstatten mussen innerhalb von 6 Monaten nach der Bestattung,
Wabhl- und Urnenwabhlgrabstatten innerhalb von 6 Monaten nach dem Erwerb des Nutzungsrechts

bzw. der zuletzt vorgenommenen Beisetzung, hergerichtet werden.
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(3) Wird eine Reihengrabstatte wahrend der Dauer der Ruhefrist, eine Wahlgrabstéatte wahrend
der Dauer des Nutzungsrechts Uber einen langeren Zeitraum nicht entsprechend den
Bestimmungen dieser Friedhofsordnung in friedhofswirdiger Weise instandgehalten und
gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine angemessene Frist zur
Durchfiihrung der erforderlichen Arbeiten zu setzen. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder
ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genigen als Aufforderung eine offentliche
Bekanntmachung und ein Aufkleber auf dem Grabmal bzw. der sonstigen baulichen Anlage, der
fur die Dauer von einem Monat angebracht wird. Nach erfolglosem Ablauf der Frist zur
Instandhaltung und Pflege der Grabstéatte kann die Friedhofsverwaltung die Grabstéatte auf
Kosten der oder des Nutzungsberechtigten abraumen, einebnen und einséhen lassen.

VII. Schluss- und Ubergangsvorschriften
8§39
Ubergangsregelung
(1) Bei Grabstatten, Gber welche die Gemeinde bei In-Kraft-Treten dieser Friedhofsordnung bereits

verfugt hat, bestimmt sich die Nutzungsdauer und die Gestaltung nach den zum Zeitpunkt

des Erwerbs des Nutzungsrechts geltenden ortsrechtlichen Vorschriften.

(2) Vor dem In-Kraft-Treten dieser Satzung aufgestellte Grabmale, Einfassungen und sonstige
Grabausstattungen sind innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf der Ruhefrist bei Reihen- und
Urnenreihengrabstatten bzw. nach Ablauf der Nutzungszeit bei Wahl- und Urnenwahlgrabstétten
durch den Nutzungsberechtigten zu entfernen. Erfolgt der Abbau oder die Entsorgung
durch die Friedhofsverwaltung oder deren Beauftragte sind die hierfur entstehenden Kosten
nach der jeweiligen Gebuhrenordnung zum Zeitpunkt der Durchfiihrung der Arbeiten zu erstatten.
Kommen die Nutzungsberechtigten ihren Verpflichtungen nach S. 1 nicht nach, so ist

die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstétte auf deren Kosten abraumen zu lassen.

8§ 40
Listen
(1) Es werden folgende Listen gefihrt:
a) Ein Grabregister der beigesetzten Personen mit den laufenden Nummern der Reihen-
grabstatten, der Wabhligrabstatten, der Urnengrabstatten, der Baumgrabstatten, der

Rasengraber, Urnenrasengréaber und der Positionierung im anonymen Urnenfeld,

b) eine Namenskartei der beigesetzten Personen unter Angabe des Beisetzungszeitpunktes,
c) ein Verzeichnis nach § 34 Abs. 4 dieser Friedhofsordnung.
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(2) Es wird ein Verzeichnis der Nutzungsberechtigten mit Name, Anschrift .... gefuhrt. Diese Daten

werden zum Ende des Jahres, in dem das Grab gerdumt wurde, geldscht.

(3) Diese Listen und Verzeichnisse kdnnen auch digitalisiert geftihrt werden.

(4) Zeichnerische Unterlagen, Gesamtplane, Belegungsplane und Grabmalentwiirfe sind von der

Friedhofsverwaltung zu verwahren.

841
Geblhren

(1) Far die Inanspruchnahme (Benutzung) des Friedhofs und seiner Einrichtungen und Anlagen
sowie fur damit zusammenhangende Amtshandlungen der Friedhofsverwaltung sind Gebihren

nach der geltenden Friedhofsgebiihrenordnung der Gemeinde Calden zu entrichten.

(2) Soweit Leistungen der Umsatzsteuer unterliegen, tritt zu den in der geltenden
Friedhofsgebuhrenordnung der Gemeinde Calden festgesetzten Gebuhren die Umsatzsteuer in
der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Hohe hinzu.

§42
Haftung

Die Gemeinde haftet nicht fir Schaden, die durch nicht satzungsgemafe Benutzung der Friedhdofe,
ihrer Anlagen oder ihrer Einrichtungen durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. lhr
obliegen keine besonderen Obhuts- und Uberwachungspflichten. Sie haftet nicht fir Diebstahl. Im
Ubrigen haftet die Gemeinde nur firr Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit.

§43
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

a) auBerhalb der gem. § 6 festgelegten Offnungszeiten die Friedhofe betritt oder sich dort

aufhalt,

b) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. a) ohne Erlaubnis einem Fahrzeug befahrt,

C) entgegen 8 7 Abs. 2 Buchst. b) Waren oder gewerbliche Dienste anbietet,
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d) entgegen 8 7 Abs. 2 Buchst. ¢) an Sonn- und Feiertagen oder in der Nahe einer Bestattung
stérende Arbeiten ausfihrt,

e) entgegen 8§ 7 Abs. 2 Buchst. d) ohne schriftlichen Antrag eines Berechtigten bzw. ohne

Zustimmung der Friedhofsverwaltung gewerbsmalfig fotografiert,

f) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. e) Plakate anbringt bzw. Druckschriften verteilt,

g) entgegen 8 7 Abs. 2 Buchst. f) den Friedhof, seine Anlagen und Einrichtungen verunreinigt
und beschadigt sowie Rasenflachen und Grabstéatten unberechtigterweise betritt,

h) entgegen 8 7 Abs. 2 Buchst. g) Abraum und Abfalle auf3erhalb der hierflr vorgesehenen
Platze ablegt,

i) entgegen 8 7 Abs. 2 Buchst. h) Tiere auf den Friedhof mitzubringen,

J) entgegen 8 7 Abs. 2 Buchst. i) abgesehen von Trauerfeiern Musikinstrumente spielt oder
Tonwiedergabegeréate fur Dritte betreibt,

k) entgegen 8§ 9 Abs. 1 gewerbliche Tatigkeiten auf dem Friedhof ohne vorherige Zulassung

durch die Friedhofsverwaltung ausflhrt,

l) entgegen 8§ 9 Abs. 6 gewerbliche Arbeiten an Sonn- oder Feiertagen oder aul3erhalb der

festgelegten Zeiten ausfihrt,

m) entgegen § 9 Abs. 7 Werkzeuge und Materialien auf3erhalb genehmigter Stellen lagert
oder gewerbliche Geréte an oder in den Wasserentnahmestellen des Friedhofs reinigt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbulR3e von 5,- € bis 1.000,- €, (§ 17 Abs. 1 OWiG)
bei fahrlassiger Zuwiderhandlung bis 750,- € geahndet werden. Die GeldbuRe soll den
wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Ubersteigen.

Reicht das satzungsgemalle Hochstmald hierzu nicht aus, so kann es tUberschritten werden.

(3) Das Gesetz uber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils giltigen Fassung findet Anwendung;
zustandige Verwaltungsbehoérde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes uber
Ordnungswidrigkeiten ist der Gemeindevorstand.
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844
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft.
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Es wird bestatigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschliissen der
Gemeindevertretung Ubereinstimmt und dass die fir die Rechtswirksamkeit malRgebenden

Verfahrensvorschriften eingehalten wurden.

Calden,

Der Gemeindevorstand der

Gemeinde Calden

(Siegel)

(Maik Mackewitz)

Blrgermeister
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Friedhofsordnung

der Gemeinde Calden

Aufgrund des 8§ 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung
v. 07.03.2005 (GVBI. I S. 142), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.02.2023
(GVBI. S. 90, 93) i.V.m. § 2 Abs. 3 Satz 1 des Friedhofs- und Bestattungsgesetzes (FBG) v.
05.07.2007 (GVBI. I S. 338), zuletzt gedndert durch Gesetz v. 23.08.2018 (GVBI. | S. 381) hat die
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden am 16.11.2023 folgende Friedhofsordnung
beschlossen:

I. Allgemeine Vorschriften
§1
Geltungsbereich

Diese Friedhofsordnung gilt fur die nachstehend genannten Friedhofe der Gemeinde Calden:
1) Friedhof Calden

2) Friedhof Meimbressen

3) Friedhof Westuffeln

4) Friedhof Obermeiser

5) Friedhof Ehrsten

§2
Verwaltung der Friedhofe

Die Verwaltung der Friedhofe obliegt dem Gemeindevorstand, im folgenden Friedhofsverwaltung
genannt, bzw. von ihm beauftragten Dritten.

§3
Friedhofszweck und Bestattungsberechtigte

(1) Die Friedhofe dienen der Bestattung und der Pflege der Graber im Andenken an
die Verstorbenen.

(2) Zulassig ist die Bestattung von:

a) Personen, die bei ihrem Ableben Einwohnerinnen oder Einwohner der Gemeinde Calden
waren oder

b) Personen, die ein Recht auf Benutzung einer Grabstéatte auf dem Friedhof hatten oder

c) Personen, die innerhalb des Gemeindegebietes verstorben sind und nicht auf einem Friedhof
aul3erhalb der Gemeinde beigesetzt werden oder

d) Personen, die friher Einwohnerinnen oder Einwohner waren und zuletzt in einem Pflegeheim
oder einer &hnlichen Einrichtung aul3erhalb der Gemeinde gelebt haben oder
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e) totgeborenen Kindern, die mit einem Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm oder nach
der 24. Schwangerschaftswoche geboren wurden (Gebihrenfrei).

(3) Die Bestattung derjenigen Personen, die bei ihrem Ableben Einwohnerinnen oder Einwohner
der Gemeinde waren, erfolgt in der Regel auf dem Friedhof des Ortsteils, in dem sie zuletzt ihren
Wohnsitz hatten.

(4) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.
Ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Zustimmung besteht nicht. Totgeborene Kinder
und Foten, die die Voraussetzungen in Abs. 2 e) nicht erfillen, kbnnen auf Wunsch einer
oder eines Angehdrigen bestattet werden. (Gebuhrenfrei)

84
Begriffsbestimmung

(1) Unter einer Grabstétte ist ein fur Bestattungen oder Beisetzungen vorgesehener, genau
bestimmter Teil des Friedhofsgrundstiickes mit dem darunterliegenden Erdreich zu verstehen.

Eine Grabstatte kann eine (Reihen-) oder mehrere (Wahl-)Grabstellen umfassen.

(2) Unter einer Grabstelle ist der Teil der Grabstatte zu verstehen, der der Aufnahme einer
menschlichen Leiche bzw. bei Urnengrabstatten einer Aschenurne dient.

(3) Unter einer Leiche wird der tote Korper eines Menschen verstanden. Die nahere Bestimmung
ergibt sich aus § 9 Abs. 2 Friedhofs- und Bestattungsgesetz (FBG).

(4) Nutzungsberechtigter ist derjenige, dem eine Grabstétte Uberlassen bzw. im Wege der
Rechtsnachfolge libertragen wurde.

(5) Die Nutzungszeit ist die Laufzeit einer Grabstéatte, flr die das Nutzungsrecht erworben,
wiedererworben oder verlangert wurde.

(6) Die Ruhefrist ist die Zeitspanne, innerhalb derer die Grabstelle nicht erneut belegt werden darf.

§5
Schliefung und Entwidmung

(1) Ein Friedhof und Friedhofsteile kbnnen geschlossen oder entwidmet werden.
(2) Durch die Schlie3ung sind weitere Bestattungen nicht méglich. Durch die Entwidmung geht
die Eigenschaft des Friedhofes als Ruhestétte der Toten verloren. Die Entwidmung ist erst
mit Wirkung von dem Zeitpunkt an zul&ssig, zu dem sémtliche Ruhefristen der auf dem Friedhof

vorgenommenen Beisetzungen abgelaufen sind.

(3) Die Schlief3ung und Entwidmung sind 6ffentlich bekannt zu machen.



II. Ordnungsvorschriften
§6
Offnungszeiten

Die Friedhofe sind wahrend der durch die Friedhofsverwaltung festgesetzten Zeiten, ganztags von
Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang, fir den Besuch ged6ffnet. Sonderregelungen kénnen durch
die Friedhofsverwaltung getroffen werden. Das Betreten aller oder einzelner Friedhofsteile kann
durch die Friedhofsverwaltung aus besonderem Anlass eingeschrankt oder vorubergehend
untersagt werden.

§7
Nutzungsumfang

(1) Jede Friedhofsbesucherin oder jeder Friedhofsbesucher haben sich der Wirde des Ortes
entsprechend zu verhalten. Den Anordnungen des aufsichtsbefugten Friedhofspersonals ist
Folge zu leisten. Kinder unter 10 Jahren durfen den Friedhof nur in Begleitung Erwachsener
betreten.

(2) Nicht gestattet ist innerhalb des Friedhofes:

a) Das Befahren der Wege mit Fahrzeugen aller Art, soweit nicht eine besondere Erlaubnis hierzu
erteilt ist; ausgenommen von diesem Verbot sind Kinderwagen und Rolistihle sowie
Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung, Fahrzeuge des Bauhofes Calden oder gewerblich Tatiger
im Sinne des § 9,

b) Waren aller Art und gewerbliche Dienste anzubieten,

c) an Sonn- und Feiertagen sowie in der Nahe einer Bestattung stérende Arbeiten
auszufuhren,

d) die Erstellung oder Verwertung von Film-, Ton-, Video- oder Fotoaufnahmen, aul3er zu
privaten Zwecken,

e) Plakate anzubringen bzw. Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im
Rahmen von Bestattungsfeiern notwendig und Ublich sind sowie Plakate und

Informationsschriften der Friedhofsverwaltung,

f) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen und zu beschéadigen
sowie Rasenflachen und Grabstéatten unberechtigterweise zu betreten,

g) Abraum und Abfalle aller Art aulR3erhalb der hierfiir vorgesehenen Platze abzulegen,
h) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde

i) abgesehen von Trauerfeiern Musikinstrumente zu spielen oder Tonwiedergabegerate fur
Dritte horbar zu betreiben.



Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofes
und der Ordnung auf ihm vereinbar sind.

(3) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusammenhangende
Veranstaltungen beduirfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung; sie sind spatestens
2 Wochen vor Durchfiihrung anzumelden.

§8
Sitzgelegenheiten

Ruhebanke und Stihle sowie sonstige Sitzgelegenheiten durfen nur mit Einwilligung der
Friedhofsverwaltung an oder auf Grabstatten aufgestellt werden.

8§89
Gewerbliche Tatigkeit auf dem Friedhof

(1) Gewerbliche Tatigkeiten auf dem Friedhof (insbesondere Steinmetze, Steinbildhauer, Gartner,
Bestatter, Tischler) bedurfen, soweit nicht Arbeiten in Auftrag der Friedhofsverwaltung
durchgefiihrt werden, der vorherigen Zulassung durch die Friedhofsverwaltung.

(2) Die Zulassung erfolgt auf Antrag. Zuzulassen sind Gewerbetreibende, die
(a) in fachlicher, betrieblicher und persénlicher Hinsicht zuverlassig sind und
(b) diese Friedhofsordnung durch Unterschrift fir alle einschlagigen Arbeiten als verbindlich
anerkannt haben.

Uber den Antrag wird unverziglich, spatestens innerhalb von 2 Wochen nach Vorlage aller
Unterlagen entschieden. Mit Ablauf dieser Frist gilt die Zulassung als erteilt.

(3) Die gewerblichen Téatigkeiten mussen mit dem Friedhofszweck vereinbar sein und dirfen
Bestattungsfeierlichkeiten nicht stéren.

(4) Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung davon abhéngig machen, dass die Antragstellerin
oder der Antragsteller einen fir die Ausfihrung ihrer oder seiner Tatigkeit ausreichenden
Haftpflichtversicherungsschutz nachweist.

(5) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofsordnung zu beachten. Die
Gewerbetreibenden haften fur alle Schaden, die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang
mit einer Tatigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.

(6) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhofen dirfen nur werktags innerhalb der Offnungszeiten
ausgefuhrt werden. Die Arbeiten sind frihestens um 7.00 Uhr aufzunehmen und spatestens um
20.00 Uhr zu beenden. Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen.

(7) Die fur die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien durfen auf den Friedhofen nur
an den von der Friedhofsverwaltung genehmigten Stellen voribergehend gelagert werden.
Bei Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplatze wieder in Ordnung zu bringen.
Gewerbliche Gerate durfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen des Friedhofs gereinigt
werden. -4 -



(8) Gewerbetreibenden, die wiederholt oder schwerwiegend gegen diese Friedhofsordnung
verstol3en oder bei denen die Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr
gegeben sind, kann die Friedhofsverwaltung die Zulassung nach schriftlicher Mahnung auf Zeit
oder auf Dauer durch schriftlichen Bescheid entziehen.

lll. Allgemeine Bestattungsvorschriften
§ 10
Bestattungen

(1) Jede Bestattung ist unverziglich nach Eintritt des Todes bei der Friedhofsverwaltung unter
Vorlage der erforderlichen Unterlagen anzumelden.

(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstatte beantragt, ist das
Nutzungsrecht nachzuweisen. Bei einer Bestattung in einer schon vorhandenen Wahlgrabstatte
ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen. Ist die nutzungsberechtigte Person einer
vorhandenen Wahlgrabstatte verstorben, so hat die neue nutzungsberechtigte Person durch
ihre Unterschrift die Ubernahme des Nutzungsrechts in der Anmeldung schriftlich zu
beantragen.

(3) Ort und Zeit der Bestattung werden durch die Friedhofsverwaltung festgelegt. Dabei werden
Winsche der fur die Bestattung sorgepflichtigen Personen nach Mdglichkeit berlcksichtigt.

(4) Bestattungen finden von Montag bis Freitag in der Zeit von 10:00 bis 16:00 Uhr statt.
An Wochenenden/Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen finden keine Bestattungen statt.
In begrindeten Fallen sind mit Genehmigung der Friedhofsverwaltung Ausnahmen zulassig.

8§11
Friedhofshalle und Beschaffenheit der Sarge

(1) Die Friedhofshalle dient der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie darf nur in
Begleitung eines Angehdrigen des Friedhofspersonals oder mit Zustimmung der
Friedhofsverwaltung betreten werden.

(2) Leichen sind in verschlossenen Sargen in die Friedhofshalle zu verbringen. Die Sarge durfen
nicht aus Metall, Kunststoff oder sonstigen schwer verganglichen Stoffen hergestellt werden.

(3) Die Sarge durfen nach der Einlieferung in die Leichenhalle grundsatzlich nicht mehr gedffnet
werden.

(4) Die Gemeinde haftet nicht fir den Verlust von Wertgegenstanden, die den Leichen beigegeben
worden sind.

(5) Trauerfeiern kénnen in der Friedhofskapelle, in der Friedhofshalle, am Grab oder an einer
anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden.

(6) Der Transport des Sarges zur Grabstétte erfolgt grundsatzlich durch die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter eines beauftragten Beerdigungsinstitutes.
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812
Grabstatte und Ruhefrist

(1) Die Graber werden nur durch die Beschéftigten der Friedhofsverwaltung bzw. durch
Beauftragte der Friedhofsverwaltung ausgehoben, gedffnet und geschlossen.

(2) Die Tiefe der einzelnen Gréaber betragt von der Erdoberflache (ohne Hugel) bis zur
Sargoberkante mindestens 0,90 m, bis zur Urnenoberkante mindestens 0,50 m.

(3) Werden bei der Wiederbelebung einer Grabstatte beim Ausheben Leichenteile, Sargteile oder
sonstige Uberreste gefunden, so sind diese mindesten 0,30 m unter die Sohle des neuen
Grabes zu verlegen.

(4) Die Ruhefrist bis zur Wiederbelebung einer Grabstétte betragt fir Leichen 30 Jahren und Aschen
25 Jahre.

8§13
Totenruhe und Umbettung

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsétzlich nicht gestort werden.

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedurfen, unbeschadet der Regelung in § 26 FBG
und sonstiger gesetzlicher Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.
Die Zustimmung kann nur auf Antrag und bei Vorliegen eines besonderen Grundes erteilt
werden. Umbettungen aus einer Reihengrabstétte / Urnenreihengrabstétte in eine andere
Reihengrabstétte / Urnenreihengrabstatte sind innerhalb der Gemeinde nicht zulassig.

(3) Alle Umbettungen werden von Beauftragten der Friedhofsverwaltung durchgefiuihrt. Die
Friedhofsverwaltung bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung. Nach Ricksprache mit der
Friedhofsverwaltung kann die Umbettung auf Antrag durch einen Bestatter/Dritten erfolgen.

(4) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schaden, die an benachbarten Grabstatten
und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat die Antragstellerin oder der Antragsteller
zu tragen.

(5) Der Ablauf der Ruhefrist und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen
oder gehemmt.

IV. Grabstatten
814
Grabarten

(1) Auf den Friedhtfen werden folgende Arten von Grabstétten zur Verfligung gestellt:

a) Reihengrabstatten
b) Wahlgrabstatten (Einzel- und Doppelgrabstellen)
-6 -



c) Rasengrabstatten

d) Urnenreihengrabstatten

e) Urnenwabhlgrabstatten (Einzel- und Doppelgrabstellen)

f) Urnenrasengrabstétten (auf3er in Meimbressen und Ehrsten)

g) Feld fir anonyme Urnenbeisetzungen (nur in Calden)

h) Baumgrabstatten (nur in Meimbressen, Ehrsten und Westuffeln)

i) Friedwiese (Urnenrasengrabstatten und Rasengrabstatten) (nur in Calden)

j) Kinderreihengrabstatten

(2) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungsrechts an einer der Lage nach bestimmten
Grabstatte oder auf Unveranderlichkeit der Umgebung.

8§15
Nutzungsrechte an Grabstatten

(1) Nutzungsrechte an Grabstatten kdnnen nur nach Mal3gabe dieser Friedhofsordnung begrindet
werden. Sie sind offentlich-rechtlicher Natur und ein rdumlich abgegrenzter Teil der
Erdoberflache. Die Grabstatten bleiben Eigentum des Friedhofseigentiimers.

(2) Bei Streitigkeiten zwischen den Beteiligten Uber Rechte an Grabstétten, Uber die Verwaltung
oder Gestaltung einer Grabstétte oder eines Grabmals, kann die Friedhofsverwaltung bis zur
gutlichen Einigung oder rechtskraftig gerichtlichen Entscheidung tber diese Streitigkeiten die
erforderlichen vorlaufigen Regelungen treffen.

§16
Grabbelegung

(1) In jeder Grabstelle darf wahrend des Laufs der Ruhefrist grundséatzlich nur eine Erdbestattung
oder Urnenbestattung vorgenommen werden. Die Friedhofsverwaltung kann in Ausnahmefallen
gestatten, dass auf Antrag auch in bereits belegten Doppelwahlgrabstatten fir Erdbestattungen
zusatzlich eine Ascheurne beigesetzt werden kann. Das Nutzungsrecht ist entsprechend zu
verlangern.

(2) Es ist zulassig, eine mit ihrem neugeborenen Kind verstorbene Mutter oder zwei zur gleichen
Zeit verstorbene Kinder bis zu 5 Jahren in einem Sarg beizusetzen.

8§17
Verlegung von Grabstatten

Aus zwingenden Grinden des offentlichen Rechts kann die Friedhofsverwaltung Grabstatten
verlegen. Die Leichen oder Aschenreste sind in diesen Fallen in eine andere Grabstatte gleicher Art
umzubetten. Grabmale und sonstige Grabausstattungen sind umzusetzen. Die Kosten der
Malinahme tragt der Veranlasser.
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A. Reihengrabstatten
8 18 Definition der Reihengrabstéatte

Reihengrabstatten sind Grabstétten fir eine Erdbestattung. Sie werden der Reihe nach belegt

und im Todesfall fir die Dauer der Ruhefrist des zu Bestattenden zugeteilt. Ein Wiedererwerb oder
die Verlangerung des Nutzungsrechts ist, aufler bei Kindergrabern, nicht mdglich. Bei
Kindergrabern kann das Nutzungsrecht gegen Zahlung einer Gebihr gemaR3 der geltenden
Friedhofsgebihrenordnung der Gemeinde Calden einmalig um hoéchstens 30 Jahre oder auch um
kirzere Zeitrdume verlangert werden.

Uberschreitet bei der Beisetzung einer Urne die Ruhefrist das noch laufende Nutzungsrecht, so

ist zur Wahrung der Ruhefrist das Nutzungsrecht um den notwendigen Zeitraum zu verlangern.
Die Gebuhren richten sich nach der gultigen Friedhofsgebihrenordnung der Gemeinde Calden.

Reihengraber sind spatestens 6 Monate nach der Beisetzung wirdig herzurichten. Wird ein
Reihengrab wahrend der Dauer der Ruhefrist tiber einen langeren Zeitraum nicht entsprechend der
Bestimmung dieser Friedhofsordnung in friedhofswirdiger Weise instand gehalten und gepflegt, so
ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine angemessene Frist zur Durchfiihrung der
erforderlichen Arbeiten zu setzen. Nach erfolglosem Ablauf der Frist zur Instandhaltung und Pflege
der Grabstatte kann die Friedhofsverwaltung die Grabstatte auf Kosten der oder des
Nutzungsberechtigten abraumen, einebnen und einsahen lassen.

§19
Mal3e der Reihengrabstatte
(1) Es werden eingerichtet

a) Reihengrabstatten fir die Beisetzung Verstorbener bis zum vollendeten 5. Lebensjahr,

b) Reihengrabstatten fir die Beisetzung Verstorbener ab dem vollendetem 5. Lebensjahr.

(2) Die Reihengrabstétten haben folgende Mal3e:
a) Fur Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr
Lange: 1,50 m Obermeiser: Lange: 1,10 m

Breite: 0,90 m Breite: 0,60 m

b) Fur Verstorbene ab dem vollendeten 5. Lebensjahr

Meimbressen: Calden/Westuffeln/Obermeiser: Ehrsten:
Lange: 2,00 m Lange: 2,20 m Lange: 2,10 m
Breite: 1,00 m Breite: 1,20 m Breite: 1,00 m

(3) Der Abstand zwischen den Reihengrabstatten betragt 0,60 m.



§ 20

Wiederbelegung und Abrdumung

(1) Uber die Wiederbelegung von Reihengrabstatten, fiir die die Ruhefrist abgelaufen ist,

entscheidet die Friedhofsverwaltung.

B. Wahlgrabstatten
§21

Definition, Entstehung und Ubergabe des Nutzungsrechtes

(1) Wahlgrabstatten sind Grabstatten fur bis zu zwei Erdbestattungen, an denen auf Antrag ein

Nutzungsrecht fir die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. Auf Verleihung eines
Nutzungsrechts an seiner Wahlgrabstétte besteht kein Rechtsanspruch. Wiinsche des Erwerbers
bezuglich der Lage der Wahlgrabstatte werden nach Mdglichkeit berticksichtigt. Der Ersterwerb
eines Nutzungsrechts ist nur moglich anlasslich eines Todesfalles und umfasst die gesamte
Grabstatte.

Das Nutzungsrecht kann in der Regel einmal wiedererworben oder verlangert werden.
Wiedererwerb oder Verlangerung sind nur auf Antrag und nur fir die gesamte Wahlgrabstatte
moglich. Ein Rechtsanspruch auf Verlangerung oder Wiedererwerb besteht nicht. Eine
Ausnahme hiervon gilt bei der Verlangerung oder dem Wiedererwerb bezuglich einer nicht voll
belegten Wahlgrabstatte.

(2) Unter dem Wiedererwerb eines Nutzungsrechtes an einer Wahlgrabstatte ist die Einraumung

einer zweiten Nutzungszeit zu verstehen. Der Antrag kann friihestens sechs Monate vor Ablauf
des Nutzungsrechtes gestellt werden.

Die Verlangerung des Nutzungsrechtes umfasst einen kirzeren Zeitraum als die komplette
Nutzungszeit.

Der Wiedererwerb und die Verlangerung sind von der Entrichtung einer entsprechenden
Gebiuhr gemaf der geltenden Friedhofsgebihrenordnung der Gemeinde Calden abhangig.

(3) Es werden ein- und zweistellige Wahlgrabstatten abgegeben. Nach Ablauf der Ruhefrist einer

Leiche kann in der betreffenden Grabstatte eine weitere Beisetzung erfolgen, wenn die restliche
Nutzungszeit die Ruhefrist erreicht oder das Nutzungsrecht wiedererworben bzw. mindestens
fur die Zeit bis zum Ablauf der Ruhefrist verlangert worden ist.

Anstelle einer Erdbestattung kann eine Urne in eine nicht belegte Grabstelle beigesetzt werden.

(4) Uber den Erwerb des Nutzungsrechtes wird eine Verleihungsurkunde ausgehandigt. Die oder

der Nutzungsberechtigte hat das Recht auf Beisetzung nach seinem Ableben sowie im Falle
des Erwerbs einer mehrstelligen Wahlgrabstatte das Recht auf Beisetzung ihrer oder seiner
verstorbenen Angehdrigen in dem Wahlgrab. Angehérige im Sinne dieser Bestimmung sind:
a) Ehegatten,

b) Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz,

¢) Verwandte auf- und absteigender Linie, angenommene Kinder und Geschwister,
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d) Ehegatten und Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz der unter Abs. 4 c)

bezeichneten Personen.

Die Beisetzung anderer Personen in dem Wahlgrab bedarf der Einwilligung der
Friedhofsverwaltung.

(5) Das Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstéatte kann nur mit Einwilligung der Friedhofsverwaltung
und nur auf Angehdrige im Sinne des 8 21 Abs. 4 libertragen werden.

(6) Die Erwerberin oder der Erwerber einer Wahlgrabstatte soll fir den Fall ihres oder seines
Ablebens ihre Nachfolgerin oder seinen Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmen. Diese oder
dieser ist aus dem in 8 21 Abs. 4 aufgefihrten Personenkreis zu benennen. Wird keine Regelung
getroffen oder verzichtet eine bestimmte Person, so geht das Nutzungsrecht in der in 8 21 Abs.
4 genannten Reihenfolge auf die Angehérigen der verstorbenen Erwerberin oder des
verstorbenen Erwerbers tiber. Innerhalb der einzelnen Gruppen wird jeweils die oder der Alteste
nutzungsberechtigt. Das gleiche gilt beim Tod einer oder eines Nutzungsberechtigten, auf den
das Nutzungsrecht friher Ubergegangen war.

Jede Person, auf die ein Nutzungsrecht Ubergeht, kann durch Erklarung gegeniber der
Friedhofsverwaltung auf das Nutzungsrecht verzichten.

(7) Das Recht auf Beisetzung in einer Wahlgrabstéatte lauft mit der Nutzungszeit ab. Wahrend der
Nutzungszeit darf eine Beisetzung jedoch nur stattfinden, wenn die Ruhefrist fir diese
Beisetzung die Nutzungszeit nicht Ubersteigt oder das Nutzungsrecht wiedererworben bzw.
mindestens fur die Zeit bis zum Ablauf der Ruhefrist fur diese Beisetzung verlangert worden
ist.

(8) Wahlgrabstatten konnen auf Antrag der Nutzungsberechtigten in Rasengrabstatten
umgewandelt werden. Der Nutzungsberechtigte zahlt im Voraus pro volles Kalenderjahr und pro
Grabstelle eine Pflegekostenpauschale der noch laufenden Ruhezeit der Grabstatte und die
Kosten flr ein Rasengrabmal. Die Kosten richten sich nach der gultigen
Friedhofsgebuhrenordnung der Gemeinde Calden.

(9) Wahlgraber sind spatestens 6 Monate nach einer Beisetzung wiirdig herzurichten. Wird ein
Wahlgrab wahrend der Dauer des Nutzungsrechts Uber einen langeren Zeitraum nicht
entsprechend der Bestimmung dieser Friedhofsordnung in friedhofswirdiger Weise instand
gehalten und gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine angemessene
Frist zur Durchfihrung der erforderlichen Arbeiten zu setzen.

Nach erfolglosem Ablauf der Frist zur Instandhaltung und Pflege der Grabstatte kann die
Friedhofsverwaltung die Grabstatte auf Kosten der oder des Nutzungsberechtigten abrdumen,
einebnen und einséhen lassen.
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§22
Mal3e der Wahlgrabstatte
(1) Jede Wahlgrabstatte hat folgende Mal3e:

Meimbressen: Calden: Ehrsten: Westuffeln/Obermeiser:
Lange: 2,00 m Lange: 2,20 m Lange: 2,10m Lange: 2,20 m
Breite: 1,00 m Breite: 1,00 m Breite: 1,00 m Breite: 1,20 m

(2) Auf den Friedhofen werden zusatzlich einstellige Wahlgrabstatten fir die Beisetzung
Verstorbener bis zum vollendeten 5. Lebensjahr eingerichtet mit den folgenden
MalRen:

Obermeiser:
Lange: 1,50 m Lange: 1,10 m
Breite: 0,90 m Breite: 0,60 m

(3) Die Breite des Weges zwischen den Grabreihen betragt 1,00 m.

Der Abstand zwischen den Wahlgrabstatten betragt 0,60 m.

C. Rasengrabstatten
§23
Definition der Rasengrabstatte

(1) Rasenerdgrabstatten werden im Beerdigungsfall der Reihe nach einzeln fur die Dauer einer
Ruhefrist von 30 Jahren zur Beisetzung einer Leiche abgegeben. Nutzungsrechte Uber die
Ruhefrist hinaus kdnnen nicht geltend gemacht werden. Ein Wiedererwerb oder die Verlangerung
des Nutzungsrechts ist nicht moglich. Das Ablaufen der Ruhefrist wird spatestens sechs Monate
vorher mit einem Schild am Grab bzw. mit einem Anschreiben an die Nutzungsberechtigten
bekannt gegeben.

(2) Auf einer Rasenerdgrabstétte ist keine Mehrfachbelegung erlaubt.

(3) Jede Rasengrabstatte hat folgende Mal3e:
Lange: 2,20 m
Breite: 1,20 m
Der Abstand zwischen den Rasengrabstatten betragt 0,60 m.

(4) Auf einer Rasengrabstatte dirfen keine Einfassungen gesetzt werden.
Das Grabmal mit einer GroRe von 0,50 m x 0,40 m in Calden, Ehrsten, Westuffeln und
Obermeiser (in Meimbressen: 0,30m x 0,40 m) wird ebenerdig in den Boden eingelassen. Eine
Bepflanzung der Grabstatte durch die Nutzungsberechtigten ist nicht erlaubt.
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Das Aufstellen von Schalen und Ablegen von Blumen und Dekorationen ist nur zwischen
November und Marz auf dem Grab erlaubt.

(5) Die Anlage und Pflege der Rasengraber obliegt ausschliel3lich der Friedhofsverwaltung. Auf
den Rasengrédbern dirfen nur Sargauflagen sowie Kranze bzw. Blumen im Rahmen der
Trauerfeier abgelegt werden.

8§23 a

Rasenerdgrabstatten auf der Friedwiese in Calden

(1) Rasenerdgrabstatten werden im Beerdigungsfall der Reihe nach einzeln fur die Dauer einer
Ruhefrist von 30 Jahren zur Beisetzung einer Leiche abgegeben. Nutzungsrechte Uber die
Ruhefrist hinaus kdnnen nicht geltend gemacht werden. Es gelten dieselben Regeln wie fur
Reihengrabstatten.

(2) Die Grol3e der Rasenerdgrabstatte betragt: Lange 2,20 m, Breite 1,20 m.

(3) Auf einer Rasenerdgrabstétte dirfen keinerlei Einfassungen oder Dekorationen durch die
Nutzungsberechtigten gesetzt werden. Das Grabmal mit einer Gréf3e von 0,40 m X 0,50 m wird
ebenerdig von der Friedhofsverwaltung oder einen von ihm eingesetzten Unternehmen in den
Boden eingelassen. Eine Bepflanzung der Rasenurnengrabstitte durch die

Nutzungsberechtigten ist nicht erlaubt.

(4) Grabstellen durfen nur durch die Friedhofsverwaltung mit Grabmalen in einheitlicher Form und
GroRRe versehen werden. Die Kosten werden den Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt.
Die Grabmale werden nach einer angemessenen Zeit von der Friedhofsverwaltung in Auftrag

gegeben.
Die Grabstatte wird durch die Friedhofsverwaltung angelegt und mit Gras eingesat, wahrend der
Dauer des Nutzungsrechts durch die Friedhofsverwaltung oder einem von ihr beauftragten

Unternehmen gepflegt und nach Ablauf des Nutzungsrechts abgerdumt und eingeebnet.

Das Aufstellen von Schalen und das Ablegen von Krédnzen und Blumen ist nur an der dafur

vorgesehenen Stelle erlaubt.

(5) Auf einer Rasenerdgrabstéatte ist keine Mehrfachbelegung erlaubt.
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D. Urnengrabstatten
§24

Formen der Aschenbeisetzung

(1) Ascheurnen kdnnen beigesetzt werden in

a) Urnenreihengrabstatten,

b) Urnenwahlgrabstatten (Einzel- und Doppelgrabstellen),

c) Urnenrasengrabstatten (aul3er in Meimbressen und Ehrsten),
d) einem Feld fir anonyme Urnenbeisetzungen (nur in Calden),
e) Baumgrabstatten (nur in Meimbressen und Ehrsten),

f) Friedwiese (nur in Calden)

(2) Die Beisetzung darf nur unterirdisch erfolgen.

(3) Auf Antrag kann eine Ascheurne in eine bereits belegte Wahlgrabstatte fir Erdbestattung
beigesetzt werden.

8§25
Definition der Urnenreihengrabstatte

(1) Urnenreihengrabstétten sind fir Urnenbestattungen bestimmte Grabstatten, die der Reihe nach
einzeln belegt und im Todesfall fur die Dauer der Ruhefrist von 25 Jahren zur Beisetzung einer
Aschenurne abgegeben werden.

(2) Ein Wiedererwerb oder eine Verlangerung des Nutzungsrechts ist grundsatzlich nicht moglich.

(3) Urnenreihengraber sind spéatestens 6 Monate nach einer Beisetzung wirdig herzurichten. Wird
ein Urnenreihengrab wahrend der Dauer des Nutzungsrechts tber einen langeren Zeitraum nicht
entsprechend der Bestimmung dieser Friedhofsordnung in friedhofswirdiger Weise instand
gehalten und gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine angemessene
Frist zur Durchfihrung der erforderlichen Arbeiten zu setzen. Nach erfolglosem Ablauf der Frist
zur Instandhaltung und Pflege der Grabstétte kann die Friedhofsverwaltung die Grabstatte auf
Kosten der oder des Nutzungsberechtigten abraumen, einebnen und einsédhen lassen.

(4) Die Urnenreihengrabstatten haben folgende Mal3e:

Lange: 1,00 m
Breite: 1,00 m

Der Abstand zwischen den Urnenreihengrabstatten betragt 0,60 m.
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§ 26
Definition der Urnenwahlgrabstéatte

(1) Urnenwahlgrabstatten sind fur bis zu zwei Urnenbestattungen bestimmte Grabstatten, an
denen auf Antrag ein Nutzungsrecht fur die Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird.

(2) Jede Urnenwahlgrabstatte hat folgende Mal3e:

Lange: 1,00 m
Breite: 1,00 m / 1,20 m (Calden)

Der Abstand zwischen den Urnenwahlgrabstatten betragt 0,60 m.

(3) Es werden ein- und zweistellige Wahlgrabstatten abgegeben. In einer Urnenwahlgrabstatte
konnen bis 2 Urnen beigesetzt werden. Die fur eine Urne bestimmte Mindestflache betragt
0,25 m2.

(4) Urnenwahlgrabstatten sind spatestens 6 Monate nach einer Beisetzung wirdig herzurichten.
Wird eine Urnenwahlgrabstatte wahrend der Dauer des Nutzungsrechts Uber einen langeren
Zeitraum nicht entsprechend der Bestimmung dieser Friedhofsordnung in friedhofswirdiger
Weise Instand gehalten und gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine
angemessene Frist zur Durchfihrung der erforderlichen Arbeiten zu setzen. Nach erfolglosem
Ablauf der Frist zur Instandhaltung und Pflege der Grabstatte kann die Friedhofsverwaltung die
Grabstatte auf Kosten der oder des Nutzungsberechtigten abrdumen, einebnen und einsdhen
lassen.

§ 27

Definition der Urnenrasengrabstatten

(1) Urnenrasengrabstatten sind fir Urnenbestattungen bestimmte Grabstétten, die der Reihe
nach belegt und im Todesfall die Dauer der Ruhefrist von 25 Jahren zur Beisetzung einer
Ascheurne abgegeben werden.

(2) Ein Wiedererwerb einer einzelnen Urnenrasengrabstéatte ist nicht méglich.
(3) Die Urnenrasengrabstatten haben folgende Malie:

Lange: 1,00 m
Breite: 1,00 m

Der Abstand zwischen den Urnenrasengrabstatten betragt: 0,50 m.

(4) Grabmale und sonstige Grabausstattungen missen in Gestaltung und Verarbeitung folgenden
Anforderungen entsprechen:

a. Fur Grabmale dirfen nur Platten aus Naturstein und geschmiedetes oder gegossenes Metall
verwendet werden.
b. Die Platten missen plan ohne jegliche Erhebung in die Grabflache eingepasst werden.
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c. Die Platten durfen nur mit eingravierter-n / eingelassener-n Schrift, Ornamenten
und Symbolen versehen werden.

d. Die Grol3e der Platten fur die Rasengraber betragt 40 x 40 cm (0,40 x 0,30 m Westuffeln) mit
einer Mindeststarke von 5 cm.

(5) Die Anlage und Pflege der Urnenrasengraber obliegt ausschlief3lich der Friedhofsverwaltung.
Auf einer Rasenurnengrabstatte durfen keinerlei Einfassungen oder Dekorationen durch die
Nutzungsberechtigten gesetzt werden.

Auf den Urnenrasengradbern diurfen nur Krdnze bzw. Blumen im Rahmen der Trauerfeier
abgelegt werden, die nach Verwelken von der Friedhofsverwaltung gegen eine Gebuhr entsorgt
werden.

§ 27a

Rasenurnengrabstéatten auf der Friedwiese (nur Calden)

(1) Rasenurnengrabstatten (Einzelgrab) werden im Beerdigungsfall einzeln fur die Dauer der
Ruhefrist von 25 Jahren zur Beisetzung einer Aschenkapsel abgegeben. Nutzungsrechte tber
die Ruhefrist hinaus konnen nicht geltend gemacht werden. Ein Wiedererwerb oder die
Verlangerung des Nutzungsrechts ist nicht moglich. Das Ablaufen der Ruhefrist wird spéatestens
sechs Monate vorher bekannt gegeben.

(2) Auf der Friedwiese kann eine Rasenurnengrabstétte zu Lebzeiten reserviert werden. Fur diese
Reservierung erhebt die Friedhofsverwaltung eine Reservierungsgebuhr nach der geltenden
Friedhofsgebihrenordnung.

(3) Die Grol3e der Rasenurnengrabstatte betragt: Lange 1,00 m, Breite 1,00 m.

(4) Auf einer Rasenurnengrabstatte durfen keinerlei Einfassungen oder Dekorationen durch die
Nutzungsberechtigten gesetzt werden. Das Grabmal mit einer Gré3e von 0,30 m X 0,30 m wird
ebenerdig von der Friedhofsverwaltung oder einen von ihm eingesetzten Unternehmen in den
Boden eingelassen. Eine Bepflanzung der Rasenurnengrabstiatte durch die
Nutzungsberechtigten ist nicht erlaubt.

(5) Grabstellen durfen nur durch die Friedhofsverwaltung mit Grabmalen in einheitlicher Form und
GroRRe versehen werden. Die Kosten werden den Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellit.
Die Grabmale werden nach einer angemessenen Zeit von der Friedhofsverwaltung in Auftrag
gegeben.

Die Grabstatte wird durch die Friedhofsverwaltung angelegt und mit Gras eingeséat, wéhrend
der Dauer des Nutzungsrechts durch die Friedhofsverwaltung oder einem von ihr beauftragten
Unternehmen gepflegt und nach Ablauf des Nutzungsrechts abgeraumt und eingeebnet.

Das Aufstellen von Schalen und das Ablegen von Kranzen und Blumen ist nur an der dafur
vorgesehenen Stelle erlaubt.
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§ 28
Verweisungsnorm

Die Vorschriften dieser Friedhofsordnung uber Reihen-, Wahl- und Rasengrabstatten fur
Erdbestattungen gelten fur Urnengrabstéatten und Urnenrasengrabstatten entsprechend, soweit sich
aus den vorstehenden Bestimmungen nichts Abweichendes ergibt.

§ 29
Feld fur anonyme Urnenbeisetzungen (nur in Calden)

Bei der Beisetzung einer Aschenurne in einem Feld fir anonyme Bestattungen wird eine
Einzelgrabstelle (Maf3e 1,00 x 1,00 m) fur die Dauer der Ruhefrist von 25 Jahren erworben, die als
Beisetzungsstelle nicht kenntlich gemacht wird. Das Grabfeld wird als einheitliche Rasenflache
angelegt. Anonyme Urnenreihengrabstatten (Einzelgrab) dirfen nur dann vergeben werden, wenn
dies der (schriftlich) erklarte Wille des Verstorbenen ist. Nach der Beisetzung einer Urne wird die
Beisetzungsstelle nicht durch Hiugel, Einfassung oder sonstige Gestaltung als Grabstatte kenntlich
gemacht. Ein besonderer Hinweis auf den Beigesetzten durch Grabkreuz, Namensschilder oder
Gedenktafel ist nicht moglich. Grabschmuck und Anpflanzungen sind nicht gestattet.

§ 30
Baumgrabstatten

(1) Bestattungen von Aschenresten sind an besonders ausgewiesenen Baumen im Wurzelbereich
der Baume moglich. Dabei wird jeder Urne eine raumlich abgrenzbare und individuelle
Parzelle uberlassen. Die Beisetzung darf nur in einer biologisch abbaubaren Urne erfolgen.

(2) Das Nutzungsrecht an Baumgrabstéatten wird fur die Dauer von 25 Jahren verliehen.
Ein Wiedererwerb bzw. eine Verlangerung des Nutzungsrechts ist nicht méglich.

(3) Sollte der Baum im Laufe des Nutzungsrechts beschéadigt oder zerstort werden, ist die
Gemeinde zur Ersatzpflanzung eines neuen Baumes berechtigt.

(4) Es ist nicht erlaubt, Einfassungen, eigene Grabzeichen, Grabschmuck und dergleichen, egal
in welcher Form und Ausfuhrung, anzubringen.

(5) Grabstellen durfen nur durch die Friedhofsverwaltung mit Grabmalen in einheitlicher Form und
GroRRe versehen werden. Die Kosten werden den Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt.
Die Grabmale werden nach einer angemessenen Zeit von der Friedhofsverwaltung in Auftrag
gegeben.

(6) Das Ablegen von Grabschmuck bzw. anderen Gegenstdnden auf der Grabstétte ist nicht
gestattet. Der Grabschmuck darf nur an einer gesondert ausgewiesenen Stelle abgelegt werden.

(7) Die Anlage und Pflege der Grabstatte obliegt ausschlie3lich der Friedhofsverwaltung.
Pflegeeingriffe sind insbesondere zulassig, soweit dieses aus Grinden der Verkehrssicherheit
geboten ist. Ansonsten soll der Baumbestand in weitgehend naturbelassenem Zustand
verbleiben. Eine Pflege oder Gestaltung der Gréaber durch Angehorige oder deren Beauftragte
findet ausdrucklich nicht statt.
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Die Grabstatte wird durch die Friedhofsverwaltung angelegt und mit Gras eingesét, wahrend
der Dauer des Nutzungsrechts durch die Friedhofsverwaltung oder einem von ihr beauftragten
Unternehmen gepflegt und nach Ablauf des Nutzungsrechts abgeraumt und eingeebnet.

V. Gestaltung der Grabstatten
§31
Wahlmaoglichkeit

(1) Auf dem Friedhof/den Friedhofen werden in gleichwertiger Lage Grabfelder, fur die allgemeine
Gestaltungsvorschriften, und Grabfelder, fir die besondere Gestaltungsvorschriften gelten,

eingerichtet.

(2) Bei der Zuweisung einer Grabstétte bestimmt die Antragstellerin oder der Antragsteller, ob diese
in einem Grabfeld mit allgemeinen oder in einem Grabfeld mit besonderen
Gestaltungsvorschriften liegen soll. Die Friedhofsverwaltung hat auf diese Wahlmaoglichkeit vor
dem Erwerb des Nutzungsrechtes hinzuweisen.

Wird von dieser Wahlimaoglichkeit bei der Anmeldung der Bestattung nicht Gebrauch gemacht,
erfolgt die Bestattung grundsatzlich in einem Grabfeld, fur dass die allgemeinen Gestaltungs-
vorschriften gelten.

§ 32

Allgemeine Gestaltungsvorschriften

Fur samtliche Friedhofe gelten folgende allgemeine Gestaltungsvorschriften:

(1) Jede Grabstatte ist spatestens nach 6 Monaten mit einem Grabmal und einer Grabeinfassung
(zunachst aus Holz) zu versehen, mit Ausnahme folgender Grabarten: Rasengraber,
Urnenrasengrabstatten, Feld fir anonyme Urnenbeisetzungen, Graber auf der Friedwiese

Calden und Baumgrabstatten.

(2) Jede Grabstatte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass der

Friedhofszweck sowie die Wirde des Ortes und die Pietat gewahrt werden.

(3) Auf den Grabstatten dirfen insbesondere zum Gedenken an die dort Ruhenden Grabmale
errichtet und sonstige Grabausstattungen angebracht werden, mit Ausnahme folgender
Grabarten: Rasengraber, Urnenrasengraber, Feld fir anonyme Urnenbeisetzungen, Graber auf
der Friedwiese Calden und Baumgrabstitten. Grabmale und sonstige Grabausstattungen
mussen aus wetterbestandigem Werkstoff hergestellt sein.
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(4) Grabmale und sonstige Grabausstattungen mussen standsicher im Sinne von § 35 sein.

(5) Die Mindeststarke der Grabmale betragt:

ab 0,40 m bis 1,00 m Héhe 0,14 m
ab 1,00 m bis 1,50 m Héhe 0,16 m
ab 1,50 m 0,18 m

(6) Grabmale durfen nicht grofer als die Grabstatte selbst sein.

(7) Firmenbezeichnungen durfen nur an Grabmalen, und zwar in unauffalliger Weise seitlich

angebracht werden.

§33

Besondere Gestaltungsvorschriften (optionale Vorgabe)

(1) Grabmale und sonstige Grabausstattungen in Grabfeldern mit besonderen Gestaltungs-
vorschriffen muissen in Gestaltung und Verarbeitung nachstehenden Anforderungen

entsprechen:

a) Fur Grabmale durfen nur Natursteine, Holz und geschmiedetes oder gegossenes Metall
verwendet werden. Findlinge, findlingsahnliche, unbearbeitete, bruchrauhe und grellweil3e

Grabmale sind nicht zugelassen.

b) Bei der Gestaltung und Bearbeitung sind folgende Vorschriften einzuhalten:

1) Die Grabmale missen allseitig und gleichmaRig bearbeitet sein.
2) Die Grabmale durfen nicht gespalten, gesprengt oder bossiert sein.

3) Politur und Feinschliff sind nur zulassig als gestalterisches Element flr
Schriften, Ornamente und Symbole, die nur eine der Gro3e des Grabmals

angemessene Flache einnehmen dirfen.
4) Die Grabmale missen aus einem Stiick hergestellt sein.

5) Nicht zugelassen sind Grabmale aus Beton, Glas, Emaille, Kunststoff,
Gold, Silber, Farben.

-18 -



(2) Auf Grabstatten fur Erdbestattungen sind Grabmale mit folgenden Maf3en zulassig:

a) auf Reihengrabstatten fur Verstorbene bis zu 5 Jahren:

1) stehende Grabmale: Hohe : 0,60 bis 0,80 m
Breite : bis 0,45 m,

Mindeststéarke: 0,14 m.
2) liegende Grabmale: Breite : bis 0,35 m,
Hoéchstlange: 0,40 m,
Mindeststarke: 0,14 m.

b) auf Reihengrabstéatten flr Verstorbene tber 5 Jahren:

1) stehende Grabmale: Hohe : bis 1,20 m,
Breite : bis 0,45 m,

Mindeststarke: 0,16 m.
2) liegende Grabmale: Breite : bis 0,50 m,
Hochstlange 0,70 m,
Mindeststarke: 0,14 m.

Das Verhaltnis der Grabzeichen — Breite zur Hohe — soll mindestens 1:2 betragen.

c) auf Wahlgrabstatten:

1) stehende Grabmale:
aa) bei einstelligen Wahlgrabern im Hochformat:

Hohe : 1,00 m bis 1,30 m,
Breite : bis 0,60 m,
Mindeststarke: 0,18 m;

bb) bei zwei- und mehrstelligen Wahlgrabern sind auch folgende

Malie zulassig:
Hohe : 0,80 m bis 1,00 m,

Breite : bis 1,40 m,
Mindeststarke: 0,22 m;

2) liegende Grabmale:
aa) bei einstelligen Grabstatten:

Breite : bis 0,50 m,
Lange : bis 0,90 m,

Mindesthdhe : 0,16 m;
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bb) bei zweistelligen Grabstatten:
Breite: bis 1,00 m,
Lange: bis 1,20 m,
Mindesthohe 0,18 m;

cc) bei mehr als zweistelligen Grabstatten:
Breite : bis 1,20 m,
Lange : bis 1,20 m,
Mindesthdhe: 0,18 m.

Es darf nicht mehr als 1/3 der Grabstatte durch Stein abgedeckt werden.

Das Verhaltnis der Grabzeichen — Breite zur Hohe — soll mindestens 1:2 betragen.

d) auf Rasengrabstatten:
1) liegende Grabmale:
Nur die von der Friedhofsverwaltung vorgegebenen liegenden Grabzeichen,
Grole: 0,50 x 0,40 cm (in Meimbressen: 0,30 cm x 0,40 cm)

Das Verhaltnis der Grabzeichen — Breite zur Hohe — soll mindestens 1:2 betragen.

(3) Auf Urnengrabstéatten sind Grabmale bis zu folgenden Grof3en zuladssig:
a) auf Urnenreihengrabstéatten:
1) liegende Grabmale:
GrofR3e: 0,40 x 0,40 m,
Hohe der Hinterkante: 0,15 m;

2) stehende Grabmale:
Grundriss max. 0,35 x 0,35 m,
Hohe bis 0,90 m;

b) auf Urnenwahlgrabstatten:
1) stehende Grabmale mit quadratischem oder rundem Grundriss
max. 0,40 m x 0,40 m, Hohe: 0,80 bis 1,20 m;

2) liegende Grabmale mit quadratischem Grundriss bis 0,60 x 0,60 m,
Mindesthdhe: 0,16 m.
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c) auf Urnenrasengrabstéatten:
1) liegende Grabmale:
Nur die von der Friedhofsverwaltung vorgegebenen liegenden Grabzeichen,
Grolie: 0,30 x 0,30 cm

d) auf Baumgrabstatten:
1) liegende Grabmale:
Nur die von der Friedhofsverwaltung vorgegebenen liegenden Grabzeichen,
GrofRRe: 0,30 x 0,40 cm (in Meimbressen und Ehrsten: 0,30 cm x 0,30 cm)

(4) Grabeinfassungen jeder Art - auch aus Pflanzen - sind nur zuléassig, soweit nicht zwischen den

Grabern und vor den Grabstatten Platteneinfassungen durch die Gemeinde verlegt werden.

(5) Grabflachen von Grabstétten in Feldern mit besonderen Gestaltungsvorschriften dirfen nicht mit
Kies bestreut oder vollstandig mit Steinen belegt werden.

(6) Unbeschadet der Vorschrift des 8§ 32 kann der Friedhofstrager Ausnahmen von den Vorschriften

der Abs. 1 bis 3 zulassen.

Die Inschrift auf den Grabzeichen soll das Andenken an den/die Verstorbene/n wirdig bewahren

§ 34

Genehmigungserfordernis fir Grabmale und -einfassungen

(1) Die Errichtung und jede Veranderung von Grabmalen und Grabeinfassungen bedarf der
vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Ohne Zustimmung sind bis zur
Dauer von 2 Jahren nach der Bestattung provisorische Grabmale als Holztafeln bis zur GroéRRe

von 15 x 30 cm und Holzkreuze zulassig.

(2) Die Zustimmung ist unter Vorlage von Zeichnungen in doppelter Ausfertigung im Mal3stab
1:10 zu beantragen. Auf dem Antrag und den Zeichnungen mussen alle Einzelheiten der
Anlage, insbesondere Art und Bearbeitung des Werkstoffs sowie Inhalt, Form und Anordnung
der Inschrift ersichtlich sein. Auf Verlangen sind Zeichnungen in groRerem Mal3stab oder

Modelle vorzulegen.

(3) Die Errichtung und jede Verédnderung sonstiger Grabausstattungen, die auf Dauer angebracht
werden sollen, wie Weihwassergefalde, Kerzenhalter, besondere Steine flr Inschrift
usw., bedirfen ebenfalls der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.
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Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal, die Grabeinfassung oder die sonstige
Grabausstattung nicht innerhalb von zwei Jahren nach Erteilung der Zustimmung errichtet

worden sind.

(5) Ohne vorherige schriftliche Zustimmung der Friedhofsverwaltung errichtete oder mit den
vorgelegten Zeichnungen und Angaben nicht Gbereinstimmende Anlagen missen entfernt oder
den Zeichnungen und Angaben entsprechend verdndert werden. Die Friedhofsverwaltung kann
die/den fir ein Grab Sorgepflichtige/n oder Nutzungsberechtigte/n schriftlich auffordern,
innerhalb angemessener Frist die Anlage zu entfernen oder zu verandern. Wird der Aufforderung
nicht rechtzeitig Folge geleistet, so kann die Anlage im Wege der Ersatzvornahme durch die
Friedhofsverwaltung entfernt werden. Die dadurch entstehenden Kosten sind vom Verpflichteten

Zu erstatten.

§34a
Verbot von Grabsteinen aus Kinderarbeit (optional)

(1) Grabsteine und Grabeinfassungen aus Naturstein durfen nur aufgestellt werden, wenn sie
nachweislich ohne schlimmste Formen von Kinderarbeit im Sinne von Art. 3 des
Ubereinkommens Nr. 182 der internationalen Arbeitsorganisation vom 17.06.1999 iiber das
Verbot und unverzigliche MalRnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit
hergestellt worden sind. Herstellung umfasst dabei samtliche Bearbeitungsschritte von der

Gewinnung des Natursteins bis zum Endprodukt.

(2) Fur die Nachweiserbringung gilt 8 6 a Abs. 2 und 3 FBG in der jeweils glltigen Fassung.

8 35
Standsicherheit

(1) Grabmale sind nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks so zu fundamentieren,
zu befestigen und herzustellen, dass sie dauernd standsicher sind und auch beim Offnen
benachbarter Graber nicht umstiirzen oder sich senken kénnen. Dies gilt fur sonstige bauliche

Anlagen entsprechend.

Mit dem Antrag auf Zustimmung gem. 8§ 32 Abs. 2 sind schriftliche Angaben tber die Art der

Fundamentierung und der Befestigung, insbesondere die Grél3e und Starke der Fundamente

vorzulegen. Falls durch die danach vorgesehene Fundamentierung und Befestigung eines
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Grabmals dessen Standsicherheit nicht gewahrleistet erscheint, kann die Friedhofsverwaltung
die erforderliche Anderung vorschreiben. Die Friedhofsverwaltung kann tiberpriifen, ob
die vorgeschriebene Fundamentierung durchgefuihrt worden ist und gegebenenfalls Abhilfe

verlangen.

(2) Die Inhaberin oder der Inhaber der Grabstatte bzw. die oder der Nutzungsberechtigte sind
verpflichtet, das Grabmal im Jahr mindestens einmal, und zwar nach Beendigung der
Frostperiode auf ihre Standfestigkeit hin fachméannisch zu tUberprifen oder auf ihre Kosten durch

Fachleute Uberprifen zu lassen, gleichgiltig, ob auRerliche Mangel erkennbar sind oder nicht.

Dabei festgestellte Mangel sind unverziglich auf eigene Kosten zu beseitigen oder beseitigen zu
lassen. Inhaberinnen oder Inhaber von Grabstatten und Nutzungsberechtigte, welche diesen
Verpflichtungen nicht ordnungsgemafd nachkommen, haften fur sich daraus ergebenden
Schéden.

(3) Wird der ordnungswidrige Zustand eines Grabmals oder sonstiger baulicher Anlagen trotz
schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer jeweils festzusetzenden
angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, das Grabmal oder Teile
davon auf Kosten des Verantwortlichen vorlaufig zu sichern (z. B. Absperrung, Umlegung von
Grabmalen) oder zu entfernen. Die Gemeinde ist verpflichtet, diese Gegenstande drei Monate
aufzubewahren. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu
ermitteln, gentigen als Aufforderung eine o6ffentliche Bekanntmachung und Aufkleber auf dem
Grabmal bzw. der sonstigen baulichen Anlage, der fur die Dauer von einem Monat angebracht

wird.
Bei unmittelbar drohender Gefahr ist eine Benachrichtigung nicht erforderlich.

(4) Kunstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die als

besondere Eigenart eines Friedhofs erhalten bleiben sollen, werden in einem Verzeichnis gefuhrt.
Die Friedhofsverwaltung kann die Zustimmung zur Anderung derartiger Grabmale und baulichen

Anlagen versagen. Insoweit sind die zustdndigen Denkmalschutz- und pflegebehérden nach

MalRgabe der gesetzlichen Bestimmung zu beteiligen.
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§ 36
Beseitigung von Grabmalen und -einfassungen
(1) Grabmale, Grabeinfassungen und sonstige Grabausstattungen dirfen vor Ablauf der Ruhezeit
oder des Nutzungsrechts nur auf schriftichen Antrag und mit vorheriger Zustimmung der
Friedhofsverwaltung durch diese oder von ihr beauftragte Dritte oder von Privatpersonen von der

Grabstelle entfernt werden.

(2) Nach Ablauf des Nutzungsrechts haben die Nutzungsberechtigten die Grabmale, Einfriedungen,
Fundamente usw. innerhalb von 3 Monaten zu entfernen. Kommen die Nutzungsberechtigten
dieser Verpflichtung nicht nach, so ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstatte
abraumen zu lassen. Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, die entfernten Anlagen

aufzubewahren. Das Eigentum an den Grabmalen und Einfriedungen gilt als aufgegeben.

(3) Werden auf Wunsch der Nutzungsberechtigten Graber geraumt und eingeebnet, kann dies
durch den Nutzungsberechtigten selbst, eine von den Nutzungsberechtigten beauftragte
Firma oder durch Mitarbeiter der Friedhofsverwaltung erfolgen. Die Einebnung ist in allen

Fallen nur mit vorheriger Zustimmung der Friedhofsverwaltung moglich.

(4) Sofern Grabmale und sonstige bauliche Anlagen von der Friedhofsverwaltung abgeraumt
werden, hat der oder die jeweilige Nutzungsberechtigte die entstehenden Kosten gemal der

jeweils guiltigen Friedhofsgebuhrenordnung zu tragen.

VI. Herrichtung, Bepflanzung und Unterhaltung der Grabstatten
§ 37

Bepflanzung von Grabstétten

(1) Alle Grabstatten — mit Ausnahme der Rasengraber, Urnenrasengraber, dem Feld fur anonyme
Urnenbeisetzungen, Gréaber auf der Friedwiese sowie den Baumgrabstatten — sind zu
bepflanzen und dauernd instand zu halten. Bei der Bepflanzung und Pflege sind die Belange

des Umweltschutzes, insbesondere des Gewésser- und Bodenschutzes zu beachten.

(2) Zur Bepflanzung der Grabstatten sind nur geeignete Gewachse zu verwenden, die andere
Grabstatten und die offentlichen Anlagen und Wege nicht beeintrdchtigen. Das Pflanzen,
Umsetzen oder Beseitigen von Baumen, gro3wtchsigen Strauchern und Hecken bedarf der

vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

-24 -



Fur Schaden, die durch auf einer Grabstatte gepflanzte Baume, Straucher, Hecken oder &hnliche
Anpflanzungen an Grabmalen, Grabeinfassungen oder sonstigen Grabausstattungen
benachbarter Grabstatten oder an 6ffentlichen Anlagen und Wegen verursacht werden, haften

die Nutzungsberechtigten der Grabstétte, deren Bepflanzung die Schaden verursacht.

(3) Auf den Grabstatten durfen nur Kranze, Grabgebinde oder &hnlicher Grabschmuck abgelegt

werden, die ausschliel3lich unter Verwendung von verrottbaren Materialien hergestellt sind.

(4) Verwelkte Blumen und Krénze sind durch die Nutzungsberechtigten von den Grabstétten zu
entfernen. Geschieht dies nicht, so kann die Friedhofsverwaltung nach angemessener Frist die

Blumen und Kranze ohne Ankiindigung beseitigen.

(5) Blumen und Krénze sowie sonstiger von Grabstéatten abgeraumter pflanzlicher Grabschmuck
durfen nur in die eigens daflr aufgestellten Behéltnisse bzw. den daflr eingerichteten Platzen

abgelegt werden.

(6) Zur Unkrautbekampfung durfen keine Mittel verwendet werden, die eine Grundwasser-

verunreinigung verursachen konnen.

(7) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veranderung von gartnerischen Anlagen auf3erhalb der

Grabstatten obliegt ausschlief3lich der Friedhofsverwaltung.

(8) GielRkannen, Spaten, Harken und andere Gerate durfen nicht auf den Grabstatten oder hinter

den Grabmalen und in den Anpflanzungen aufbewahrt werden.

§ 38

Herrichtungsverpflichtung und friedhofswirdige Unterhaltung

(1) Alle Grabstatten missen im Rahmen der Vorschriften des § 37 hergerichtet und dauernd

instandgehalten werden.

(2) Reihen- und Urnenreihengrabstatten miussen innerhalb von 6 Monaten nach der Bestattung,
Wahl- und Urnenwabhlgrabstatten innerhalb von 6 Monaten nach dem Erwerb des Nutzungsrechts

bzw. der zuletzt vorgenommenen Beisetzung, hergerichtet werden.
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(3) Wird eine Reihengrabstatte wahrend der Dauer der Ruhefrist, eine Wahlgrabstéatte wahrend
der Dauer des Nutzungsrechts Uber einen langeren Zeitraum nicht entsprechend den
Bestimmungen dieser Friedhofsordnung in friedhofswirdiger Weise instandgehalten und
gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine angemessene Frist zur
Durchfihrung der erforderlichen Arbeiten zu setzen. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder
ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, gentigen als Aufforderung eine oOffentliche
Bekanntmachung und ein Aufkleber auf dem Grabmal bzw. der sonstigen baulichen Anlage, der
fur die Dauer von einem Monat angebracht wird. Nach erfolglosem Ablauf der Frist zur
Instandhaltung und Pflege der Grabstatte kann die Friedhofsverwaltung die Grabstéatte auf

Kosten der oder des Nutzungsberechtigten abraumen, einebnen und einsédhen lassen.

VII. Schluss- und Ubergangsvorschriften
8§39
Ubergangsregelung
(1) Bei Grabstatten, Uber welche die Gemeinde bei In-Kraft-Treten dieser Friedhofsordnung bereits

verfugt hat, bestimmt sich die Nutzungsdauer und die Gestaltung nach den zum Zeitpunkt

des Erwerbs des Nutzungsrechts geltenden ortsrechtlichen Vorschriften.

(2) Vor dem In-Kraft-Treten dieser Satzung aufgestellte Grabmale, Einfassungen und sonstige
Grabausstattungen sind innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf der Ruhefrist bei Reihen- und
Urnenreihengrabstatten bzw. nach Ablauf der Nutzungszeit bei Wahl- und Urnenwahlgrabstétten
durch den Nutzungsberechtigten zu entfernen. Erfolgt der Abbau oder die Entsorgung
durch die Friedhofsverwaltung oder deren Beauftragte sind die hierflr entstehenden Kosten
nach der jeweiligen Gebuhrenordnung zum Zeitpunkt der Durchfuhrung der Arbeiten zu erstatten.
Kommen die Nutzungsberechtigten ihren Verpflichtungen nach S. 1 nicht nach, so ist

die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstatte auf deren Kosten abrdumen zu lassen.

§ 40
Listen
(1) Es werden folgende Listen geflhrt:
a) Ein Grabregister der beigesetzten Personen mit den laufenden Nummern der Reihen-
grabstatten, der Wabhlgrabstatten, der Urnengrabstatten, der Baumgrabstéatten, der
Rasengraber, Urnenrasengraber und der Positionierung im anonymen Urnenfeld,

b) eine Namenskartei der beigesetzten Personen unter Angabe des Beisetzungszeitpunktes,
c) ein Verzeichnis nach 8 34 Abs. 4 dieser Friedhofsordnung.
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(2) Es wird ein Verzeichnis der Nutzungsberechtigten mit Name, Anschrift .... geflhrt. Diese Daten

werden zum Ende des Jahres, in dem das Grab gerdumt wurde, geléscht.

(3) Diese Listen und Verzeichnisse kdnnen auch digitalisiert gefuihrt werden.

(4) Zeichnerische Unterlagen, Gesamtplane, Belegungspléane und Grabmalentwiirfe sind von der

Friedhofsverwaltung zu verwahren.

841
Geblhren

(1) Far die Inanspruchnahme (Benutzung) des Friedhofs und seiner Einrichtungen und Anlagen
sowie fur damit zusammenhangende Amtshandlungen der Friedhofsverwaltung sind Gebihren

nach der geltenden Friedhofsgeblihrenordnung der Gemeinde Calden zu entrichten.

(2) Soweit Leistungen der Umsatzsteuer unterliegen, tritt zu den in der geltenden
Friedhofsgebuhrenordnung der Gemeinde Calden festgesetzten Gebuhren die Umsatzsteuer in
der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Hohe hinzu.

§42
Haftung

Die Gemeinde haftet nicht fir Schaden, die durch nicht satzungsgemafe Benutzung der Friedhofe,
ihrer Anlagen oder ihrer Einrichtungen durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. Ihr
obliegen keine besonderen Obhuts- und Uberwachungspflichten. Sie haftet nicht fiir Diebstahl. Im

Ubrigen haftet die Gemeinde nur fiir Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit.

§ 43
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

a) auRerhalb der gem. § 6 festgelegten Offnungszeiten die Friedhofe betritt oder sich dort

aufhalt,

b) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. a) Wege auf dem Friedhof ohne Erlaubnis mit einem
Fahrzeug befahrt,
C) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. b) Waren oder gewerbliche Dienste anbietet,
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d) entgegen 8§ 7 Abs. 2 Buchst. ¢) an Sonn- und Feiertagen oder in der Nahe einer Bestattung
storende Arbeiten ausfihrt,

e) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. d) ohne schriftlichen Antrag eines Berechtigten bzw. ohne

Zustimmung der Friedhofsverwaltung gewerbsmafig fotografiert,

f) entgegen 8§ 7 Abs. 2 Buchst. e) Plakate anbringt bzw. Druckschriften verteilt,

g) entgegen 8§ 7 Abs. 2 Buchst. f) den Friedhof, seine Anlagen und Einrichtungen verunreinigt
und beschadigt sowie Rasenflachen und Grabstéatten unberechtigterweise betritt,

h) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. g) Abraum und Abfélle aufRerhalb der hierfiir vorgesehenen
Platze ablegt,

i) entgegen 8 7 Abs. 2 Buchst. h) Tiere auf den Friedhof mitbringt,

J) entgegen 8§ 7 Abs. 2 Buchst. i) abgesehen von Trauerfeiern Musikinstrumente spielt oder
Tonwiedergabegerate fur Dritte betreibt,

k) entgegen 8 9 Abs. 1 gewerbliche Tatigkeiten auf dem Friedhof ohne vorherige Zulassung

durch die Friedhofsverwaltung ausfuhrt,

[) entgegen 8 9 Abs. 6 gewerbliche Arbeiten an Sonn- oder Feiertagen oder auf3erhalb der

festgelegten Zeiten ausfihrt,

m) entgegen § 9 Abs. 7 Werkzeuge und Materialien auf3erhalb genehmigter Stellen lagert

oder gewerbliche Geréte an oder in den Wasserentnahmestellen des Friedhofs reinigt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbul3e von 5,- € bis 1.000,- €, (§ 17 Abs. 1 OWiG)
bei fahrlassiger Zuwiderhandlung bis 750,- € geahndet werden. Die GeldbuRe soll den
wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Ubersteigen.

Reicht das satzungsgemalie Hochstmal? hierzu nicht aus, so kann es Gberschritten werden.

(3) Das Gesetz tuber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils giltigen Fassung findet Anwendung;
zustandige Verwaltungsbehdorde im Sinne des 8§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes uber
Ordnungswidrigkeiten ist der Gemeindevorstand.
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844
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Es wird bestatigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlissen der
Gemeindevertretung Ubereinstimmt und dass die fur die Rechtswirksamkeit mafRgebenden

Verfahrensvorschriften eingehalten wurden.

Calden,

Der Gemeindevorstand der

Gemeinde Calden

(Siegel)

(Maik Mackewitz)

Blrgermeister
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Beschlussvorlage

- Offentlich -

VL-154/2023
Fachbereich Finanzen, Personal,

Ordnungswesen

Federfuhrendes Amt | Fachbereichsleiter |I Gemeinde Calden
Datum 27.10.2023
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschlielRend
ég;saciggss fir Nachhaltigkeit, Infrastruktur und 08.11.2023 vorberatend
Haupt- und Finanzausschuss 13.11.2023 vorberatend
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschlielend

Ubernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung fir die Ortsteile Calden, Meimbressen,
Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten
hier: Beratung- und Beschlussfassung uber die Friedhofsgeblhrenordnung

Sachdarstellung:

Nachdem die entsprechenden Kirchenvorstande die Beschllisse gefasst hatten, die Aufgaben der
Friedhofsverwaltung nicht langer wahrzunehmen, hat eine dafiir gebildete Arbeitsgruppe in der
Verwaltung die ndtigen Voraussetzungen dafir geschaffen, dass ein reibungsloser Ubergang der
Aufgaben zum 01.01.2024 an die Gemeinde Calden erfolgen kann.

In diesem Zusammenhang wurden neben zahlreichen anderen Arbeiten sowohl ein Entwurf einer
Friedhofsordnung als auch ein Entwurf einer Friedhofsgeblhrenordnung erstellt, die
Grundvoraussetzung fur die Erfillung der anstehenden Aufgaben darstellen.

Grundlage fir die Gebuhrenordnung war eine Aufstellung aller kalkulierten Kosten unter
Berucksichtigung der nunmehr erhéhten Personalkosten und des erhdhten Materialaufwandes fir
Gemeindeverwaltung und Bauhof.

Um eine Kostendeckung zu erzielen, mussten die Friedhofsgebuhren fur die Burger im Vergleich
zu den bisherigen Gebuhren zum Teil enorm hoch veranschlagt werden.

Aus diesem Grund muss diskutiert werden, ob eine hundertprozentige Deckung erfolgen soll.

Finanzielle Auswirkungen:

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung beschlieltt die Friedhofsgebihrenordnung zum 01.01.2024 in der
vorlegten Form. Die Friedhofsgeblhrenordnung tritt am 01.01.2024 in Kraft.

Anlage(n):

1. FriedhofsgeblUhrenordnung
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FriedhofsgeblUhrenordnung
der Gemeinde Calden

Aufgrund des 8§ 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung
v. 07.03.2005 (GVBI. | S. 142), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.02.2023
(GVBI. S. 90, 93) i.V.m. 8§ 2 Abs. 3 Satz 1 des Friedhofs- und Bestattungsgesetzes (FBG) v.
05.07.2007 (GVBI. I S. 338), zuletzt geandert durch Gesetz v. 23.08.2018 (GVBI. | S. 381) hat die
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden am folgende Friedhofsgebiihrenordnung
beschlossen:

I. Gebihrenpflicht
§1
Gebuhrenerhebung

Fur die Inanspruchnahme (Benutzung) der Friedhdfe und ihrer Einrichtungen und Anlagen im
Rahmen der Friedhofsordnung der Gemeinde Calden sowie flr damit zusammenhangende
Amtshandlungen (gebuhrenpflichtige Leistungen) werden Gebihren nach Mal3gabe dieser
Gebuhrenordnung erhoben.

82
Gebiuhrenschuldner

(1) Schuldnerin oder Schuldner der Gebuhren fir Leistungen nach der Friedhofsordnung sind:
a) die Antragstellerin oder der Antragssteller

b) Bei Bestattungen die Personen, die nach dem Hessischen Friedhofs- und Bestattungsgesetz
(FBG) bei verstorbenen die erforderlichen Sorgemaf3nahmen zum Schutz der Gesundheit und
der Totenruhe zu veranlassen haben.

Angehorige in diesem Sinne sind der Ehegatte, der Lebenspartner nach dem
Lebenspartnerschaftsgesetz, Kinder, Eltern, Enkel, Geschwister sowie Adoptiveltern und
-kinder

Lebte der Verstorbene im Zeitpunkt seines Todes in einem Krankenhaus, einer Pflege- oder
Gefangenenanstalt, einem Heim, einer Sammelunterkunft oder einer &hnlichen Einrichtung,
so ist der Leiter/-in dieser Einrichtung oder deren Beauftrage Verpflichteter im obigen Sinne,
wenn Angehdrige innerhalb der fir die Bestattung bestehenden Zeit nicht aufzufinden sind.

c) bei Umbettungen und Wiederbestattungen i. S. v. 8§ 13 der Friedhofsordnung ausschlief3lich
die Antragstellerin oder Antragsteller

d) diejenige Person, die sich der Gemeinde gegeniber schriftlich zur Tragung der Kosten
verpflichtet hat.

(2) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.
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§3
Entstehung der GeblUhrenschuld, Falligkeit

(1) Die Gebuhrenschuld entsteht mit der Inanspruchnahme von Leistungen nach der
Friedhofsordnung.

(2) Die Gebuhren sind 4 Wochen nach Bekanntgabe des entsprechenden Gebiuhrenbescheids
fallig.
84

Rechtsbehelfe/Zwangsmittel

(1) Die Rechtsbehelfe gegen Gebihrenbescheide aufgrund dieser Satzung regeln sich nach den
Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der jeweils gultigen Fassung.

(2) Fur die zwangsweise Durchsetzung der im Rahmen dieser Satzung erlassenen Gebulhren-

bescheide gelten die Vorschriften des Hessischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes in der
jeweils gultigen Fassung.

Il. Gebuhrenarten
§5
Gebuhren fir die Benutzung der Friedhofshalle

Fur die Benutzung der Friedhofshalle werden folgende Gebuhren erhoben:

(1) Benutzung der Friedhofskapelle/Friedhofshalle in Calden, Westuffeln und Obermeiser mit
Aufbewahrung einer Leiche zur Trauerfeier 200,00 €

(2) Benutzung der Friedhofskapelle fur Trauerfeier ohne
anschlieende Beisetzung auf einem Friedhof im Gemeindegebiet 300,00 €

(3) Benutzung der Friedhofshalle in Ehrsten und Meimbressen 100,00 €
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§6
Bestattungsgebihren

(1) FOr das Ausheben und SchlieBen eines Grabes werden folgende Gebihren erhoben:

(a) Bei der Bestattung der Leiche Verstorbener ab dem vollendeten 5. Lebensjahr

1) in einer Reihengrabstatte 500,00 €
2) in einer Wahlgrabstatte 500,00 €
3) in einer Rasengrabstéatte 500,00 €

(b) Bei der Bestattung der Leiche Verstorbener bis zum vollendeten 5. Lebensjahr

1) in einer Reihengrabstatte 300,00 €

2) in einer Wahlgrabstatte 300,00 €

(2) Bei der Beisetzung von Ascheresten werden fur das Ausheben und SchlieBen eines Grabes
folgende Gebihren erhoben:

(a) in einer Urnenreihengrabstatte 200,00 €
(b) in einer Urnenwabhlgrabstétte (je Urne) 200,00 €
(c) in einer Urnenrasengrabstatte 200,00 €
(d) in einem Feld fir anonyme Urnenbeisetzung (nur Calden) 100,00 €
(e) in einer Baumgrabstatte 200,00 €

(3) Fur die Bestattung an Samstagen wird ein Zuschlag in Hohe von 50 % der vollen Gebuhr
berechnet.

87
Umbettungsgebihren

Fur die Umbettungen, die durch die Friedhofsverwaltung bzw. durch von ihr beauftragte Dritte
ausgefuhrt werden, werden folgende Gebihren erhoben. Die Umbettungsgebihren umfassen
folgende Tatigkeiten der Gemeinde Calden.

(1) Umbettung einer Leiche

(a) innerhalb desselben Friedhofs 1.500,00 €
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(b) zu einem anderen Friedhof gem. § 1 Friedhofsordnung 1.600,00 €
(c) zu einem anderen Friedhof nach Aufwand

(2) FUr die Umbettung der Leiche eines Kindes unter 5 Jahren betragt die Gebuhr 50 % der
vorstehenden Satze.

(3) Fur die Umbettung einer Ascheurne

(a) innerhalb desselben Friedhofs 500,00 €

(b) nach einem anderen Friedhof gem. § 1 Friedhofsordnung 600,00 €

(c) zu einem anderen Friedhof nach Aufwand
§8

Erwerb des Nutzungsrechts an einer Reihengrabstéatte und Urnenreihengrabstatte

(1) Fur die Uberlassung einer Reihengrabstatte fur die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit gem. §
18 Abs. 1 Friedhofsordnung) und die Nutzung der Friedhofseinrichtungen und
-anlagen werden folgende Gebiihren erhoben:

(a) Reihengrab zur Beisetzung eines Verstorbenen bis
zur Vollendung des 5.Lebensjahres 1.000,00 €

(b) Reihengrab zur Beisetzung eines Verstorbenen ab
Vollendung des 5. Lebensjahres 1.600,00 €

(2) Fur die Uberlassung einer Urnenreihengrabstatte fir die Dauer von 25 Jahren
(Nutzungszeit gem. § 25 Abs. 1 Friedhofsordnung) werden erhoben: 1.100,00 €

(3) Fur die Verlangerung des Nutzungsrechts an einer Reihengrabstatte fir Kinder
werden pro Jahr der Verlangerung erhoben: 30,00 €

§9
Erwerb von Nutzungsrechten an Wahlgrabstéatten und Urnenwahlgrabstatten
(1) Fur die Uberlassung einer Wahlgrabstatte fur die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit gem. § 21
Abs. 1 Friedhofsordnung) und die Nutzung der Friedhofseinrichtungen und —anlagen werden
folgende Gebulhren erhoben:

(a) Fur eine einstellige Grabstelle zur Beisetzung eines Verstorbenen ab
Vollendung des 5.Lebensjahres 1.600,00 €

(b) Fir eine zweistellige Grabstelle zur Beisetzung
von zwei Verstorbenen 2.200,00 €
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(c) Fur eine Grabstelle zur Beisetzung eines Verstorbenen bis
zur Vollendung des 5. Lebensjahres 1.000,00 €

(2) Fur die Uberlassung einer Urnenwahlgrabstétte fur die Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit gem.
8 26 Abs. 1 Friedhofsordnung)

(a) Fur eine einstellige Grabstelle zur Beisetzung eines Verstorbenen
ab Vollendung des 5.Lebensjahres 1.100,00 €

(b) Fur eine zweistellige Grabstelle zur Beisetzung
von zwei Verstorbenen 1.200,00 €

(3) Fur die Verlangerung des Nutzungsrechts an einer Wahlgrabstéatte bzw. Urnenwahlgrabstatte
(8 21 Abs. 1 und Abs. 3 bzw. 8§ 26 der Friedhofsordnung) werden folgende Gebuhren erhoben:

(a) bei Wahlgrabstatten
je Grabstelle und Jahr der Verlangerung (30,-€) 50,00 €
zzgl. Pflegepauschale pro Jahr (20,-€)

(b) bei Urnengrabstatten
je Grabstelle und Jahr der Verlangerung (30,-€) 50,00 €
zzgl. Pflegepauschale pro Jahr (20,-€)

(4) Fur den Wiedererwerb einer Wahlgrabstatte bzw. Urnenwabhlgrabstatte gelten
Abs. 1 und 2 entsprechend.

§ 10
Erwerb von Nutzungsrechten an weiteren Grabarten
(1) Firr die Uberlassung nachfolgender Grabstatten und die Nutzung der Friedhofseinrichtungen
und —anlagen werden folgende Geblhren erhoben:

(a) Rasengrab fur die Dauer von 30 Jahren
(Nutzungszeit gem. § 23 Abs. 1 und § 23a Abs. 1Friedhofsordnung)  1.500,00 €

(b) Urnenrasengrab fir die Dauer von 25 Jahren
(Nutzungszeit gem. § 27 Abs. 1 Friedhofsordnung) 900,00 €

(c) Anonyme Beisetzung (nur Calden) fir die Dauer von 25 Jahren
(Nutzungszeit gem. § 29 Abs. 1 Friedhofsordnung) 800,00 €

(d) Fur eine Baumgrabstatte fur die Dauer von 25 Jahren
(Nutzungszeit gem. § 30 Abs. 2 Friedhofsordnung) 1.000,00 €

(e) Friedwiese flur die Dauer von 25 Jahren
(Nutzungszeit gem. § 27a Abs. 1 Friedhofsordnung) 1.000,00 €
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(f) Sternenkinder (8 3 Abs. 2 e) und 4 Satz 3 Friedhofsordnung) gebuhrenfrei
§11
Gebihren fur Grabraumung

(1) Fur die Raumung einer Grabstatte durch die Friedhofsverwaltung bzw. durch von ihr beauftragte
Dritte (8 36 Abs. 2 und 3 der Friedhofsordnung) werden folgende Gebuhren erhoben:

(a) Fur die Beseitigung von Grabmalen, Abdeckplatten, Fundamenten, Befestigungsmaterialien,
Grabeinfassungen und Gewachsen

1) bei Reihengrabstatten, Urnenreihengrabstéatten, Rasengrabstatten
Urnenrasengrabstéatten, Urnenwahlgrabstatten und
Einstelligen Wahlgrabstéatten 300,00 €
2) bei mehrstelligen Wahlgrabstéatten 500,00 €
Die Grabraumungsgebiihren entstehen abweichend von § 3 Abs. 1 bei Uberlassung der Grabstatte
(b) Bei der vorzeitigen Grabraumung durch die Friedhofsverwaltung bzw. durch von ihr beauftragte

Dritte oder von Privatpersonen (8 36 Abs. 1 und 3 Friedhofsordnung) ist bis Ablauf der Ruhefrist
eine Pflegekostenpauschale pro vollem Kalenderjahr und pro Grabstelle zu leisten.

(a) Reihengrabstatte 20,00 €

(b) Wahlgrabstatten 20,00 €

(c) Urnenreihengrabstatten 20,00 €

(d) Urnenwahlgrabstétten 20,00 €
§12

Gebuhren fur Grabmale
(1) Bei den folgenden Grabarten werden die Grabmale von der Friedhofsverwaltung beschafft
(a) Rasenerdgrabstatten auf der Friedewiese in Calden
(b) Rasenurnengrabstatten auf der Friedewiese in Calden
(c) Baumgrabstatten

Die Gebuhren gelten nach den jeweiligen Gebuhrenséatzen der Firma Steinmetz Hartwig Gernot in
Espenau.
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8§12
Verwaltungsgebihren

(1) Fur Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstatigkeiten der Friedhofsverwaltung, die sie auf
Veranlassung oder Giberwiegend im Interesse einzelner vornimmt, erhebt die Gemeinde folgende
Verwaltungskosten (Gebuhren und Auslagen). Kostenpflicht besteht auch, wenn ein auf
Vornahme einer Amtshandlung oder sonstigen Verwaltungstatigkeit gerichteter Antrag oder ein
Widerspruch zuriickgenommen, abgelehnt oder zurtickgewiesen, oder die Amtshandlung
zurickgenommen oder widerrufen wird.

(a) Fur die Prufung zu einer Umbettung von Leichen und Aschen (8 13 Abs. 2 der
Friedhofsordnung) 35,00 €

(b) Fir die Prufung der Errichtung, Veranderung von Grabmalen, Grabeinfassungen sowie
sonstigen Grabausstattungen (8 32 bis 36 der Friedhofsordnung) je 35,00 €

(c) Fur die Prifung der Umwandlung einer Grabstatte (gemaf 8 21 Abs. 8) je 35,00 €

(d) Fir die Reservierung einer Grabstatte auf der Friedwiese in Calden
(geméan § 27a Abs. 2) je 50,00 €

(2) Die Kostenschuld entsteht mit Eingang des Antrages. Die Verpflichtung zur Erstattung von
Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu erstattenden Betrages.

(3) Die Verwaltungsgebihren werden innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe des
entsprechenden Gebihrenbescheids fallig.

(4) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet,

(a) wer die Amtshandlung oder sonstige Verwaltungstétigkeit der Gemeinde veranlasst oder zu
wessen Gunsten sie vorgenommen wird,

(b) wer sich der Friedhofsverwaltung gegentber zur Tragung der Kosten verpflichtet hat,
(c) wer fur die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.
Mehrere Kostenschuldner haften gemeinsam.

(5) Zahlungsverpflichtungen fur die Grabnutzung, die aus den bisherigen Satzungen der

Kirchengemeinden Calden, Ehrsten, Meimbressen, Westuffeln und Obermeiser entstanden sind,
bleiben hiervon unberthrt.
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§13
Umsatzsteuer

Soweit Anspriche der Gemeinde der Umsatzsteuerpflicht unterliegen, ist die Umsatzsteuer in der
jeweils festgelegten Hohe von dem Pflichtigen zusatzlich zu entrichten.

§ 14
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Es wird bestatigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlissen der

Gemeindevertretung Ubereinstimmt und dass die fur die Rechtswirksamkeit maf3gebenden

Verfahrensvorschriften eingehalten wurden.

Calden,

Der Gemeindevorstand der

Gemeinde Calden

(Siegel)

(Maik Mackewitz)

Blrgermeister
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FriedhofsgebUhrenordnung

der Gemeinde Calden

Aufgrund des 8 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung
v. 07.03.2005 (GVBI. I S. 142), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.02.2023
(GVBI. S. 90, 93) i.V.m. 8§ 2 Abs. 3 Satz 1 des Friedhofs- und Bestattungsgesetzes (FBG) v.
05.07.2007 (GVBI. I S. 338), zuletzt geandert durch Gesetz v. 23.08.2018 (GVBI. | S. 381) hat die
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden am 16.11.2023 folgende Friedhofsgebihrenordnung
beschlossen:

I. Gebihrenpflicht
§1
Gebuhrenerhebung

Fur die Inanspruchnahme (Benutzung) der Friedhdfe und ihrer Einrichtungen und Anlagen im
Rahmen der Friedhofsordnung der Gemeinde Calden sowie fur damit zusammenhangende
Amtshandlungen (gebuhrenpflichtige Leistungen) werden Gebiuhren nach Mal3gabe dieser
Gebuhrenordnung erhoben.

82
Gebiuhrenschuldner

(1) Schuldnerin oder Schuldner der Gebuhren fir Leistungen nach der Friedhofsordnung sind:
a) die Antragstellerin oder der Antragssteller

b) Bei Bestattungen die Personen, die nach dem Hessischen Friedhofs- und Bestattungsgesetz
(FBG) bei verstorbenen die erforderlichen Sorgemaf3nahmen zum Schutz der Gesundheit und
der Totenruhe zu veranlassen haben.

Angehorige in diesem Sinne sind der Ehegatte, der Lebenspartner nach dem
Lebenspartnerschaftsgesetz, Kinder, Eltern, Enkel, Geschwister sowie Adoptiveltern und
-kinder

Lebte der Verstorbene im Zeitpunkt seines Todes in einem Krankenhaus, einer Pflege- oder
Gefangenenanstalt, einem Heim, einer Sammelunterkunft oder einer &hnlichen Einrichtung,
so ist der Leiter/-in dieser Einrichtung oder deren Beauftrage Verpflichteter im obigen Sinne,
wenn Angehdorige innerhalb der fur die Bestattung bestehenden Zeit nicht aufzufinden sind.

c) bei Umbettungen und Wiederbestattungen i. S. v. 8 13 der Friedhofsordnung ausschlie3lich
die Antragstellerin oder Antragsteller

d) diejenige Person, die sich der Gemeinde gegeniber schriftlich zur Tragung der Kosten
verpflichtet hat.

(2) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.
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§3
Entstehung der GeblUhrenschuld, Falligkeit

(1) Die Gebuhrenschuld entsteht mit der Inanspruchnahme von Leistungen nach der
Friedhofsordnung.

(2) Die Gebuhren sind 4 Wochen nach Bekanntgabe des entsprechenden Gebuihrenbescheids
fallig.
84

Rechtsbehelfe/Zwangsmittel

(1) Die Rechtsbehelfe gegen Gebiihrenbescheide aufgrund dieser Satzung regeln sich nach den
Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der jeweils gultigen Fassung.

(2) Fur die zwangsweise Durchsetzung der im Rahmen dieser Satzung erlassenen Gebihren-

bescheide gelten die Vorschriften des Hessischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes in der
jeweils gultigen Fassung.

Il. Gebuhrenarten
§5
Gebuhren fir die Benutzung der Friedhofshalle

Fur die Benutzung der Friedhofshalle werden folgende Gebuhren erhoben:

(1) Benutzung der Friedhofskapelle/Friedhofshalle in Calden, Westuffeln und Obermeiser mit
Aufbewahrung einer Leiche zur Trauerfeier 200,00 €

(2) Benutzung der Friedhofskapelle fur Trauerfeier ohne
anschlieende Beisetzung auf einem Friedhof im Gemeindegebiet 300,00 €

(3) Benutzung der Friedhofshalle in Ehrsten und Meimbressen 100,00 €
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§6
Bestattungsgebihren

(1) FOr das Ausheben und SchlieBen eines Grabes werden folgende Gebuhren erhoben:

(a) Bei der Bestattung der Leiche Verstorbener ab dem vollendeten 5. Lebensjahr

1) in einer Reihengrabstatte 500,00 €
2) in einer Wahlgrabstatte 500,00 €
3) in einer Rasengrabstéatte 500,00 €

(b) Bei der Bestattung der Leiche Verstorbener bis zum vollendeten 5. Lebensjahr

1) in einer Reihengrabstatte 300,00 €

2) in einer Wahlgrabstatte 300,00 €

(2) Bei der Beisetzung von Ascheresten werden fur das Ausheben und Schlie3en eines Grabes
folgende Gebihren erhoben:

(a) in einer Urnenreihengrabstatte 200,00 €
(b) in einer Urnenwahlgrabstétte (je Urne) 200,00 €
(c) in einer Urnenrasengrabstatte 200,00 €
(d) in einem Feld fir anonyme Urnenbeisetzung (nur Calden) 100,00 €
(e) in einer Baumgrabstatte 200,00 €

(3) Fur die Bestattung an Samstagen wird ein Zuschlag in Hohe von 50 % der vollen Gebuhr
berechnet.

87
Umbettungsgebihren

Fur die Umbettungen, die durch die Friedhofsverwaltung bzw. durch von ihr beauftragte Dritte
ausgefuhrt werden, werden folgende Gebihren erhoben. Die Umbettungsgebiihren umfassen
folgende Tatigkeiten der Gemeinde Calden.

(1) Umbettung einer Leiche

(a) innerhalb desselben Friedhofs 1.500,00 €
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(b) zu einem anderen Friedhof gem. § 1 Friedhofsordnung 1.600,00 €
(c) zu einem anderen Friedhof nach Aufwand

(2) FUr die Umbettung der Leiche eines Kindes unter 5 Jahren betragt die Gebuhr 50 % der
vorstehenden Satze.

(3) Fir die Umbettung einer Ascheurne

(a) innerhalb desselben Friedhofs 500,00 €

(b) nach einem anderen Friedhof gem. § 1 Friedhofsordnung 600,00 €

(c) zu einem anderen Friedhof nach Aufwand
§8

Erwerb des Nutzungsrechts an einer Reihengrabstatte und Urnenreihengrabstatte

(1) Fur die Uberlassung einer Reihengrabstatte fir die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit gem. §
18 Abs. 1 Friedhofsordnung) und die Nutzung der Friedhofseinrichtungen und
-anlagen werden folgende Gebihren erhoben:

(a) Reihengrab zur Beisetzung eines Verstorbenen bis
zur Vollendung des 5.Lebensjahres 1.000,00 €

(b) Reihengrab zur Beisetzung eines Verstorbenen ab
Vollendung des 5. Lebensjahres 1.600,00 €

(2) Fur die Uberlassung einer Urnenreihengrabstatte fiir die Dauer von 25 Jahren
(Nutzungszeit gem. § 25 Abs. 1 Friedhofsordnung) werden erhoben: 1.100,00 €

(3) Fur die Verlangerung des Nutzungsrechts an einer Reihengrabstatte fiur Kinder
werden pro Jahr der Verlangerung erhoben: 30,00 €

§9
Erwerb von Nutzungsrechten an Wahlgrabstéatten und Urnenwahlgrabstatten
(1) Fur die Uberlassung einer Wahlgrabstatte fur die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit gem. § 21
Abs. 1 Friedhofsordnung) und die Nutzung der Friedhofseinrichtungen und —anlagen werden
folgende Gebulhren erhoben:

(a) Fur eine einstellige Grabstelle zur Beisetzung eines Verstorbenen ab
Vollendung des 5.Lebensjahres 1.600,00 €

(b) Fir eine zweistellige Grabstelle zur Beisetzung
von zwei Verstorbenen 2.200,00 €
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(c) Fur eine Grabstelle zur Beisetzung eines Verstorbenen bis
zur Vollendung des 5. Lebensjahres 1.000,00 €

(2) Fur die Uberlassung einer Urnenwahlgrabstétte fir die Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit gem.
8 26 Abs. 1 Friedhofsordnung)

(a) Fur eine einstellige Grabstelle zur Beisetzung eines Verstorbenen
ab Vollendung des 5.Lebensjahres 1.100,00 €

(b) Fur eine zweistellige Grabstelle zur Beisetzung
von zwei Verstorbenen 1.200,00 €

(3) Fur die Verlangerung des Nutzungsrechts an einer Wahlgrabstatte bzw. Urnenwahlgrabstatte
(8 21 Abs. 1 und Abs. 3 bzw. 8§ 26 der Friedhofsordnung) werden folgende Gebuhren erhoben:

(a) bei Wahlgrabstatten
je Grabstelle und Jahr der Verlangerung (30,-€) 50,00 €
zzgl. Pflegepauschale pro Jahr (20,-€)

(b) bei Urnengrabstatten
je Grabstelle und Jahr der Verlangerung (30,-€) 50,00 €
zzgl. Pflegepauschale pro Jahr (20,-€)

(4) Fur den Wiedererwerb einer Wahlgrabstatte bzw. Urnenwahlgrabstatte gelten
Abs. 1 und 2 entsprechend.

§ 10
Erwerb von Nutzungsrechten an weiteren Grabarten
(1) Firr die Uberlassung nachfolgender Grabstatten und die Nutzung der Friedhofseinrichtungen
und —anlagen werden folgende Geblhren erhoben:

(a) Rasengrab fur die Dauer von 30 Jahren
(Nutzungszeit gem. § 23 Abs. 1 und § 23a Abs. 1Friedhofsordnung)  1.500,00 €

(b) Urnenrasengrab fiir die Dauer von 25 Jahren
(Nutzungszeit gem. § 27 Abs. 1 Friedhofsordnung) 900,00 €

(c) Anonyme Beisetzung (nur Calden) fir die Dauer von 25 Jahren
(Nutzungszeit gem. § 29 Abs. 1 Friedhofsordnung) 800,00 €

(d) Fur eine Baumgrabstatte fur die Dauer von 25 Jahren
(Nutzungszeit gem. § 30 Abs. 2 Friedhofsordnung) 1.000,00 €

(e) Friedwiese flur die Dauer von 25 Jahren
(Nutzungszeit gem. § 27a Abs. 1 Friedhofsordnung) 1.000,00 €
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(f) Sternenkinder (8 3 Abs. 2 e) und 4 Satz 3 Friedhofsordnung) gebuhrenfrei
§11
Gebihren fur Grabraumung

(1) Fur die Raumung einer Grabstatte durch die Friedhofsverwaltung bzw. durch von ihr beauftragte
Dritte (8 36 Abs. 2 und 3 der Friedhofsordnung) werden folgende Gebihren erhoben:

(a) Fur die Beseitigung von Grabmalen, Abdeckplatten, Fundamenten, Befestigungsmaterialien,
Grabeinfassungen und Gewachsen

1) bei Reihengrabstatten, Urnenreihengrabstétten, Rasengrabstatten
Urnenrasengrabstétten, Urnenwahlgrabstatten und
Einstelligen Wahlgrabstéatten 300,00 €
2) bei mehrstelligen Wahlgrabstétten 500,00 €
Die Grabraumungsgebiihren entstehen abweichend von § 3 Abs. 1 bei Uberlassung der Grabstatte
(b) Bei der vorzeitigen Grabrdumung durch die Friedhofsverwaltung bzw. durch von ihr beauftragte

Dritte oder von Privatpersonen (8 36 Abs. 1 und 3 Friedhofsordnung) ist bis Ablauf der Ruhefrist
eine Pflegekostenpauschale pro vollem Kalenderjahr und pro Grabstelle zu leisten.

(a) Reihengrabstatte 20,00 €

(b) Wahlgrabstatten 20,00 €

(c) Urnenreihengrabstatten 20,00 €

(d) Urnenwahlgrabstatten 20,00 €
§12

Gebuhren fur Grabmale
(1) Bei den folgenden Grabarten werden die Grabmale von der Friedhofsverwaltung beschafft
(a) Rasenerdgrabstatten auf der Friedewiese in Calden
(b) Rasenurnengrabstatten auf der Friedewiese in Calden
(c) Baumgrabstatten

Die der Gemeinde Calden entstehenden Kosten sind von den Nutzungsberechtigten zu erstatten.
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§13
Verwaltungsgebihren

(1) Fur Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstatigkeiten der Friedhofsverwaltung, die sie auf
Veranlassung oder Giberwiegend im Interesse einzelner vornimmt, erhebt die Gemeinde folgende
Verwaltungskosten (Gebuhren und Auslagen). Kostenpflicht besteht auch, wenn ein auf
Vornahme einer Amtshandlung oder sonstigen Verwaltungstétigkeit gerichteter Antrag oder ein
Widerspruch zuriickgenommen, abgelehnt oder zurtickgewiesen, oder die Amtshandlung
zurickgenommen oder widerrufen wird.

(a) Fur die Prifung zu einer Umbettung von Leichen und Aschen (8§ 13 Abs. 2 der
Friedhofsordnung) 35,00 €

(b) Fir die Prufung der Errichtung, Veranderung von Grabmalen, Grabeinfassungen sowie
sonstigen Grabausstattungen (8 32 bis 36 der Friedhofsordnung) je 35,00 €

(c) Fur die Prifung der Umwandlung einer Grabstatte (gemaf 8 21 Abs. 8) je 35,00 €

(d) Fur die Reservierung einer Grabstatte auf der Friedwiese in Calden
(geméan § 27a Abs. 2) je 50,00 €

(2) Die Kostenschuld entsteht mit Eingang des Antrages. Die Verpflichtung zur Erstattung von
Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu erstattenden Betrages.

(3) Die Verwaltungsgebihren werden innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe des
entsprechenden Gebihrenbescheids fallig.

(4) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet,

(a) wer die Amtshandlung oder sonstige Verwaltungstatigkeit der Gemeinde veranlasst oder zu
wessen Gunsten sie vorgenommen wird,

(b) wer sich der Friedhofsverwaltung gegentber zur Tragung der Kosten verpflichtet hat,
(c) wer fur die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.
Mehrere Kostenschuldner haften gemeinsam.

(5) Zahlungsverpflichtungen fur die Grabnutzung, die aus den bisherigen Satzungen der

Kirchengemeinden Calden, Ehrsten, Meimbressen, Westuffeln und Obermeiser entstanden sind,
bleiben hiervon unberthrt.
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814
Umsatzsteuer

Soweit Anspriche der Gemeinde der Umsatzsteuerpflicht unterliegen, ist die Umsatzsteuer in der
jeweils festgelegten Hohe von dem Pflichtigen zuséatzlich zu entrichten.

815
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Es wird bestatigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlissen der

Gemeindevertretung Ubereinstimmt und dass die fur die Rechtswirksamkeit mafl3gebenden

Verfahrensvorschriften eingehalten wurden.

Calden,

Der Gemeindevorstand der

Gemeinde Calden

(Siegel)

(Maik Mackewitz)

Blrgermeister



Gemeindevertretung 16.11.2023

Stand: 16.11.2023



“ TOP 1: Antrag SPD Fraktion 25.04.2023 zur Buslinie 100

Reisedienst Bonte
Vellmar-Nord » Espenau » Calden » Calden-Flughafen Kassel » l @ 47

Westuffeln » Obermeiser » Niedermeiser » Zwergen » Liebenau

~ Calden-Flughafen Kassel > Schiferberg > Kassel Bahnhof Wilhelmshshe @ ‘I 00

-_—

—— ~ - Reredienst Bonte



Registrierung Empfangen Versenden Umleiten



Top 3: Wahl Stv. Ortsgerichtsvorsteher u. Schoffen

Ortsgericht

il

Ehrsten -- FUrstenwald -- Meimbressen



TOP 4: Wahl Schiedsperson Calden
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Schiedsamt

Calden — Ehrsten — Furstenwald — Meimbressen — Obermeiser — Westuffeln



Finanzbericht 1/2023

Stand: 31.07.2023



Haushaltsvollzug 2023

- (8 28 GemHVO)Gemeindevertretung mindestens zweimal
janrlich Gber Stand des Haushaltsvollzugs zu unterrichten

- Zuletzt im Spatsommer 2022 bzw. im Zusammenhang mit
den Haushaltsberatungen 2023.

- Die aktuelle Berichterstattung erfolgt mit Stand 31.07.2023. )A

- Haushaltsplan 2023 wurde 30.03.2023 von
Gemeindevertretung beschlossen

- 12.05.2023 Genehmigung Kommunalaufsicht



Ruckblick auf das Haushaltsjahr 2022

Alle Jahresabschlisse bis einschliel3lich 2022 wurden der Revision des
Landkreises zur Prufung vorgelegt (bis 2021 wurden bereits alle gepruft!)

Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen:  19.593.022,90 Euro

Gesamtbetrag der ordentlichen Ertrage: 19.928.626,10 Euro
Ordentliches Ergebnis (Uberschuss): 335.603,20 Euro
Aul3erordentliche Aufwendungen: 2.473,54 Euro
Aul3erordentliche Ertrage: 442.647,21 Euro
AuRerordentliches Ergebnis (Uberschuss): 440.173,67 Euro

Jahresergebnis (Uberschuss):

775.776,87 Euro

Bilanzsumme (Aktiva/Passiva): 54.285.096,68 Euro
Eigenkapital (nur Netto-Position): 5.690.814,41Euro




Situation 31.07.2023

Liquiditat: 4.925.142,55 € (Kontenstand am 31.07.2023)

aber: Viele Mallhahmen aus 2021 und 2022 wurden
noch nicht umgesetzt (liguide Mittel daher zum grof3en

Teil gebunden)!

Die Gemeindekasse hatte bislang 851 Zahlungs-
erinnerungen, 306 Mahnungen und 102
Vollstreckungsauftrage erzeugt.

Offene Posten: 473.719,20 € (Debitoren)
34.938,97 € (Kreditoren)
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Ergebnisrechnung - Ausgewahlte Einzelpositionen

Buchungen bis
Sachkonto: Planansatz (Euro): zum Berichts-
zeitpunkt (Euro):

Gemeindeanteil an
der Umsatzsteuer

Grundsteuer B

l— Umsatzerlose
43 Forstbetrieb
J (u.a.Holzverkaufe)

< s37-) Benutzungsgebiihren
R Waldschwimmbad)

4

N

3.200.000 3.072.570
16.11.2023: 3.201.000 Euro

4.4770.000 2.446.931
438.000 210.710
1.450.000 1.449.236
200.000 296.792
30.000 25.064

16.11.2023: 37.432 Euro

Bemerkungen:

bei den angegebenen Buchungen
handelt es sich um das aktuelle
Anordnungssoll fur 2023, Anderungen
sind jederzeit mdglich.

guartalsweise Abrechnung, 2
Teilbetrage werden noch erwartet.
Planansatz wird voraussichtlich

erreicht.

guartalsweise Abrechnung, 2 Teil-
betrage werden noch erwartet.
Planansatz wird voraussichtlich erreicht

Anordnungssoll 2023.

Uberhang aus dem Vorjahr und
Anhebung der Verkaufspreise

(nachrichtlich: in 2022 wurden 44.653
Euro erzielt)
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Sporthalle|Hesselnberg @@
Meimbressen: ¥

Christusgemeinde Qaldw e
\\

. -//'—”‘

A

v
Callas Styling Make
UE & Hair Brautstyling

i

1. Bauabschnitt (Birkenweg,
Fliederweg und Ulmenweg)
wurde im Juni 2022
fertiggestellt. Investitions-
volumen ca. 1,4 Mio. Euro.

2. Bauabschnitt (Tannenweg u.
Buchenweg). Die MalRnahme
wurde im Juni 2023 begonnen
und soll voraussichtlich Ende
2023 fertiggestellt werden.
Investitionsvolumen von rd. 2,1
Mio. Euro zzgl.
Planungskosten.
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2,7 Mio € Gemeinde

1,3 Mio € Landkreis__»

Die baulichen Leistungen sollen
ausgeschrieben und bis Ende Oktober 2023
submittiert werden. Der Baubeginn der
Gemeinschaftsmallnahme des Landkreises
Kassel und der Gemeinde Calden zur
grundhaften Erneuerung der Ortsdurchfahrt —
Kreisstral3e 46 ist fur April 2024 geplant.




13

Haltestelle Fahrtrichtung Ortsteil

Kaiserplatz

Oberweg
Konzertscheune
Mitte

Abzweig Muhlenberg

beide
beide
beide
beide
beide

Calden

Calden

Ehrsten
Westuffeln
Westuffeln

Von den 54 Haltestellen wurden
in  der Vergangenheit bereits
9 Bushaltestellen barrierefrei mit
taktilen Elementen umgebaut.

Mit den vorhandenen Ansatzen
aus den Haushaltsjahren 2022
und 2023 ist geplant, funf
Bushaltestellen beidseitig der
Haltepunkte barrierefrei
umzubauen.

Investitionsvolumen: 740.000
Euro (FOrderung tber 70 % der
Kosten wurde beantragt.
Umsetzung voraussichtlich 2024




Aktuelle MalRhahmen aus dem Finanzhaushalt 2023

Plan 250.000 €
Modell Stadtische Werke

~100.000 € .
1 = — § —_—
: : N —
» Beschaffung eines 250 kVA-Aggregates auf einem NS —
Tandem-Schwerlast-Fahrgestell § —
~
-
S

» Betriebsfuhrung durch Stadtische Werke (ca. 4.600 €/a) a0 === -

e Einlagerung

* 4-wo6chige Probelaufe unter Volllast
 Wartung und Inspektion

* HU und AU

* etc.

 Abholbereit und einsetzbar 365 Tage im Jahr / 24
Stunden am Taq!

 Bereitstellung nach Herstellung friihestens ab Februar
2024



Aktuelle MalRhahmen aus dem Finanzhaushalt 2023
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Dacherneuerung Dorfgemeinschaftshaus Flurstenwald

Das vorhandene Flachdach wird durch ein zeitgeméafRes Pultdach zukunftsfahig
gemacht.

Optional ist die spatere Montage von Dachflachenphotovoltaik vorgesehen.

Der Bauantrag liegt mittlerweile der Bauaufsichtsbeht6rde des Landkreises
Kassel zur Priafung vor. In Abhangigkeit zur Erteilung der Baugenehmigung ist
der Baubeginn fur das Fruhjahr 2024 geplant.

Haushaltsmittel:
420.000 Euro (2023)
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« Der Bebauungsplan ist am 10. Juni 2022 in Kraft getreten. Der Sportverein
konnte im Nachgang die Baugenehmigung beantragen und die
erforderlichen Bauleistungen ausschreiben.

 Der Kunstrasenplatz wurde zwischenzeitlich fertiggestellt und in Betrieb

genommen, sodass der Gemeindevorstand erwartet, die bewilligten
Zuschusse noch im Haushaltsjahr 2023 zur Auszahlung bringen zu kdnnen.




Aktuelle Malshahmen aus dem Finanzhaushalt 2023
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Erneuerbare Energie (Mal3nahmen der Gemeinde)

Haushaltsmittel: 250.000 Euro (2021)
und 15.000 / 85.000 Euro (2023)

Eine Photovoltaikanlage mit 40
Modulen und Stromspeicher sowie
nachgeschalteten Wallboxen wurde in
2022/23  auf dem Dach des
Feuerwehrhauses Calden montiert
und befindet sich bereits in Nutzung.

Eine vergleichbare Anlage am Bauhof
wurde beauftragt.

Aktuell werden noch Mdglichkeiten an
der Klaranlage Calden, dem Wasser-
werk dem Rathaus und eine
Optimierung an der Dreschhalle
Obermeiser verfolgt.
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Aktuelle Maldhahmen aus dem Finanzhaushalt 2023

Erneuerbare Energie (Zinslose Darlenhen an Burger)

Haushaltsmittel: 150.000
Euro (2021) und 100.000
Euro (2023)

Bislang wurden Darlehen (7 x
FUW und 10 x Ubrige) tber
85.000 Euro zugesichert
(davon wurden bisher 60.000

: . bl ;.ﬁ“;‘-..,_ A :
g S m - Euro ausgezahlt).
L T T B
L9 - “"'\ '- . . "'-' “ j:’_‘- IV e s ’:’ ,-,4.;.-;‘ ,‘:" 32 pe
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Py -

** - »
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A

g e e S e T I b Es sind noch Haushaltsmittel

Aktualisierung zum 16.11.2023: 115.000 Euro verngbar!
zugesichert/ 80.000 Euro ausgezahlt!



Fazit

Es besteht zum jetzigen Zeitpunkt
kein akuter Handlungsbedarf flr
die politischen Gremien.
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Vorausschau

Wasser und Abwasser (aktuell erfolgt
die Erstellung neuer Geblhren-
kalkulationen):

Vorlage an die Gemeindevertretung im
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Vorausschau
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Kreis- und Schulumlage 2024

Vorankindigung

“Kreisumlage + 4 Punkte und
Schulumlage + 1 Punkt”




Vorausschau
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Kreis- und Schulumlage 2024

2.615.526,00€  2.615.526,00 €

7.000.000

6.000.000

5.000.000

4.000.000

3.000.000

2.000.000

1.000.000

0

1.968.950,00 €

2021

2.229.191,00 €

3.6
S €

2022

2.513.704,00 €

2023

m Kreisumlage

3.
€

2024 2024
(Erwartung)  (Anktndigung
LR)

m Schulumlage




Vorausschau

2]

Kreis- und Schulumlage 2024

Grundsteuer B: Z.Zt bel 680 Pkt
50 Punkte =~ 100.000 Euro

275 Punkte = ~ 5§50.000 €
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Vorausschau

| \’\ Kindergartenbus (Prufauftrag aus der Sitzung

‘*f_— “53.3 * der Gemeindevertretung vom 13.07.2023)

=

Von einer eigenverantwortlichen Losung (mit dem gemeindlichen Kleinbus und
ehrenamtlichem Fahrdienst) wird aus organisatorischen und haftungsrechtlichen
Grunden dringend abgeraten.

Daher wurden 5 regional tatige Busunternehmen um Kostenangebote gebeten

Gunstigste Angebote flr einen Bus nebst Fahrer: 8 Sitzer 193,-- Euro/Tag
18 Sitzer 249,-- Euro/Tag
40 Sitzer 410,-- Euro/Tag

Bei ca. 230 Einsatztagen waren das Aufwendungen zwischen 44.390 und 94.300 Euro.

Hinzu kdmen noch die Personalkosten flr eine Teilzeitbeschaftigung (Busbegleitung)
fur ca. 15 — 20 Stunden pro Woche (nach KGST-Tabelle 50% von EG 2 ca. 25.000 Euro.
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TOP 6: BERK Ansparlosung

S S ST

17 Kommunen griunden BERK
[Energie Region Kassel Beteiligungs-GmbH]

Verkauf

Gewinne Steuern




TOP 7: Betelligung an KEAM — Kapitalernohung
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K ommunale i

157 Gesellschafter

Hohe Nachfrage erfordert Kapitalernohung
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TOP 8: Erneuerung Wilhelmsthaler Stralde

Alte Planung
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TOP 8: Erneuerung Wilhelmsthaler Strale

¥ 2 J’ 5.00 252
gemeinsa gemeinsame
Verkehrsfia 250 250 Verkehrsflache
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TOP 9: Jahresabschluss 2021

Ve GOKEN | POLLAK | PARTNFR

WIRTSCHAFTSPRUFUNG UND BERATUNG

Bericht

iiber die Priifung des Jahresabschlusses
zum 31. Dezember 2021
und des Rechenschaftsberichtes
fiir das Haushaltsjahr 2021

Bericht
der
liber die Priifung des Jahresabschluss
zum 31. Dezember 2021 Gemeinde
und des Rechenschaftsberichtes Calden

fiir das Haushaltsjahr 2021

der

Gemeinde Calden

REVISION
DES LANDKREISES KASSEL
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Friedhofsordnung

Friedhofsgebuhrenordnung
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Gemeindevertretung 16.11.2023
Mittellungen Gemeindevorstand

Stand: 16.11.2023
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Sachstand Betreuung Schule

Nachmittagsbetreuung

lmlllllllllll"!‘ ‘
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Erweiterte Fruhbetreuung
54 Kinder

Erweiterte Betreuung ab 13.30 Uhr:
&=l 35 Kinder

Keine Kosten fur Gemeinde!!




Erhaltung des Feuchtbiotops an der K 47

34

Ausgangssituation:

Antrag FWG vom 10.11.2022 (zum Bau eines
Stauwehres fur das Amphibienschutzgebiet/
Feuchtbiotop an der K47)

Beschluss:

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Calden
beschliel3t, den Gemeindevorstand damit zu
beauftragen, Moglichkeiten zur Bewasserung des
Amphibienschutzgebietes/Feuchtbiotops an der
Kreisstral3e 47 zu prifen.

In diesem Zusammenhang ist auch zu prifen,
welche Finanzierungsmaoglichkeiten bestehen.

‘.' 2 “
B ®
/5 :\n - .

25.09.2023 - niedriger Wasserstand der Calde
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Erhaltung des Feuchtbiotops an der K 47

Sachstand:

 Machbarkeitsstudie wurde beauftragt 2>
Ergebnis steht noch aus
* Der Zulauf, der Wasser aus der Calde in das
Feuchtbiotop leiten soll, liegt zu hoch
« Wasser kann nur eingeleitet werden,
wenn die Wasserstande entsprechend

o N
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hoch sind! /‘ ‘3:: i o : \ ‘; * 2
» Der Zulauf wurde von der Freiwilligen 27.10.2023 - hoherer 27.10.2023 - Spiilung war
Feuerwehr Calden erfolgreich durchgespdlt Wasserstand der Calde erfolgreich, Wasser gelangt

und von Laub, Asten etc. befreit A in das Biotop und ,,suchte
« Insgesamt 4.500 Liter Wasser wurden | VBl S 4 s sich seinen Weg*“
durch den Zulauf in das Biotop gegeben

* Ingenieurbtro WAGU GmbH wird weitere,
notwendige MalRnahmen (z. B. ein Stauwehr
oder ahnliches) im Ergebnis der
Machbarkeitsstudie auffiihren - ebenso die
voraussichtlich notwendigen Kosten

» Weiteres Vorgehen muss auch mit der unteren
Wasserbehorde (UWB) abgestimmt werden

Y 2 )
). N b s e
g A >
WAL
2 ran’ )

27.10.2023 — Wasserschlauch
der FFW Calden hilft beim
Durchsptlen des Zulaufes
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Wasserversorgung Frankenhausen

1. Ausgangslage

Als Rechtsnachfolger des 1999 aufgelosten Wasserverbandes
Wilhelmsthal liefert die Gemeinde Calden auf der Grundlage
eines Vertrages vom 10.05.1976 Wasser an die Staatsdoméane
Frankenhausen und den dort befindlichen Wohnhausern, die
sich im Hoheitsgebiet der Stadt Grebenstein befinden.

Das im dortigen Brunnen gewonnene Rohwasser wurde tber
Jahrzehnte hinweg nicht aufbereitet und als Trinkwasser
genutzt.

In der Vergangenheit gab es keine Griinde zur Beanstandung
der Wasserlieferung.

Aktuell entspricht das Wasser jedoch nur noch zweitweise den
Anforderungen aus der Trinkwasserverordnung.
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Kein Aﬁgchluss- und Benutzungszwang!!

.. >>Keine Versorgungspflicht von Calden!!
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2. Sachstand

2. Sachstand:

» Staatsdomane Frankenhausen fordert von der Gemeinde die
Bereitstellung von aufbereitetem Trinkwasser
- das bedingt eine Investition zulasten des Haushaltes

» Gemeindevorstand bietet der Staatsdomane Frankenhausen seit
geraumer Zeit einen direkten Anschluss an das an Wasserwerk
Calden an

- Kostentragung soll durch Anschlussnehmer erfolgen

- Staatsdomane sieht sich nicht in der Pflicht der Kostentragung

* Gesundheitsamt hat zwischenzeitlich angeordnet, dass die
Gemeinde Ursachenforschung betreiben und MalRnhahmen zur
Wiederherstellung einwandfreier Trinkwasserqualitat umsetzen
muss

* Gemeinde hat gegen Anordnung Klage eingelegt

i

Technische Lésungsméglichkeiten

i —
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Wasserversorgung

\durch Grebenstein

— 4 Leitung ab N
/ Dezentrale N \_  Wasserwerk Calden /"
\ Wasseraufbereitung ~ / ~ -

/ } Wasseraufbereitung H\I
\_ imHochbehalter /

. ___-/’

—

/" Emeuerung Leitungsnetz
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3. Juristischer Sachstand

Rechtsanwalt:
Herr Dr. Hans Henning Lohmann
(Vorsitzender Richter am Hess. VGH a. D.)

Wesentliche Inhalte des aktuellen Beschlusses vom
Hessischen VGH vom 23. September 2023:

» Staatsdomane Frankenhausen gehort in Teilen zur
Offentlichen Wasserversorgungsanlage der Gemeinde

* Gemeinde muss Wasser in Trinkwasserqualitat liefern

Weiteres Klageverfahren anhangig — Unser Rechtsanwalt
empfiehlt zunachst die Wahrnenmung eines Gitetermins, zu
dem die Staatsdomane eingeladen werden kann

In Abhangigkeit zum Ausgang des Streitverfahrens muissen
ggf. Ansétze im Haushaltsplan 2024 zugunsten der
Trinkwasserversorgung der Staatsdoméne gebildet werden




Deutsche Glasfaser - Terrado
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Glasfaserort

Calden
Kreis Zukunft
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Lagerplatze

Asphaltstralden

Blrgersteige

Ersatzvornahme

C esasomame

Ersatzvornahme wg Gefahr u. Bausubstanz



Deutsche Glasfaser - Terrado
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Soll - Ist

1. Lagerplatze:

e Ersatzvornahme Raumung und Wiederherstellung
des Lagerplatzes Calden

- MalRinahme vor Saisonbeginn des
Waldschwimmbades abgeschlossen

e Ersatzvornahme Raumung und Wiederherstellung
des Lagerplatzes Flrstenwald

= MalRnahme voraussichtlich bis 17.11.2023
abgeschlossen




Deutsche Glasfaser - Terrado

Soll - Ist

2. Asphaltstral3en:

e Ersatzvornahme Calden StraRenquerungen
1. Bauabschnitt

- MalRnahme abgeschlossen

e Ersatzvornahme Calden StraRenquerungen
2. Bauabschnitt

- MalRnahme abgeschlossen "*

e Ersatzvornahme Obermeiser gesamte At
StralRenquerungen und weitere Asphaltflachen .- =

= MalRnahme bis ca. Mitte Dez. 2024
abgeschlossen




Deutsche Glasfaser

- Terrado
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Soll - Ist

3. BlUrgersteige:

e Ersatzvornahme Calden Gehwegpflaster
,Hegerweg*

- MalRnahme abgeschlossen

e Ersatzvornahme Calden Gehwegpflaster
,Diemelweg*

= MalRnahme abgeschlossen

Ersatzvornahme Westuffeln Gehwegpflaster
,Bremer Str. 2 - 48“

- MalRinahme bis ca. Mitte Dez.2024
abgeschlossen




Sachstand DGH Fiurstenwald

Burgerhaus Furstenwald - Planungsauftrag nach HH-Genehmigung im

April 2023 vergeben, weiterer HH-Ansatz 2024
(Blitzschutz + Planer etc.) wurde angemeldet

« 585 m2 Dachflache, gréof3tenteils
Pultdachlosung mit Trapezblech

 FoOrderantrag (15 %) gestellt, vorzeitiger
Vorhabenbeginn genehmigt

« Erfolgte Auftragsvergaben:
Zimmermann, Dachdecker, Gerlustbau
(Investition von insgesamt 275.000 €)

« Ausstehende Auftragsvergaben:
Blitzschutz, Maurer, Maler, Trockenbauer

 \Voraussichtliche Bauzeit: Jan. - Mai 2024



Sachstand DGH Furstenwald

Burgerhaus Furstenwald - Planungsauftrag nach HH-Genehmigung im

April 2023 vergeben, weiterer HH-Ansatz 2024
(Blitzschutz + Planer etc.) wurde angemeldet

« 585 m2 Dachflache, gréof3tenteils
Pultdachlosung mit Trapezblech

 FoOrderantrag (15 %) gestellt, vorzeitiger

\/nrhahanheninn neneahmint

AFJ-mZuwendungsbescheld
- +.(15%) eingetroffen
-~ ~60.000 €
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Standorte aktuell:
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Standorte aktuell:

1. Weimarer Stral3e OE aus
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Meimbressen
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Obermeiser

Standort aktuell:
Niedermeiserstral3e, OE aus
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Neuer Standesbeamter verstarkt

das Team der Gemeinde Calden

Die Gemeinde Calden freut
sich, Herrn Kevin Oswald
als neuen Standesbeamten
vorstellen zu dirfen. Seit Juli
2023 ist Herr Oswald bereits
im Burgerburo tatig und
wurde nun am 19. Oktober
2023 offiziell zum Standes-
beamten ernannt.

Mit der Ernennung von
Herrn Oswald mochte die
Gemeinde Calden ihr An-
gebot an standesamtlichen
Trauungen weiter aufrecht
erhalten und den Anfragen
gerecht werden. Aktuell kon-
nen Paare ihre Eheschlie-
Bung sowohl im Rathaus als
auch im idyllischen Schloss
Wilhelmsthal (von April bis
Oktober) vollziehen.

Diese beiden Locations bie-
ten den perfekten Rahmen
fir den schénsten Tag im
Leben.

Birgermeister Maik Macke-
witz zeigt sich erfreut uber
die personelle Verstarkung:
“Mit Herrn Oswald haben wir
einen weiteren qualifizierten
Standesbeamten fur unser
Team gefunden, um den stei-
genden Anfragen flur stan-
desamtliche Trauungen auch
in Zukunft gerecht werden zu
kénnen®.

Die Gemeinde Calden freut
sich darauf, auch in Zukunft
den Paaren unvergessliche
Hochzeitszeremonien zu er-
moglichen.

Kontakt:

Frau Janine Kloppmann,
Tel.: 05674 702 19 E-Mail:
Janine.Kloppmann @ calden.
de oder

Herr Kevin Oswald, Tel.:
05674 702 35 E-Mail: Kevin.
Oswald@calden.de




Sachstand Wilhelmsthaler Stral3e [Stand heute]

auf Ihre Anfrage zum Sachstand ,Verkehrsverbot fiir Lkw /,5 t, Kreisstrale 46 OD Calden®

mochte ich Ihnen folgendes antworten:

Die in dem Verkehrszeichenplan dargestellte Beschilderung wurde bestellt.

Aufgrund Schilderanzahl und dessen Inhalt musste eine separate Bestellung ausgelost werden, da wir
diese in diesem Umfang auf der Meisterei bzw. den Meistereien nicht vorratig haben.

Eine genaue Mitteilung des Liefertermins, wann die Schilder auf die SM geliefert werden, steht noch aus.
Benannt wurde Anfang der 47.KW 2023, genaueres kann ich leider nicht sagen.

Sobald die Schilder da sind, erfolgt zeitnah die Umsetzung.

Bitte haben Sie Verstandnis, dass ich zum jetzigen Zeitpunkt hierfur keinen Termin benennen kann.

Mit freundlichen Grul3en

Hessen Mobil

Stral3en- und Verkehrsmanagement
Sachgebiet Verkehr Kassel
Leuschnerstral3e 73, 34134 Kassel
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Defibrilatoren

DEFIBRILLATOR

SCHILLER _

* Ortsbeirate haben Orte genannt
 Angebote liegen vor
* Vergabe asap
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ANIS Bericht - Sachstand Wohnmobilstellplatze




Verwaltung

1.Nachste Sitzungstermine

ANIS:
HFA:
Gemeindevertretung:

13.12.2023
18.12.2023
21.12.2023



	Dokumente
	Bekanntmachung 16.11.2023 Gemeindevertretung der Gemeinde Calden  (exportiert: 30.10.2023)
	Öffentliche Niederschrift 16.11.2023 Gemeindevertretung der Gemeinde Calden  (exportiert: 22.11.2023)

	Tagesordnungspunkte
	I. öffentliche Sitzung
	1. Sachstandsmitteilung zum Antrag der SPD-Fraktion zur halbstündigen Verdichtung der Buslinie 100 vom 25.04.2023 (Beschluss der Gemeindevertretung vom 25.06.2023). FA-3/2023
	Fraktionsantrag FA-3/2023 - Sachstandsmitteilung zum Antrag der SPD-Fraktion zur halbstündigen Verdichtung der Buslinie 100 vom 25.04.2023 (Beschluss der Gemeindevertretung vom 25.06.2023). (exportiert: 27.10.2023)

	2. Antrag der SPD-Fraktion zur Erschließung von Packstationen in Calden FA-2/2023
	Fraktionsantrag FA-2/2023 - Antrag der SPD-Fraktion zur Erschließung von Packstationen in Calden (exportiert: 27.10.2023)
	Antrag_SPD_Fraktion (exportiert: 27.10.2023)


	3. Wahl eines stellvertretenden Ortsgerichtsvorstehers sowie zwei weiterer Schöffen für den Ortsgerichtsbezirk Calden II VL-149/2023
	Beschlussvorlage VL-149/2023 - Wahl eines stellvertretenden Ortsgerichtsvorstehers sowie zwei weiterer Schöffen für den Ortsgerichtsbezirk Calden II (exportiert: 27.10.2023)

	4. Wahl einer Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Calden (alle Ortsteile) VL-150/2023
	Beschlussvorlage VL-150/2023 - Wahl einer Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Calden (alle Ortsteile) (exportiert: 27.10.2023)

	5. Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden
hier:  Vorlage eines Finanzberichts nach § 28 GemHVO VL-144/2023
	Beschlussvorlage VL-144/2023 - Haushaltswirtschaft der Gemeinde Caldenhier:  Vorlage eines Finanzberichts nach § 28 GemHVO (exportiert: 30.10.2023)

	6. BERK Ansparlösung VL-142/2023
	Beschlussvorlage VL-142/2023 - BERK Ansparlösung (exportiert: 27.10.2023)
	Anlage 1 (exportiert: 27.10.2023)
	Anlage 2 (exportiert: 27.10.2023)
	Anlage 3 (exportiert: 27.10.2023)


	7. Beteiligung an der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH; Kapitalerhöhung VL-148/2023
	Beschlussvorlage VL-148/2023 - Beteiligung an der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH; Kapitalerhöhung (exportiert: 27.10.2023)
	Anlage_A_Beschlussvorlagen und Erläuterungen (exportiert: 27.10.2023)
	Anlage_F_KEAM_Infomemo (exportiert: 27.10.2023)


	8. Erneuerung der „Wilhelmsthaler Straße“ (Kreisstraße 46) – Ortsdurchfahrt Calden
hier: Beratung und Beschlussfassung über die Ausführungsplanung
 VL-143/2023
	Beschlussvorlage VL-143/2023 - Erneuerung der „Wilhelmsthaler Straße“ (Kreisstraße 46) – Ortsdurchfahrt Caldenhier: Beratung und Beschlussfassung über die Ausführungsplanung (exportiert: 27.10.2023)
	GemVE_Anlage_Planung_1_1 (exportiert: 27.10.2023)
	GemVE_Anlage_Planung_1_2 (exportiert: 27.10.2023)


	9. Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden 
hier: Beratung und Beschlussfassung zum Jahresabschluss 2021 VL-147/2023
	Beschlussvorlage VL-147/2023 - Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden hier: Beratung und Beschlussfassung zum Jahresabschluss 2021 (exportiert: 27.10.2023)
	Prüfung Jahresabschluss 2021 (exportiert: 27.10.2023)


	10.1 Übernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung für die Ortsteile Calden, Meimbressen, Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten
hier: Beratung und Beschlussfassung über die Friedhofsordnung
 VL-153/2023
	Beschlussvorlage VL-153/2023 - Übernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung für die Ortsteile Calden, Meimbressen, Westuffeln, Obermeiser und Ehrstenhier: Beratung und Beschlussfassung über die Friedhofsordnung (exportiert: 27.10.2023)
	Friedhofsordnung (exportiert: 27.10.2023)
	Friedhofsordnung_NEU (exportiert: 13.11.2023)


	10.2 Übernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung für die Ortsteile Calden, Meimbressen, Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten
hier: Beratung- und Beschlussfassung über die Friedhofsgebührenordnung  VL-154/2023
	Beschlussvorlage VL-154/2023 - Übernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung für die Ortsteile Calden, Meimbressen, Westuffeln, Obermeiser und Ehrstenhier: Beratung- und Beschlussfassung über die Friedhofsgebührenordnung  (exportiert: 27.10.2023)
	Friedhofsgebührenordnung (exportiert: 27.10.2023)
	Friedhofsgebührenordnung_NEU (exportiert: 13.11.2023)


	11. Mitteilungen des Gemeindevorstandes
	Mitteilungen des Gemeindevorstandes (exportiert: 22.11.2023)




